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des Bundesministers für Inneres auf die Anfra­
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Beginn der Sitzung: 13 Uhr 3 Minuten 
Präsident Dr. Herbert Schambeck: Meine Da­

men und Herren !  Hoher Bundesrat! Ich e r ö f f -
n e die 558. S itzung des Bundesrates. 

Das Amtliche Protokoll der 557 .  Sitzung des 
Bundesrates vom 15 .  Juli 1 992 ist aufgelegen, un­
beanstandet geblieben und gilt daher als geneh­
migt .  

E n t s c  h u I d i g t haben sich die Mitglieder 
des Bundesrates Alfred Gerstl, Therese Lukasser 
und Dr. h.  c. Manfred Mautner Markhof. 

Einlauf 

Präsident: Eingelangt sind Schreiben der Präs i­
denten . des Burgenländischen und Vorarlberger 
Landtages betreffend Mandatsverzichte. 

Ich ersuche die Schriftführung um Verlesung 
dieser Schreiben. 

Schriftführerin Helga Markowitsch: 

"Herrn Präsidenten des Bundesrates, Bundes­
ratskanzlei, Parlament, 1 0 17 Wien 

Bundesrat F ranz Pomper, 750 1  Roten­
turm/Pinka 3 1 ,  SPÖ, hat, wie aus der beiliegen­
den Erklärung ersichtlich ,  sein Bundesratsmandat 
mit 3 1 .  August 1 992 zurückgelegt. 

Mit dem Ersuchen um Kenntnisnahme zeich­
net mit vorzüglicher Hochachtung 

Präsident des Burgenländischen Landtages Dr. 
Wolfgang Dax" 

"Sehr geehrter Herr P räsident! 

Ing. Georg Ludescher, Elektrounternehmer, 
Schützenstraße 2, 6832 Röthis, erstgereihter Bun­
desrat des Landes Vorarlberg, hat mit beil iegen­
dem Schreiben vom 1 1 . 9. 1 992 mitgeteilt, daß er 
mit Wirkung vom 1 1 . 9. 1 992 sein Bundesrats­
mandat zurücklege. 

Bei dieser Gelegenheit darf ich Dir mittei len ,  
daß an seine Stel le das gewählte Ersatzmitglied, 
Herr Wilhelm Gantner, Unternehmer, Batlogg­
straße 32, 6780 Schruns, nachrückt. 

Der Vorarlberger Landtag wird in einer der 
kommenden Sitzungen ein neues Ersatzmitglied 
wählen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Dein Bertram Jäger" 

Angelobung 

Präsident: Da die einberufenen Ersatzmänner 
im Hause anwesend sind, werde ich sogleich ihre 
Angelobung vornehmen. 

Nach Verlesung der Gelöbnisformel durch die 
Schriftführung wird die Angelobung mit den 
Worten "Ich gelobe" zu leisten sein .  

Ich ersuche die Schriftführung um Verlesung 
der Gelöbnisformel und anschließend um den 
Namensaufruf. 

Schriftführerin Helga Markowitsch: "Sie wer­
den geloben unverbrüchliche Treue der Republik  
Österreich, stete und volle Beobachtung der  Ver­
fassungsgesetze und aller anderen Gesetze sowie 
gewissenhafte Erfüll ung Ihrer Pflichten." 

Helmut Bieter 

Bundesrat Helmut Bieler (SPÖ): Ich gelobe. 

Schriftführerin Helga Markowitsch: Wilhelm 
Gantner 

Bundesrat Wilhelm Gantner (ÖVP): Ich gelo­
be. 

Präsident: Ich begrüße die neuen Bundesräte 
recht herzlich in unserer Mitte. (Allgemeiner Bei­
fall.) 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Eingelangt sind weiters ein Schrei­
ben des Herrn Bundeskanzlers betreffend dessen 
Vertretung sowie ein Schreiben des Bundeskanz­
leramtes betreffend Ministervertretung. 

Ich ersuche höflich die Schriftführung um Ver­
lesung d ieser Schreiben .  

Schriftführerin Helga Markowitsch: 

"Sehr geehrter Herr Präsident! 

Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, daß ich 
mich am 30. September 1 992 im Ausland aufhal­
ten werde. 

Gemäß Artikel 69 Abs. 2 des B undes-Verfas­
sungsgesetzes vertritt mich in dieser Zeit der Herr 
Vizekanzler , den ich h ievon in Kenntnis gesetzt 
habe . 

Mit dem Ausdruck meiner vorzüglichen Hoch­
achtung 

Ihr Vranitzky" 
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Schriftführerin Helga Markowitsch 

"Der Herr Bundespräsident hat am 2 1 .  Sep­
tember 1992, Zl. 800 420/ 1 7, folgende Entschlie­
ßung gefaßt: 

Auf Vorschlag des Bundeskanzlers betraue ich 
für die Dauer der Verhinderung des B undesmini­
sters für Unterricht und Kunst Dr. Rudolf Schol­
ten innerhalb des Zeitraumes vom 29. September 
bis 1 .  Oktober 1992 den Bundesmi nister für öf­
fentl iche Wirtschaft und Verkehr Mag. Viktor 
Klima mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen um 
gefäll ige Kenntnisnahme Mitteilung zu  machen. 

Für den Bundeskanzler 

Ministerialrat Dr. Wiesmül ler" 

Präsident: Dient zur Kenntnis. 

Eingelangt sind 22 Anfragebeantwortungen ,  
die den Anfragestellern übermittelt wurden. 

Die Anfragebeantwortungen wurden vervielfäl­
tigt und auch an alle übrigen Mitgl ieder des Bun­
desrates verteilt. 

Eingelangt sind jene Beschlüsse des Nationalra­
tes, die Gegenstand der heutigen Tagesordnung 
sind. 

Ich habe diese Beschlüsse sowie den Außenpo­
l itischen Bericht der Bundesregierung über das 
Jahr 1 992 den in Betracht kommenden Ausschüs­
sen zur Vorberatung zugewiesen.  Die Ausschüsse 
haben ihre Vorberatungen abgeschlossen und 
schriftliche Ausschußberichte erstattet. 

Wird zur Tagesordnung das Wort gewünscht? 
- Dies ist nicht der Fal l .  

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Aufgrund eines mir zugekommenen 
Vorschlages beabsichtige ich, die Debatte über die 
Punkte 1 bis 3 der Tagesordnung unter einem ab­
zuführen. 

Die Punkte 1 bis 3 sind Beschlüsse des Natio­
nalrates vom 22. September 1 992 betreffend 

ein Abkommen über den Europäischen Wirt­
schaftsraum (EWR-Abkommen) sowie Abkom­
men in Form eines Briefwechsels zwischen der 
EWG und der Republik Österreich über be­
stimmte die Landwirtschaft betreffende Verein­
barungen, 

ein Abkommen zwischen den E FT A-Staaten 
zur Errichtung einer Überwachungsbehörde und 
eines Gerichtshofs samt Protokollen 1 bis 7, An­
hängen I und 11 sowie Vereinbarte Niederschrift ,  

ein Abkommen betreffend einen Ständigen 
Ausschuß der EFTA-Staaten samt Protokollen 1 
und 2, Anhang und Anlage zum Anhang, Verein­
barte N iederschrift sowie E invernehmen der Ver­
tragsparteien. 

Erhebt sich gegen die Zusammenziehung der 
Debatte ein Einwand? - Dies ist n icht der Fall . 
Wir werden daher in  diesem Sinne vorgehen .  

1. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
22. September 1992 betreffend ein Abkommen 
über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR­
Abkommen) sowie Abkommen in Form eines 
Briefwechsels zwischen der EWG und der Repu­
blik Österreich über bestimmte die Landwirt­
schaft betreffende Vereinbarungen (460 und Zu 
460 und 658/NR sowie 4343/BR der Beilagen) 

2. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
22. September 1992 betreffend ein Abkommen 
zwischen den EFT A-Staaten zur Errichtung ei­
ner Überwachungsbehörde und eines Gerichts­
hofs samt Protokollen 1 bis 7, Anhängen I 
und 11 sowie Vereinbarte Niederschrift (583 und 
659/NR sowie 4344/BR der Beilagen) 

3. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
22. September 1992 über ein Abkommen betref­
fend einen Ständigen Ausschuß der EFTA-Staa­
ten samt Protokollen 1 und 2, Anhang und An­
lage zum Anhang, Vereinbarte Niederschrift so­
wie Einvernehmen der Vertragsparteien (584 
und 660/NR sowie 4345/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen somit in die Tagesord­
nung ein und gelangen zu den Punkten 1 bis 3, 
über welche d ie Debatte unter einem abgeführt 
wird. 

Es s ind dies Besch lüsse des Nationalrates vom 
22. September 1992 betreffend 

ein Abkommen über den E uropäischen Wirt­
schaftsraum (EWR-Abkommen) sowie Abkom­
men in  Form eines Briefwechsels zwischen der 
EWG und der Republi k  Österreich über be­
stimmte die Landwirtschaft betreffende Verein­
barungen, 

ein Abkommen zwischen den EFT A-Staaten 
zur E rrichtung e iner Überwachungsbehörde und 
eines Gerichtshofs samt Protokollen 1 bis 7, An­
hängen I und 11 sowie Vereinbarte Niederschrift 
und 

ein Abkommen betreffend einen Ständigen 
Ausschuß  der EFTA-Staaten samt P rotokollen 1 
und 2 ,  Anhang und Anlage zum Anhang, Verein­
barte N iederschrift sowie Einverneh men der Ver­
tragsparteien. 

Die Berichterstattung über die P unkte 1 bis 3 
hat Herr Bundesrat Dr. Milan Linzer iibernom-
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Präsident 

men. Ich ersuche ihn höflich um die Berichter­
stattung. 

Berichterstatter Dr. Milan Linzer: Herr Präsi ­
dent! Meine Damen und Herren!  Ich bringe den 
Bericht des Außenpolitischen Ausschusses über 
den Beschluß des Nationalrates vom 22. Septem­
ber 1992 betreffend ein Abkommen über den Eu­
ropäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) 
sowie ein Abkommen in Form eines Briefwech­
sels zwischen der EWG und der Republi k  Öster­
reich über bestimmte die Landwirtschaft betref­
fende Vereinbarungen. 

Das EWR-Abkommen soll einer weitgehenden 
Verwirklichung des freien Waren-, Personen-, 
Dienstleistungs- und Kapitalverkehrs sowie einer 
engen Zusammenarbeit im Bereich der sogenann­
ten "flankierenden Politiken" (zum Beispiel der 
Forschung und Entwicklung, Umwelt, Bildungs­
wesen und Sozialpolitik) auf der Grundlage des 
gemeinschaftsrechtlichen Primär- und Sekundär­
rechtes dienen. Ziel ist die Errichtung eines dyna­
m ischen und einheitlichen Europäischen Wirt­
schaftsraumes, der auf gemeinsamen Regeln und 
gleichen Wettbewerbsbedingungen beruht. 

Zur Erreichung dieser Ziele wurden neben 
dem allgemeinen Verbot der Diskriminierung aus 
Gründen der Staatsbürgerschaft vor allem der 
Abbau von direkten und indirekten Hindernissen 
für die Verwirkl ichung der "vier Freiheiten" , die 
Einrichtung eines Mechanismus zur Bekämpfung 
von Wettbewerbsverzerrungen,  angemessene 
Rechtsangleichung zwischen den Vertragspartei­
en sowie die Schaffung der für das Funktionieren 
des Abkommens erforderlichen Institutionen ver­
einbart. 

Um die Schaffung eines einhe itlichen Europäi­
schen Wirtschaftsraumes und damit die Verwirk­
lichung binnenmarktähnlicher Verhältnisse zwi­
schen den Vertragsparteien tatsächlich  sicherzu­
stellen, wurden die materiellrechtlichen 
Bestimmungen des Abkommens, sofern sie auch 
vom EG-Recht abgedeckte Bereiche betreffen,  
inhaltlich möglichst gleichartig mit den Bestim­
mungen des gemeinschaftlichen Primär- und Se­
kundärrechtes gestaltet. 

So entsprechen die diesbezügl ichen, i m  Haupt­
tei l  des Abkommens enthaltenen grundlegenden 
Bestimmungen im wesentlichen den analogen Be­
stimmungen des EWR-Vertrages (EG-Primär­
recht). 

Darüber hinaus sind die für das Abkommen re­
levanten und für seine Zwecke angepaßten 
Rechtsakte des EG-Sekundärrechtes, auf die in 
den Anhängen zum Abkommen verwiesen wird, 
Bestandteil des Abkommens und als solche von 
den EFTA-Staaten in ihre Rechtsordnung zu 
übernehmen. 

In  den Anhängen wird n ur auf jene EWR-rele­
vanten Rechtsakte des EG-Sekundärrechtes ver­
wiesen ,  die bis zum Stichtag 3 1 .  Juli 1 991 im  
Amtsblatt der EG k undgemacht wurden.  

Zwischen dem 3 1 .  Juli 1 99 1  und dem Zeit­
punkt des Inkrafttretens des Abkommens ergan­
gene EWR-relevante Rechtsakte des EG-Sekun­
därrechtes werden von den Vertragsparteien 
durch eine entsprechende Änderung der relevan­
ten Anhänge des Abkommens berücksichtigt wer­
den. 

Gegenstand des vorliegenden Beschlusses des 
Nationalrates ist ferner ein Abkommen in Form 
eines Briefwechsels zwisc hen der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft und der Republik Öster­
reich über bestimmte die Landwirtschaft betref­
fende Vereinbarungen. 

Mit dem Abkommen ist es Österreich gelun­
gen, in  Bereichen, in  denen schon seit längerer 
Zeit Vereinbarungen mit den EG angestrebt wor­
den waren, solche zu finalisieren (Vereinbarun­
gen über Obst- und Gemüsesäfte sowie Fleisch­
waren) beziehungsweise die angestrebte Auswei­
tung bestehender Vereinbarungen zu erreichen 
(Käse, Wein). Aufgrund des österreichischen Ver­
handlungskonzeptes konnte die Liste von Agrar­
produkten , für welche die EG einseitige Konzes­
sionen, insbesondere Zollfreiheit und einen Ab­
bau der mengenmäßigen Einfuhrbeschränkun­
gen, verlangt hat, weitgehend reduziert werden .  
Das Abkommen enthält daher nur noch eine klei­
ne Liste von - in Österreich n icht erzeugten -
Produkten, für welche Österreich der Gemein­
schaft einseitige Zollkonzessionen einräumt. Das 
Ergebnis der Verhandlungen Österreichs mit der 
Gemeinschaft, wie es sich nunmehr im Agrarab­
kommen darstellt, ist wertmäßig als ausgewogen 
zu bezeichnen. 

Das EWR-Abkommen betrifft auch Angele­
genheiten des selbständigen Wirkungsbereiches 
der Länder und bedarf daher gemäß Artikel 50 
Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz der Zustim­
mung des Bundesrates. 

Darüber hinaus enthält es verfassungsändernde 
Bestimmungen, durch  die die Zuständigkeit der 
Länder zur Gesetzgebung und Vollziehung einge­
schränkt wird, und bedarf daher im Sinne des Ar­
tikels 50 Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 44 
Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz der Zustim­
mung des Bundesrates mit qualifizierter Mehr­
heit. 

Das bilaterale Agrarabkommen Österreich 
EG ist ein gesetzändernder und gesetzesergän­
zender Staatsvertrag, der dem Einspruchsrecht 
des Bundesrates unterliegt. 
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Der Außenpolitische Ausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage i n  seiner Sitzung am 30. Sep­
tember 1992  in Verhandlung genommen und mit 
Mehrheit beschlossen ,  dem Hohen Hause zu 
empfehlen: 

1 .  dem vorliegenden Beschluß des Nationalra­
tes im Sinne des Artikels 50 Abs. 1 Bundes-Ver­
fassungsgesetz im Sinne des Artikels 50 Abs. 3 in 
Verbindung mit Artikel 44 Abs . 2 Bundes-Ver­
fassungsgesetz die Zustimmung zu erteilen. 

2. gegen das Abkommen in Form eines Brief­
wechsels zwischen der EWG und der Republik 
Österreich über bestimmte die Landwirtschaft be­
treffende Vereinbarungen keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stel lt der Au­
ßenpol itische Ausschuß somit den A n  t r a g, 
der Bundesrat wolle beschließen : 

1 .  Dem Beschluß  des Nationalrates vom 
22 .  September 1992  betreffend ein Abkommen 
über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR­
Abkommen) wird im Sinne des Artikels 50 
Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz beziehungswei­
se im Sinne des Artikels 50 Abs. 3 in Verbindung 
mit Artikel 44 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz 
die Zustimmung erteilt . 

2. Gegen den Beschlu ß des Nationalrates vom 
22. September 1992 betreffend ein Abkommen in 
Form eines Briefwechsels zwischen der EWG und 
der Republ ik Österreich über bestimmte die 
Landwirtschaft betreffende Vere inbarungen wird 
kein Einspruch erhoben. 

Meine Damen und Herren!  Ich bringe weiters 
den Bericht den Außenpol i tischen Ausschusses 
über den Beschluß  des Nationalrates vom 
22.  September 1992 betreffend ein Abkommen 
zwischen den EFT A-Staaten zur Errichtung einer 
Überwachungsbehörde und eines Gerichtshofs 
samt Protokol len 1 bis 7, Anhängen I und II so­
wie Vereinbarte Niederschrift. 

Das Abkommen zwischen den EFT A-Staaten 
zur Errichtung einer Überwachungsbehörde und 
e ines Gerichtshofes befaßt sich mit der Durch­
führung des Abkommens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen, 460 der 
Beilagen) durch die EFTA-Staaten; und zwar auf 
der Grund lage der den EFT A-Staaten im EWR­
Abkommen hinsichtl ich der Überwachung der 
Vertragsdurchführung übertragenen Verpfl ich­
tungen. Für d iese Überwachung sieht das EWR­
Abkommen das sogenannte ,,2-Pfeiler-Model l"  
vor, und zwar derart, daß auf EG-Seite einerseits 
und auf EFT A-Seite andererseits jeweils eigene 
Überwachungsorgane tätig werden ,  die ihrerseits 
der .gerichtlichen Kontrolle unterl iegen, wobei 
das Uberwach ungsorgan der EG-Seite - die EG-

Kommission - dem Gerichtshof der Europäi­
schen Gemeinschaften (EuGH) sowie dem Ge­
richtshof erster Instanz der Europäischen Ge­
meinschaften und das Überwachungsorgan der 
EFT A-Seite einem neu einzurichtenden EFT A­
Gerichtshof untersteht. 

Da das Abkommen auch Angelegenheiten des 
selbständigen Wirkungsbereiches der Länder re­
gelt, und zwar insbesondere in bezug auf die Be­
reiche der staatlichen Beih ilfen, des öffentlichen 
Beschaffungswesens sowie des Abbaus techni­
scher Handelshemmnisse, bedarf es im Sinne des 
Artikels 50 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz der 
Zustimmung des Bundesrates. 

Darüber h inaus enthält das Abkommen verfas­
sungsändernde Bestimmungen im Artikel 5 
Abs. 2 l it .a, Artikel 19 sowie Artikel 27 ,  durch die 
die Zuständigkeit der Länder zur Gesetzgebung 
und Vollziehung eingeschränkt wird. Das Ab­
kommen bedarf daher im Sinne des Artikels 50 
Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 44 Abs. 2 Bun­
des-Verfassungsgesetz der Zustimmung des Bun­
desrates. 

Der Außenpolit ische Ausschuß hat daher in 
seiner Sitzung am 30. September 1992 mit Stim­
menmehrheit beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen ,  dem vorliegenden Abkommen im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 1 beziehungsweise 
Artikels 50 Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 44 
Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz die Zustim­
mung zu e rteilen. 

Als Ergebnis seiner Beratung stel lt der Außen­
politische Ausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen :  

Dem Beschluß des Nationalrates vom 22 .  Sep­
tember 1992 betreffend ein Abkommen zwischen 
den EFTA-Staaten zur Errichtung einer Überwa­
chungsbehörde und eines Gerichtshofs samt 
Protokollen  1 bis 7, Anhängen I u nd II sowie 
Vereinbarte Niederschrift wird im Sinne des Arti­
kels 50 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz bezie­
hungsweise im Sinne des Artikels 50 Abs. 3 in 
Verbindung mit Artikel 44 Abs. 2 Bundes-Ver­
fassungsgesetz die verfassungsmäßige Zustim­
mung erte ilt. 

Meine Damen und Herren !  Ich bringe schließ­
l ich den Bericht des Außen po litischen Ausschus­
ses über den Beschluß des Nationalrates vom 
22 .  September 1 992: Abkommen betreffend ei­
nen Ständigen Ausschuß der EFT A-Staaten samt 
Protokol len 1 und 2, Anhang und Anlage zum 
Anhang, Vereinbarte Niederschrift sowie Einver­
nehmen der Vertragsparteien. 

Das vorliegende Abkommen sieht d ie Einrich­
tung eines Ständigen Ausschusses der EFTA­
Staaten vor. Dieser soll e in  Forum darstellen, in 
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dem die EFT A-Staaten unter anderem ihre 
Standpunkte im Hinblick auf Tagungen der 
EWR-Organe (EWR-Rat und Gemeinsamer 
EWR-Ausschuß) koordinieren und Informatio­
nen austauschen. Der Ständige Ausschuß ist als 
zwischenstaatliches Gremium konzipiert, in das 
jeder EFTA-Staat einen Vertreter entsendet. 

Der Ausschuß kann für alle EFT A-Staaten ver­
bindliche Entscheidungen treffen ,  und zwar 
grundsätzlich im Einvernehmen. In Ausnahme­
fäl len ,  die im Anhang des Abkommens angeführt 
sind , sind Mehrheitsbeschlüsse möglich. Dem 
Ausschuß sind auch administrative Aufgaben 
übertragen, die sich aus der Anwendung des 
Protokolls I des EWR-Abkommens auf die 
Rechtsakte des EWR-relevanten " Acquis commu­
nautaire" ergeben .  

Das Abkommen betreffend e inen Ständigen 
Ausschuß der EFTA-Staaten ist gesetzändernd 
und gesetzesergänzend und bedarf daher der Ge­
nehmigung durch den Nationalrat gemäß Arti­
kel 50 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz. Es hat 
aufgrund es engen Zusammenhangs mit dem 
EWR-Abkommen politischen Charakter. Das 
Abkommen enthält eine verfassungsändernde Be­
stimmung, nämlich Artikel 3 Abs. 1 und 3 .  

Da das Abkommen auch Angelegenheiten des 
selbständigen Wirkungsbereiches der Länder ent­
hält, bedarf es gemäß Artikel 50 Abs. 1 Bun­
des-Verfassungsgesetz der Zustimmung des Bun­
desrates. 

Da durch die oben angeführte verfassungsän­
dernde Bestimmung die Zuständigkeit der Länder 
zur Gesetzgebung und Vollziehung eingeschränkt 
wird, bedarf das Abkommen im Sinne des Arti­
kels 50 Abs. 3 in Verbindung mit Artikel 44 
Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz der Zustim­
mung des Bundesrates. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung am 30. Sep­
tember 1992 in Verhandlung genommen und mit 
Mehrheit beschlossen, dem Hohen Hause zu 
empfehlen, dem vorliegenden Beschluß des Na­
tionalrates im Sinne des Arti kels 50 Abs. 1 Bun­
des-Verfassungsgesetz beziehungsweise im Sinne 
des Artikels 50 Abs. 3 in Verbindung mit Arti­
kel 44 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz die Zu­
stimmung zu ertei len. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Au­
ßenpolitische Ausschuß somit den A n t r a g, der 
B undesrat wolle beschließen: 

Dem gegenständlichen Beschluß des National­
rates vom 22 . September 1992 über ein Abkom­
men betreffend einen Ständigen Ausschuß der 
E FT A-Staaten samt Protokollen 1 und 2, An­
hang und Anlage zum Anhang, Vereinbarte Nie-

derschrift sowie Einvernehmen der Vertragspar­
teien wird i m  Sinne des Artikels 50 Abs. 1 Bun­
des-Verfassungsgesetz beziehungsweise im Sinne 
des Artikels 50 Abs. 3 in  Verbindung mit Arti­
kel 44 Abs. 2 B undes-Verfassungsgesetz die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein, die 
über die zusammengezogenen Punkte unter ei­
nem abgeführt wird.  

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat Dr .  
Peter Kapral .  Ich erteile es ihm. 

13.23 .. 
Bundesrat Dr .  Peter Kapral (FPO, Wien): Herr 

Präsident! Herr Bundesminister !  Frau Staatsse­
kretärin Ederer!  Frau Staatssekretärin Fekter! 
Sehr geehrte Damen und Herren ! Das Abkom­
men über den Europäischen Wirtschaftsraum be­
ziehungsweise über die Errichtung dieses Wirt­
schaftsraumes stellt für mich ein Kunstgebilde 
dar, das niemand wirklich braucht. 

Während der langwierigen Verhandlungen, die 
dem Abschlu ß  dieses Abkommens vorausgegan­
gen sind, hatte ja auch die EG Schwierigkeiten, 
ihr Verständnis von ihrer Tätigkeit und vom Sta­
tus ihrer  Organe - das betrifft vor allem die ihr 
inhärente Entscheidungsautonomie - in Ein­
klang zu bri ngen mit den Bestimmungen dieses 
Abkommens, aber auch die einzelnen M itglieds­
länder der E FTA haben im Zuge der Verhand­
lungen, wie bekannt ist, immer wieder Vorbehalte 
geäußert, und es gab nicht wenige Ländervertre­
ter, die damit spekuliert haben, daß dieses Ab­
kommen nicht zustande kommt. 

Die Verhandlungen,  wenn man diese etwas 
analysiert, wurden eigentlich so geführt, daß da­
mit gerechnet wurde, daß sie scheitern werden ,  
wobei sich Österreich immer etwas hinter den an­
deren versteckt und geglaubt hat, die anderen 
werden schon die Schritte setzen ,  die das Nichtzu­
standekommen dieses Abkommens bewi rken 
werden .  Beispielsweise wurden die Norweger mit 
ihren Vorbehalten hinsichtlich der Fischfang­
rechte nach vorne geschickt, aber auch die 
Schweiz wurde ins Spiel gebracht, wobei ja in der 
Schweiz noch n icht das letzte Wort gesprochen 
ist. Es kann noch immer der Fall sein,  daß die 
Schweiz ihre Vorbehalte , die sie gegen den EWR 
hat, zum Tragen bringt und nicht beitritt. 

Ich darf daran erinnern, daß die Schweiz dieses 
Abkommen einer Volksabstimmung zu unterzie­
hen hat und daß darüber h inaus noch die Zustim­
mung der Mehrheit der Kantone notwendig ist . 
Erst dann kann dieses Abkommen ratifiziert wer­
den. 

Die Zusti mmung der Mehrheit der Kantone 
scheint fraglich zu sein, und zwar auch dann, 
wenn die Volksabstimmung ein für den Beitritt 
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zum EWR positives Ergebnis bringt, was auf­
grund der E rgebnisse der Volksabstimmung über 
die neue Alpentransversale wieder als wahr­
sche in l ic h  gilt. 

Ich gehe davon aus, daß alle Damen und Her­
ren Bundesräte die Vertragsbestimmungen genau 
kennen, n icht nur das Abkommen über den 
EWR, sondern auch das Abkommen in Form ei­
nes Briefwechsels zwischen der Euopäischen Ge­
meinschaft und der Republik Österre ich über be­
stimmte d ie Landwirtschaft betreffende Verein­
barungen ,  das Abkommen zwischen den EFT A­
Staaten zur Errichtung einer Über­
wachungsbehörde und e ines Gerichtshofes sowie 
das Abkommen betreffend einen Ständigen Aus­
schuß der EFT A-Staaten, jeweils samt den Proto­
kollen ,  den Anhängen, den Anlagen zum Anhang, 
den Niederschriften und dem Einvernehmen der 
Vertrags parteien .  

Das al les haben die Damen und Herren Bun­
desräte gelesen und durchgearbeitet und haben 
die sich daraus ergebenden Konsequenzen über­
legt und durchdacht, sonst könnten sie ja heute 
sicherl ich nicht mit gutem Gewissen diesem Ver­
tragskonvolut ihre Zustimmung erteilen. 

Natürl ich,  es ist e in gewisser Widersinn, eine 
gewisse Skurri lität feststellbar, und zwar deshalb,  
weil die EFT A, die sich b isher mit einem kle inen 
Sekretariat bescheiden konnte ,  plötzlich, obwohl 
ihre letzten Tage e ingeläutet werden,  Organe ein­
richten muß,  damit dieses Abkommen über  den 
Europäischen Wirtschaftsraum vol lziehbar wird. 
Es bedarf der Einr ichtung einer Überwachungs­
behörde , eines EFT A-Gerichtshofes, eines Stän­
digen Ausschusses der EFT A-Staaten ,  und das al­
les, um den Vorste ll ungen der Vertragsparteien 
- genannt das Zwei- Säulen-Konzept - gerecht 
werden zu können. Dieses Konzept sie ht vor, daß 
Organe der EG und der EFT A e inander gegen­
überstehen und daß es daneben noch gemeinsame 
Organe. also e ine weitere Säule, gibt, und zwar 
den EWR-Rat, den gemeinsamen Ausschuß, den 
gemeinsamen parlamentarischen Ausschuß -
66 Mitgl ieder, die zur Hälfte von de r EG und der 
EFT A gestellt werden - und den beratenden 
EWR-Ausschuß.  

Siche rlich wird das al les n icht ausre ichen, und 
man hat in  diesem Abkommen bereits vorsorglich 
festgelegt, daß die E inrichtung von Arbeitsgrup­
pen , von Unterausschüssen und so weiter möglich 
sein  soll, die die eigentliche Arbeit zu leisten ha­
ben werden .  

Der e igentliche Kernpunkt meine r  Kritik an 
dem Abkommen über die Errichtung e ines Eu­
ropäischen Wirtschaftsraumes gründet sich auf 
e ine Feststell ung,  die im Gegensatz zu  dem steht, 
was in der Öffentlichkeit immer wieder behauptet 
wird - mögl icherweise wider besseres Wissen .  

Der  EWR bringt nämlich bedauerl icherweise den 
EFT A-Ländern nicht den vol len Genuß der vier  
Freiheiten ,  wie sie im Binnenmarktkonzept der 
EG vorgesehen sind. 

Ich darf sie i n  Erinnerung rufen: Freihe it des 
Warenverkehrs, Fre iheit des Kapitalverkehrs, 
Fre iheit des Personenverkehrs und Freiheit des 
Dienstleistungsverkehrs. 

Der EWR ist nämlich ke ine Zollunion und hat 
somit auch keinen gemeinsamen Außenzolltarif, 
sondern es bleiben die einzelnen Zollbestimmun­
gen der EFTA-Mitgliedsländer weiter aufrecht. 
Die Konsequenz ist, daß die Grenzkontrol len, 
insbesondere im Warenverkehr, bestehenbleiben, 
daß die für die Wirtschaft sehr kostspielige Ur­
sprungsregelung aufrecht ble ibt. 

Wenn man die Sache auf den Punkt bringt, 
muß man eigentlich sagen ,  daß jene Vortei le, die 
die Schaffung des Binnenmarktes für die EG-Mit­
gliedsländer mit sich bringt, den EFT A-Partnern 
im Europäischen Wirtschaftsraum nicht wirkl ich 
zugute kommen. Was das für ein Land bedeutet, 
das zwei Drittel seines Außenhandels, zwei Drit­
tel seiner Ausfuhren - auf dem Importsektor 
macht das noch etwas mehr aus - mit den Mit­
gliedsländern der Europäischen Gemeinschaft 
abwickelt, kann sich jeder selbst vorstel len .  Das 
zeigt, wie wichtig eine gle ichberechtigte und voll­
ständige Einbeziehung der österreichischen Wirt­
schaft in das Binnenmarktkonzept der Europäi­
schen Gemeinschaft ist. (Ruf bei der Ö VP: Sind 
Sie dafür?) 

Die EFTA-Staaten im EWR sind Partner mit 
minderen Rechten . Die EG-Rechtssetzung bleibt 
die einzige EWR-Rechtsquelle. Es wird nur infor­
melle Kontakte zwischen der EG und den EFT A­
M itgliedsländern geben, die keinerlei Verbind­
l ichkeit hinsichtl ich der Beschlüsse der EG-Orga­
ne besitzen.  Im Hinblick auf den Entscheidungs­
mechanismus, wie er im EWR-Abkommen 
festgelegt wird, ist das Parlament förmlich ge­
zwungen,  den EWG-relevanten Acquis zu über­
nehmen, wei l  der praktischen Ausübung des Ve­
torechtes, das im Vertrag zwar formell vorgese­
hen ist , ein rechtlicher Sanktionsmechanismus ge­
genübersteht. Denn die EFTA-Länder kön nen 
nur  mit vorhergegangenen einstimmige n  Be­
schlüssen gegenüber  der EG handeln . 

U nd letztl ich resultieren diese minderen Rech­
te auch aus der Tatsache, daß die Rechtsinterpre­
tationen des Europäischen Gerichtshofes auch 
h insichtl ich des EWR-Abkommens keiner i nner­
staatl ichen Zustimmung bedürfen,  sondern tel­
quel zu akzeptieren  sind. Die EFT A-Staaten ha­
ben demnach kein formales Mitspracherecht bei 
der Gestaltung der EG-Gesetze und -Bestimmun­
gen ,  müssen diese daher, wenn  sie den EWR auf­
rechterhalten wollen ,  ohne Änderungen ü berneh-
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men, da die Außerkraftsetzung beziehungsweise 
die tei lweise oder zeitweise Außerkraftsetzung 
dieser Bestimmungen sicherlich kein praktikab­
ler, gangbarer Weg ist. 

Ich zitiere einen Satz aus einem Bericht des 
Wirtschaftsforschungsinstituts, der lautet: Der 
Europäische Wirtschaftsraum bringt erneut den 
EFT A-Staaten weder e ine gleichberechtigte noch 
e ine vollständige Integration in  die EG. 

Ich will nicht leugnen, daß es auch Vorteile 
gibt, die sich aus dem Abkommen hinsichtlich des 
Europäischen Wirtschaftsraumes ergeben. Es tritt 
die volle Gleichberechtigung der EFT A-Staaten 
hinsichtlich der Aktivitäten und Programme der 
EG auf dem Gebiet Forschung und Entwicklung 
ein. Es fal len alle Hindernisse, die hinsichtlich der 
Freizügigkeit der Personen bestehen . Das heißt, 
Beschäftigungsgenehmigungen fallen weg, der 
Studienzugang - auch in den EG-Ländern -
wird erleichtert. Aber ich glaube, daß diese Vor­
teile, die zweifelsohne anzuerkennen sind, für 
Österreich auch erreichbar gewesen wären, wenn 
man diesbezüglich bi laterale Vereinbarungen mit 
der EG abgeschlossen hätte. 

Was hat es jetzt mit den sogenannten wirt­
schaftlichen Vorteilen auf sich, die dieser Euro­
päische Wirtschaftsraum mit sich bringen sol l? 
Sie wurden von den Wirtschaftsforschern errech­
net, und es wird ganz al lgemein von erheblichen 
Einsparungen und Wachstumsimpulsen gespro­
chen. Vorerst sicher sind nur die mit der Vollzie­
hung des Abkommens verbundenen Kosten, die 
auf rund 1 ,5 Milliarden Schi ll ing per anno ge­
schätzt werden. Dem stehen angebl iche Einspa­
rungen bei Subventionen in der Höhe von 
1 ,7 Mil liarden und bei öffentl ichen Aufträgen in 
der Höhe von 2 bis 4 Mil l iarden Schi l ling gegen­
über. 

Ich habe meine Zwe ifel ,  daß d iese Zahlen auch 
tatsächlich erreicht werden, denn ich befürchte, 
daß sicherlich einige Zeit vergehen wird, bis all 
diese Maßnahmen realisiert sein  werden und die­
se Einsparungen zum Tragen kommen. Aber ich 
hoffe, daß b is dahin schon über das Beitrittsansu­
chen m it Österreich verhandelt wurde und die 
Realisierung des Beitrittes erfolgt ist . Aber, wie 
gesagt, diese Einsparungen stehen als Zahlen im 
Raum, Tatsache sind nur die mit dem Beitritt ver­
bundenen Kosten .  

Das mittelfristige Wachstum wird auf 2,3 Pro­
zent des Bruttoinlandsproduktes geschätzt, wobei 
die Auswirkungen , die für Österreich dadurch, 
daß das B innenmarktkonzept verwirklicht wird, 
entstehen, auf 1 , 5  P rozent geschätzt werden, so­
daß sich aus dem EWR selbst, aus dem Mittun 
Österreichs im EWR nur ein zusätzlicher Wachs­
tumseffekt von 0,8 P rozent über einen Zeitraum 
von fünf oder sechs Jahren ergibt. - Das ist eine 

Größenordnung, die schon in ihrer Gesamtheit 
hart an die Fehlergrenzen dessen heranreicht, was 
in  der Berechnung des Bruttoinlandsproduktes an 
sich zu akzeptieren ist. 

Auch die Differenz in der Preissenkungsvor­
schau l iegt nur sehr knapp über dem, was sicher­
lich bei der exakteren Berechnung des Preisni­
veaus als Fehlerquelle anzusehen ist. Im EWR 
rechnet man in einem mittelfristigen Zeitraum 
von fünf bis sechs Jahren mit 3 ,5 Prozent Pre is­
senkung; allein der Binnenmarkteffekt macht 
1 ,8 Prozent aus.  Aber gleichgültig, ob man mittel­
fristig mit vier, fünf oder sechs Jahren annimmt, 
bei aller Wertschätzung für die Wirtschaftsfor­
scher sind die auf das Jahr gerechneten Ergebnis­
se doch eher spekulativ und finden durchaus ihre 
Deckung in dem, was an sich bei der Berechnung 
solcher volkswirtschaftlichen Größen als Fehler 
zu akzeptieren ist. 

Dazu kommt, daß im ersten Jahr - jedenfalls 
auch nach den Berechnungen der Wirtschaftsfor­
scher - im EWR mit einem Beschäftigungsrück­
gang zu rechnen ist, wobei die Schätzungen, wo­
nach es sich um 10 000 bis 1 5  000 Personen han­
delt, sicherlich belanglos sind. Und es wird wahr­
scheinlich der Beitritt Österreichs zur EG 
nochmals Konsequenzen hinsichtlich der Be­
schäftigungslage nach sich ziehen . 

Diesen vermeintlichen Vorteilen bei Wachstum 
und Preisentwicklung steht aber ein noch schwer­
wiegenderes Problem gegenüber, für das der Eu­
ropäische Wirtschaftsraum bedauerlicherweise 
keine Lösung b ietet, das aber nachhalt ige Auswir­
kungen auf die österreichische Industrie hat. Den 
Europäischen Gemeinschaften ist es in den 
EWR-Verhandlungen gelungen, einige protektio­
nistische Positionen gegenüber den E FTA-Ver­
handlern durchzusetzen, besonders was den soge­
nannten passiven Veredelungsverkehr von Texti­
l ien und Bekleidung anbelangt. Und auch auf 
dem Gebiet der für die EFTA ungünstigen Ur­
sprungsrege ln ist das der Fall ,  wodurch die öster­
reichische Texti l- und Bekleidungsindustrie eben­
so wie die Kraftfahrzeug-Zulieferindustrie und 
die Kabe lindustrie, um nur einge Beispiele zu 
nennen, diskriminiert und teilweise vom EG­
Markt verdrängt werden. 

Verschärft werden diese Konsequenzen noch 
durch die Assoz iierungsabkommen mit Polen, 
mit der CSFR und mit Ungarn. Die nachteiligen 
Auswirkungen auf den Beschäftigungseffekt, vor 
al lem in der Bekleidungs- und in der Textilindu­
strie. werden in einer Anfragebeantwortung des 
Bundesministers Schüssel an mich mit einem 
Drittel der Zahl der Beschäftigten in der Beklei­
dungsindustrie - diese Branche beschäftigt der­
zeit etwa 24 000 Personen - und mit rund 
10  000 Beschäftigten in der Textil industrie ge­
schätzt. 
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Nach der EWR-Debatte im Nationalrat liegt 
uns nunmehr, wie aus einer Pressekonferenz -

das war vorgestern, gestern stand es in den Zei­
tungen - von Frau Staatssekretär Mag. Ederer 
hervorgeht, eine Studie vor, die das Bundeskanz­
leramt mit anderen Stellen in Auftrag gegeben 
hat wonach durch diese D iskriminierung der 
öst�rreichischen Wirtschaft Exporte im Gesamt­
ausmaß von 20 Mi l liarden Schil l ing betroffen 
sind, was immerhin 1 Prozent des Bruttoinlands­
produktes ausmacht. Frau Staatssekretär Ederer 
hat, wenn ich den Zeitungen Glauben schenken 
darf, bei ihrem Pressegespräch davon gesprochen,  
daß diese E ntwicklung katastrophale Auswirkun­
gen auf zahlreiche österreichische Br�nc�en hat, 
weil durch d ie Tatsache, daß unterschledltche As­
sozi ierungsabkommen nebeneinander bestehen, 
solche zwischen EG- und EFT A-Staaten ,  solche 
zwischen den EFT A-Staaten und den Staaten Po­
len CSFR und Ungarn, den mitteleuropäischen 
Na�hfolgestaaten des COMECON, und auch die 
EG mit diesen Ländern j üngst Assoziierungsab­
kommen abgeschlossen hat, eine Desintegration 
der Wirtschaft eingetreten ist , die in Wirklichkeit 
die Warenströme diskriminiert und einen Cha­
rakter des P rotektionismus in einer Zeit der Inte­
gration zeigt, der wirklich nicht akzeptabel ist. 

Ich habe mir vor dem Sommer erlaubt, an den 
Wirtschaftsminister e ine schriftliche Anfrage zu 
richten, deren Beantwortung in der Zwischenzeit 
erfolgt ist und nun vorl iegt. Ich habe aus seiner 
Beantwortung an mich bedauerlicherweise den 
E indruck gewinnen müssen,  daß er eine gewisse 
H ilflosigkeit gegenüber diesen Problemen an den 
Tag legt. Ich möchte m ich nicht mit Details dieser 
Beantwortung befassen, sondern möchte nur ei­
nen Satz daraus zitieren, in welchem von einer 
paneuropäischen Kumul ierung gesprochen wird 
und davon, daß der Wirtschaftsminister durch 
weitere Interventionen auf pol itischer Ebene da­
nach trachten wird , diese Entwicklung in eine po­
sitive Richtung zu lenken. Es hätte mir mehr 
Freude bereitet, hätte sich Minister Dr. Schüssel 
bereit gefunden, diese Initiativen zu unterstützen, 
anstatt nur danach zu "trachten" , diese Initiativen 
zu unterstützen. (Zwischenruf von Bundesmini­
ster Dr. 5 c h Ü s s e L.) Das Trachten ist nach unse­
rem Sprachgebrauch nur ein bedingter Vorsatz. 
Sie hätten k larer zum Ausdruck bringen können, 
daß Sie diese Bemühungen unterstützen werden . 
(Neuerlicher Zwischenruf von Bundesminister Dr. 
S c h Ü s s e L.) Das nehme ich sehr erfreut zur 
Ken ntnis. Ich hoffe, Frau Staatssek retär Mag. 
Ederer - es l iegt ja jetzt die I nitiative bei Ihnen, 
das habe ich den Zeitungen entnommmen - ,  daß 
die Verhandlungen, die Sie nächste Woche mit 
dem Kommissar Andriessen über die Beseitigung 
dieser Diskr iminierungen führen werden, von Er­
folg begleitet sein werden. Ich darf Ihnen h ier  von 
d ieser Stelle aus zu d iesen Gesprächen und Ver­
handlungen mit Andriessen, der dafür bekannt 

ist, kein einfacher Verhandlungspartner zu sein ,  
viel Glück wünschen. 

Österreich muß da entsprechend Druck ma­
chen und muß auch seine für die EG n icht unin­
teressante Position ins Spiel bringen. Immerhin 
ist Österreich für die Mitgliedsländer der EG kein 
uninteressanter Handelsparnter, denn slas Volu­
men des Außenhandels der EG mit Osterreich 
liegt bei 6 Prozent, was auch im Kontext des ge­
meinsamen Marktes kein gering zu schätzender 
Faktor ist. Aber letztendlich bringt bei all diesen 
Problemen, die h ie r  zur D iskussion stehen, nur 
der Vollbeitritt Österreichs zur Europäischen Ge­
meinschaft eine wirkl iche Lösung. 

Damit komme ich zum wichtigsten Teil meiner 
Ausfiih rungen ,  diese betreffen die Haltung der 
FPÖ zum Beitritt Österreichs zur Europäischen 
Gemeinschaft. (Bundesrätin Dr. K a r  I s s  0 n: Nur 
will der Haider nicht!) Ich darf daran erinnern, 
daß schon 1987 in  einem Entsch ließungsantrag 
die freiheitliche Nationalratsfraktion verlangt hat, 
ehebaldigst ein Beitrittsansuchen in Brüssel abzu­
geben, und daß bedauerlicherweise die Regierung 
damals diesem Wunsche nicht entsprochen hat 
und auch nicht von der Notwendigkeit überzeugt 
werden konnte ,  Österreich in der Zwischenzeit 
europareif zu machen (Zwischenruf des Bundes­
rates K 0 n e c n y), was ebenfalls damals schon 
von der FPÖ verlangt wurde. Ich möchte keines­
falls verhehlen, daß wir in der Zwischenzeit eine 
Steuerreform hatten, und zwar die Steuerre­
form 1 989, die wesentl iche Verbesserungen für 
die Wirtschaft gebracht hat. Aber in den übrigen 
Bereichen, die seh r  wohl auch wirtschaftspolitisch 
relevant sind, hat die Bundesregierung keine In­
itiativen gesetzt, u nd es war nicht möglich, Lö­
sungen durchzusetzen ,  die für die E.r1angung �er 
Europareife der österreichischen Wirtschaft eme 
unabdingbare Voraussetzung sind. Es ist die klare 
und, wie ich glaube, auch legitime Aufgabe der 
Opposition, auf d iese Versäumnisse immer wie­
der hinzuweisen. 

Die Haltung der FPÖ zur Frage der Europäi­
schen Integration ist unverändert auf einen Voll­
beitritt zur Europä ischen Gemeinschaft gerichtet, 
verbunden mit allen Rechten und Mögl ichkeiten 
der Mitgestaltung. Zentralismus, Demokratiedefi­
zit, gelegentlich als Wunschzettel an das C�r i.st­
k ind bezeichnet, als Vorbehalte von der FPO ms 
Spiel gebracht, sind, wie Sie, meine Dame� u nd 
Herren ,  ja sicherl ich auch schon zur Kenntms �e­
nommen haben, p lötzlich auch Themata von DIS­
kussionen innerhalb der EG. Im Zusammenhang 
mit dem Unionsvertrag wird jetzt, nach dem sehr 
problematischen Ausgang verschiedener yo.lksa.b­
stimmungen, auch darüber in der EG elfrtg diS­
kutiert. 

Die Hausaufgaben, meine Damen und Herren, 
wie sie von der Opposition verlangt werden, sind 
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keineswegs so formuliert, daß sie nicht angegan­
gen und auch erledigt werden könnten. 

Der Behauptung, daß derjenige, der gegen den 
EWR ist, auch gegen den Vol lbeitritt Österreichs 
zur E uropäischen Gemeinschaft ist, muß mit 
Nachdruck widersprochen werden .  I?ie Übernah­
me des sogenannten Acquis durch Osterreich ist 
sicherlich auch ohne Tei lnahme am EWR mög­
lich. E ine Regierung, die den Weg nach E uropa 
gehen wil l ,  kann auch d ie entsprechenden Vorbe­
reitungsschritte setzen .  Wir brauchen dazu kei­
nen Druck von außen, und zwar deshalb nicht, 
weil die legitimen Institutionen der Republik 
Österreich es durchaus in  der Hand haben, die 
Übernahme des Rechtsbestands der EG als Vor­
bereitungsschritt auf einen Vollbeitritt in e igener 
Macht zu vol lziehen. Selbstbewußte Verhandlun­
gen, was, wie e ine Analyse zeigt, beim EWR nicht 
immer der Fall war, in Vorbereitung des Beitritts 
Österreichs zur  EG sol len nur der Vollständigkeit 
halber hier  erwähnt werden .  

Ich darf h ie r  noch einmal e in  Zitat des Herrn 
Dr. Stankovsky, Mitarbeiter  des Wirtschaftsfor­
schungsinstituts, das er im Zusammenhang mit 
seiner Analyse des EWR und der wirtschaftspoli­
tischen Auswirkungen gemacht hat, bringen: 

"Die Europaambitionen Österreichs werden 
durch den EWR keineswegs erfüllt, vor allem wei l  
sie Österreich nicht das Recht einer  aktiven M it­
gestaltung Europas einräumen." 

Das ist der Kern der Vorbehalte, die meine 
Fraktion gegen diesen EWR, gegen dieses Ab­
kommen über den Europäischen Wirtschafts­
raum hat. 

Namens meiner Fraktion kann ich hier ein voi­
les Ja zum Vol lbeitritt zur Europäischen Gemein­
schaft sagen, die nachdrückliche Forderung an 
die Regierung, endlich jene Maßnahmen zu set­
zen, die als Hausaufgaben zu erledigen sind, rich­
ten und ein ebenso klares Nein zum EWR als 
Kunstgebilde und Umweg in die Richtung Voll­
mitgl iedschaft zum Ausdruck bringen. - Danke 
vielmals. (Beifall bei der FPÖ.) 13.51 

Präsident: Zum Wort hat sich weiters Herr Vi­
zepräsident Walter Strutzenberger gemeldet. Ich 
ertei le es ihm. 

13.51 
Bundesrat Walter Strutzenberger (SPÖ,  

Wien): Herr P räsident! Herr Bundesminister !  
Frau Staatssekretär in Fekter! Frau Staatssekretä­
rin Ederer! Meine Damen und Herren!  Es steht 
heute der EWR-Vertrag samt Anhängen zur Dis­
kussion .  Ich möchte hiezu einmal grundsätzl ich 
feststel len, daß es ,  wenn wir dieses Vertragswerk 
akzeptieren, zur größten Wirtschaftszone der 
Welt überhaupt kommen wird, und ich glaube, 
daß die in diesem geplanten Europäischen Wirt-

schaftsraum zusammengefaßten 19 Staaten mit 
e iner Bevölkerungszah l  von 374 Mil l ionen wirk­
l ich eine Wirtschaftskraft erlangen könnten, die 
ohneweiters der Wirtschaftskraft der USA stand­
halten könnte. 

Wenn ich mir vor Augen halte, was da in letzter 
Zeit, in den letzten Wochen und Monaten über 
diesen Wirtschaftsraum so diskutiert wurde, dann 
muß ich sagen, wundern mich, b itte, da ich schon 
einiges gewohnt bin, die Worte des von mir ge­
schätzten Wirtschaftsfachmannes Dr. Kapral 
nicht. 

Sie, Herr Bundesrat, haben hier e in  k lares 
"lein" zur EG ausgesprochen. S ie haben ein für 
mich und wahrscheinl ich - davon bin ich sogar 
überzeugt - auch für Sie nicht überzeugendes 
Nein zum EWR zum Ausdruck gebracht. 

Ich scheue mich fast, h ier zu sagen, das sei ty­
pisch die Meinung der FPÖ, denn ich bin davon 
überzeugt, daß auch in Ihren Reihen sehr viele 
sind, die den Slalom kurs Ihres Parteiobmannes 
nicht goutieren. (BeifaLL bei SPÖ und Ö VP.) 

Herr Bundesrat Dr. Kapral !  Gestatten Sie mir 
- das sollte positiv von Ihnen aufgenommen 
werden - ,  die Meinung auszusprechen: Ich hatte 
bei Ihrer Wortmeldung, bei Ihrer Rede nicht den 
Eindruck, daß al les, was Sie da gesagt haben, auch 
Ihrer Überzeugung entspricht, sondern daß das 
eher, wie gesagt, ein Mitfahren auf diesem Sla­
lomkurs ist. (Bundesrat Dr. K a p  r a l: Den Anci­
EWR-Kurs habe ich weitgehend geschildert!) Also, 
wie gesagt, e in Jein. Okay. (Bundesrat Dr. K a ­
p r  a I: Ein Ja zum VoLLbeitrittn Bitte? Ein Ja zum 
Vollbeitritt? Da sind S ie ja wieder im Schleudern! 
Ich habe das k lare Ja Ihres Parteiobmannes noch 
nicht gehört. Also sind Sie wieder in e inem Wi­
derspruch. (Bundesrat Mag. L a  n g e r: Da haben 
Sie nicht aufgemerkt! - Bundesrätin Dr. K a r  I s -
s 0 n: Der ändert doch dauernd seine Meinung.') 

Also irgend etwas stimmt nicht. Ich würde ra­
ten, daß man sich viel leicht innerhalb der FPÖ 
einmal zu einer Meinung findet, denn diese ist 
n icht gegeben, meine Herrschaften. Lesen Sie 
doch selber die Zeitungen !  Muß ich Ihnen vorle­
sen ,  was da drinnen steht? - Heute so, morgen 
so. (Bundesrätin Dr. R i e s s: Fragen Sie den 
Herrn Kollegen Drochter, was er vom EWR hält.') 
Vielleicht meldet er sich zu Wort (Bundesrätin 
Dr. R i e s s: Das glaube ich nicht!); ich weiß es 
nicht, aber er erklärt es Ihnen gerne. Ich weiß  ja, 
was er davon hält, und wenn Sie es wissen wollen, 
fragen Sie ihn.  Er wird es Ihnen sicher sagen. 

Meine Damen und Herren ! Ich werde mich si­
cher jetzt mehr mit dem EWR befassen (Bundes­
rätin Dr. R i e s s: Sehr gut!) als mit der FPÖ, 
denn, wie gesagt (Bundesrätin Dr. 
K a r  l s s o  n: Die Hunde bellen, die Karawane 
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zieht weite�! - Bundesrat Mag. L a n  g e r: Nicht 
mit der FPOI) Da kommt aus jedem Eck ein ande­
rer Zwischenruf; ob pro Haider oder gegen Hai­
der, ob Promeinung oder Gegenmeinung, und das 
ist auch nicht g�t. (Bundesrat Mag. L a n  g e r: 
Nicht mit der FPO, sondern mit unseren Argumen­
ten sollen Sie sich auseinandersetzen.') Nein.  Ich 
habe Wichtigeres zu  tun, als mich  m it Argumen­
ten auseinanderzusetzen, die ,  wie gesagt, von ei­
nem so gebracht werden, vom anderen so. Das ist 
die Schwierigkeit. (Zwischenruf des Bundesrates 
Mag. T r a  I t n e  r.) Was ist, Kol lege Trattner? 
(Bundesrat Mag. T r a t  t n e  r: Gut fahren muß 
man halt können!) Ja, ja, aber einmal wird die 
Piste aus sein ,  und dort wird kein Gummiseil sein, 
das ihn abfängt wie bei der Brücke. Das ist halt 
die Gefahr beim Slalom: Da ist man nirgends an­
gehängt. 

In diesem Zusammenhang möchte ich darauf 
�inweisen ,  daß die Schaffung dieses EWR für 
Osterreich zwar der möglicherweise bisher wich­
tigste, aber bei weitem nicht der erste Schritt in 
Richtung einer wirtschaftlichen Integration ist, 
meine Damen und Herren. 

Wenn wir uns erinnern, dann muß ich sagen, 
hat es in der Wirtschaftsgeschichte der Zweiten 
Republik  schon eine ganze Reihe von Öffnungs­
und Integrationsschritten gegeben, die auch jedes­
mal zuerst von negativen U nkenrufen begleitet 
waren .  Es hat sich aber dann bei jedem dieser 
Schritte herausgestellt, daß Sie am Ende eindeu­
tig Vorteile gebracht haben .  Ich glaube, das wird 
mir sicherlich kaum jemand in Abrede stellen. Ich 
zitiere die wichtigsten Integrationsschritte, die da 
waren :  zuerst einmal der Abbau der quantitativen 
Handelshemmnisse im Rahmen der OECD-Libe­
ralisierung, Herr Dr. Kapral ,  dann der sicher seh r  
wichtige EFT A-Beitritt Österreichs - oder zie­
hen Sie den auch in Zweifel? (Bundesrat Dr. 
K a p  r a L: Da waren die Meinungen sehr geteilt, ob 
man beitreten soll!) - . in der Folge die Zol lsen­
kungen im Rahmen des GATT - auch wieder 
etwas, wo ich nicht weiß, was Sie dazu sagen -
und nicht zuletzt 1 972 das Fre ihandelsabkommen 
mit der EG. Das sind nur einige Beispiele dafür, 
in welcher Weise wir diese Integration schon be­
gonnen haben, welche Schritte wir gesetzt haben. 

Nun glaube ich ,  daß es durch den zu schaffen­
den EWR den EFT A-Staaten und damit auch 
Österrreich ermögl icht wird, am gemeinsamen 
Binnenmarkt der EG tei lzunehmen. Wie wir alle 
wissen, ist dieser Binnenmarkt durch die soge­
nannten vier Grundfreiheiten gekennzeichnet, 
also die Freiheit des Warenverkehrs, des Perso­
nenverkehrs, des Dienstleistungsverkehrs und die 
Freiheit des Kapitalverkehrs. 

Dazu möchte ich eines feststel len: Es ist für 
mich geradezu unverständlich, Herr Dr. Kapral, 
daß sich eine angeblich liberale Partei, wie es die 

FPÖ sein will, vehement gegen die Freiheit des 
Warenverkehrs zum Beispiel ausspricht. (Bundes­
rat Dr. K a p  r a I: Die ist ja im EWR nicht gegeben! 
Nehmen Sie das einmal zur Kenntnisl Es bleibt al­
les beim alten!) 

Herr Dr. Kapral ! Sie sind davon ausgegangen, 
daß al le Bundesräte den EWR-Vertrag einge hend 
studiert haben. Das haben Sie halt so ein bißchen 
zynisch über a l le hinweggesagt. Ich sage Ihnen, 
ich bin nicht so vermessen, daß ich Ihnen  zumute, 
daß Sie den gesamten EWR-Vertrag studiert ha­
ben, denn sonst würden Sie diese Zwischenrufe 
sicher nicht machen. (Bundesrat Dr. K a p  r a I: Es 
bleibt bei der Ursprungsregelung.' Es bleibt bei den 
Grenzkontrollen! Das wird im Binnenmarkt abge­
schafft! Es ändere sich gar nichts!) 

Der freie Austausch von Waren ist der Kernbe­
reich jeder Wirtschaft. Darüber sind wir uns doch 
im klaren . Und wenn mir jetzt jemand ein reden 
wil l ,  daß wir schon über den EG-Beitritt reden, 
dann muß ich sagen, sitzt er entweder falsch  dort 
oder ich stehe falsch da. Denn wir reden hie r  über 
den EWR, und jedem ist bekannt, daß das, was 
Sie in den Zwischenrufen ansprechen, auf die EG 
bezogen ist. Also für so dumm dürfen Sie nie­
manden verkaufen! 

Das ist ein Schritt, ein Zwischenschritt. Ich darf 
Ihnen gleich jetzt sagen :  Auch unser oberstes Ziel 
ist natürlich so rasch wie möglich ein EG-Vo llbei­
tritt. Selbstverständlich !  Aber Ihre Meinung lau­
tet: Naja, wir sind ohnehin dafür, aber . . .  Da gibt 
es lauter Wenn und Aber . 

Für die österreichische Wirtschaft bedeutet das , 
daß es in Zukunft möglich sein wird , ohne we­
sentliche Behinderungen in jeden der weiteren 
18 Mitgliedsstaaten des EWR Waren zu liefern 
und in einem Wirtschaftsraum von fast 380 Mil­
lionen Menschen einen potentiellen Absatzmarkt 
zu haben. 

Natürl.�ch bedeutet es umgekehrt auch, daß 
auch in Osterreich alle Waren, die in dem großen 
Markt hergestellt werden, frei angeboten werden 
können. Doch in diesem Fall bin ich , hoffentlich, 
mit Ihnen allen einer Meinung, daß Österreich 
diesen größeren Konkurrenzdruck nicht zu 
fürchten braucht und daß unsere Wirtschaft aus 
diesem Prinzip des freien Warenverkehrs sicher 
wesentlich mehr Vortei le ziehen wird als Nachtei­
le gegeben sein werden.  

Als Grundlage für manche Polemik m ußte in 
der Vergangenheit das Prinzip des freien Perso­
nenverkehrs herhalten.Dies bedeutet die freie 
Wahl des Erwerbsortes für selbständig und un­
selbständig E rwerbstätige. So dürfen Selbständige 
in  jedem EWR-Land eine  Niederlassung gründen 
oder führen. Alle Arbeitnehmer dürfen in jedem 
EWR-Land einer Beschäftigung nachgehen, ohne 
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dafür eine spezielle Erlaubnis zu benötigen. Da­
bei  ist wichtig, daß diese freie Wahl des Arbeits­
ortes sogar auch für manche Bereiche des öffent­
lichen Dienstes gilt, wobei allerdings - und ich 
glaube, daß das gut so ist - jene Bereiche ausge­
nommen sind, die mit der Ausübung öffentlicher 
Gewalt, Sicherheit, Politik und so weiter verbun­
den sind. 

Es ist schon sehr polemisch,  wenn in der Ver­
gangenheit versucht wurde, aufgrund dieses Prin­
zips das Schreckgespenst an die Wand zu malen , 
daß es zu neuen großen Wanderungsströmen 
nach Österreich kommen würde. Jeder ,  der auch 
nur minimal informiert ist, weiß ,  daß diese Wan­
derungsströme sicher nicht aus den EWR-Staa­
ten ,  sondern wenn, dann aus DrittIändern kom­
men, vor allem aus den ehemaligen Ostblockstaa­
ten .  Besonders Österreich ist vor allem von Zu­
wanderungen aus dem ehemaligen Ostblock 
betroffen.  D iese Staaten sind allerdings, wie wir 
alle wissen ,  nicht Partner des EWR-Vertrages, 
und für diese Staaten hat der freie Personenver­
kehr des EWR überhaupt keine Gültigkeit. 

Wenn man sich die Zahlen anschaut, so wird 
man feststellen - ich operiere nie gerne mit Zah­
len,  aber diese sind es wert, daß man da einen 
Vergleich aufstellt - ,  daß gegenwärtig etwa 
2 1  000 Beschäftigte aus EWR-Ländern in Öster­
reich tätig sind, daß aber gleichzeitig zi rka 
1 00 000 Österreicher in Ländern des geplanten 
Europäischen Wirtschaftsraumes beschäftigt 
sind. - Wo ist da ein Grund für die Angst, daß 
wir überlaufen werden können? Es ist in  keiner 
Weise anzunehmen, daß wir in Österreich plötz­
lich von Portugiesen und Griechen über­
schwemmt würden. Wenn es eine Gefahr in die­
sem Zusammenhang gibt, dann  eher, daß es um­
gekehrt sein könnte, daß nämlich hochqualifizier­
te Arbeitskräfte aus Österreich verstärkt in das 
EWR-Ausland abwandern werden . Doch wir sind 
alle miteinander aufgerufen, das Arbeitsangebot 
in Österreich - und hier  richte ich mich wieder 
an die Wirtschaftstreibenden - so attraktiv zu 
gestalten, daß auch unsere Spitzenkräfte l ieber im 
eigenen Land bleiben , als ins Ausland zu gehen. 

Freier Dienstleistungs- und Kapitalverkehr be­
deutet, daß auch in d iesem Bereich der G rundsatz 
der grenzüberschreitenden Liberalisierung Platz 
greift. Es ist anzunehmen, daß dadurch zum Bei­
spiel Bankdienstleistungen und Versicherungs­
prämien infolge des zunehmenden Wettbewerbs 
der Geldinstitute und Versicherungen günstiger 
werden. Wichtig ist, auch in diesem Zusammen­
hang darauf hinzuweisen ,  daß das Bankgeheimnis 
voll aufrecht bleibt, denn auch diesbezüglich wer­
den ja die unmöglichsten Dinge kolportiert. (Bun­
desrat Mag. T r a t  t n e r: Das ist nicht zur Diskus­
sion gestanden!) 

Meine Damen und Herren !  Es gibt keine politi ­
sche oder auch wirtschaftspolitische Grundsatz­
entscheidung, bei der nicht auch Negatives 
vorhanden ist. Man muß aber beim Abschluß des 
EWR-Vertrages ganz eindeutig feststellen, daß 
bei einer seriösen Gesamtbetrachtung die Vortei­
le eines solchen Schrittes wesentlich mehr Ge­
wicht auf die Waagschale bringen als die zum Tei l  
behaupteten, zum Teil aber auch wirklich vor­
handenen Nachteile. 

Zugeben möchte ich aber auch, daß mancher 
spezifischen Branche unserer Wirtschaft durch 
die erhöhte Liberalisierung und durch den Kon­
kurrenzdruck der rauhe Wind der Marktwirt­
schaft etwas stärker ins Gesicht blasen wird. Das 
ist zweifellos zuzugeben. 

Ich möchte noch einmal feststellen: Es wundert 
mich, daß gerade die FPÖ hier am meisten auf­
heult. Denn Sie sagen immer: Wir sind für mehr 
Wirtschaft und, und, und. Aber in dem Moment, 
in dem ein Lüfterl in der Marktwirtschaft zu we­
hen beginnt, heulen Sie auf. Das ist für mich -
und ich bleibe dabei - ein weiterer Beweis dafür, 
daß bei Ihnen rechtspopulistische Überlegungen 
im Vordergrund stehen. 

Meine Damen und Herren! In Anbetracht des 
Umfangs der immensen Vorteile, die der EWR 
bringen wird, kann ich nicht alle im Detail aufzei­
gen , denn das würde den Rahmen meiner Rede­
zeit sprengen. Beispielhaft möchte ich aber doch 
einiges zu dem, was ich hier schon gesagt habe, 
anführen. 

Österreich wird bei einem EWR-Beitritt an al­
len Forschungsaktivitäten der EG uneinge­
schränkt teilnehmen können, und somit wird 
auch für die österreichischen Universitäten ein 
Maximum an Wettbewerbsfähigkeit gegeben sein .  

Der EWR-Beitritt wird mit  Sicherheit in abseh­
barer Zeit ein erhöhtes Wirtschaftswachstum, ein 
verbessertes Beschäftigungsniveau und ein gerin­
geres Preisniveau mit sich bringen .  Das haben 
auch Sie festgestellt, Herr Dr. Kapral. Es ist nicht 
seriös, wenn man jetzt auf Zehntelprozentpunkte 
zu prognostizieren beginnt, das wäre sicher unse­
riös, aber ich glaube, in einem größeren Ausmaß 
kann man eine Prognose aussprechen .  

Ich glaube auch, daß es zum Beispiel durch die 
Liberal isierung des öffentlichen Beschaffungswe­
sens zu budgetären EntIastungen im öffentlichen 
Haushalt kommen wird. 

Es sol l  aber auch von den Nachteilen die Rede 
sein. Als besonderer Nachtei l  wird von manchen 
Kritikern des EWR die Verpflichtung der EFTA­
Staaten vorgebracht, daß in den sogenannten Ko­
häsionsfonds eingezahlt werden muß. Das bedeu­
tet, daß die EFTA-Länder einen Fonds speisen,  
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der schwachen EG-Mitgliedsländern zugute kom­
men wird, und dies deshalb ,  weil die EFT A-Län­
der, die innerhalb des EWR als wirtschaftlich be­
sonders stark gelten, i hrerseits ja auch den Markt­
antrieb zu den schwächeren EG-Ländern im Bin­
nenmarkt bekommen. Dieser starke Druck,  dem 
nunmehr auch die schwächeren EG-Länder voll 
ausgesetzt sind und der den EFTA-Ländern in 
hohem Maße Vorteile bringt, sol l  teilweise aber 
dadurch abgefangen werden ,  daß es einen Res­
sourcen-Transfer von den reichen zu den ärme­
ren Volkswirtschaften gibt. Insbesondere soll dies 
den dortigen Infrastrukturen zugute kommen, 
den ökonomischen Entwicklungsstandard auf die 
Höhe der sogenannten "Starken" anheben und 
damit perspektivisch für den gesamten EWR Ver­
besserungen schaffen. 

Dieser Fonds ist ein Musterbeispiel dafür, wie 
als Ausgleich zu den eben mitunter auc h  negati­
ven Wirkungen des Marktes schächeren Markt­
teilnehmern wirksam geholfen werden kann und 
trotzdem im Endeffekt auch den stärkeren 
Marktteilnehmern Vorteile gebracht werden. 

Was das Demokratiepolitische betrifft, so ist 
hervorzuheben, daß keine Norm - und ich beto­
ne das - o hne Zust immung des österreichischen 
Parlaments eingeführt werden kann - es ist das 
Parlament bei der Einführung aller Normen ein­
zubinden - ,  und ich möchte betonen: auch der 
Bundesrat, denn wir haben eine derartige Verfas­
sungsgesetz-Novelle vorliegen , nach der auch der 
Bundesrat in dieses Zustimmungsverfahren ein­
gebunden sein wird. Ich habe daher auch - damit 
mich da niemand korrigiert - das Wort "Parla­
ment" verwendet, womit ich beide Kammern die­
ses Hauses meine. 

Ich sage aber dazu, daß es trotzdem wünschens­
wert wäre, daß Nationalrat und Bundesrat wenige 
negative Stellungnahmen hier abgeben werden 
müssen, denn ich glaube, daß es nur positiv sein 
kann, wenn diese gesetzgebenden Organe die 
Normen u nd Regeln,  die in Vorschlag kommen, 
als positiv d i rekt übernehmen können. 

Ich glaube, daß die Vorstellungen hinsichtlich 
einer Anderung der Verfassung in keiner Weise 
umstritten sind, was die Mitwirkung am EWR an­
belangt, und daß daher, wenn der Rat der Eu­
ropäischen Gemeinschaft in einem vom Abkom­
men über den EWR erfaßten Sachgebiet einen 
gemeinsamen Standpunkt festgelegt hat, der Bun­
deskanzler dem Nationalrat und dem Bundesrat 
d iesen Entwurf ruhigen Gewissens wird vorlegen 
können, und es wird zu einer entsprechenden Re­
gelung kom men. 

Es ist anzunehmen, daß für die Bundesregie­
rung derartige Entschließungen bei ihrem weite­
ren Agieren großes Gewicht haben werden. Ich 
möchte daher ganz wertfrei feststellen - dies 

auch in Anbetracht der Tatsache, daß die grüne 
Fraktion hier nicht vertreten ist -, daß der Ab­
��hluß des EWR-Vertrages in kei ner Weise eine 
Anderung der Bundesverfassung bedeutet und 
daß deshalb die von dieser Seite verlangte Volks­
abstimmung über den EWR als Nonsens angese­
hen werden kann und muß.  

Die Debatte über die sogenannte Volksabstim­
mung ist im letzten Jahr sehr  ausführ lich geführt 
worden , und ich möchte sagen, daß sich - mit 
wenigen Ausnahmen - die Experten ebenso wie 
die Verantwortungsträger i n  der Politik darüber 
einig waren,  daß eine Volksabstimmung nicht zu 
erfolgen hat. Ich sage noch mals: Das ist nicht Ge­
genstand der Diskussion im Bundesrat, diesbe­
züglich sind wir alle einer Meinung, aber es sol lte 
doch erwähnt werden ,  daß es eine vierte Partei in  
Österreich gibt, die andere Vorstellungen hatte. 

Eines sei auch gleich hier  festgestellt: Ein Bei­
tritt zur EG - auch diesbezüglich sind wir wieder 
völlig einer Meinung - wird schlußendlich einer 
Volksabstimmung zuzuführen sein. 

Es wurde auch vom Herrn Bundesrat Kapral 
gesagt: Mitreden können wir als EWR-Mitglied 
wenig, dies sei erst nach .. einem EG-Beitritt mög­
lich. Ich bin der festen Uberzeugung, daß wir so 
rasch wie möglich zu einem EG-Beitritt kommen 
sollen, ohne "lein" , sondern ein klares Ja, und 
ohne daß ich mich fürchte n  muß, daß mich eine 
Slalomstange trifft. 

Durch einen EWR-Beitritt wird es aber mög­
lich sein - auch das möchte ich feststellen - ,  
daß wir den EG-Beitritt beschleunigen. Ich glau­
be, daß infolge des EWR-Beitrittes schon ein so 
�oher Prozentsatz an Normen und Regeln von 
Osterreich übernommen wird, daß sich die Ver­
handlungen über den EG-Beitritt selbst dadurch 
sicherlich erleichtern und wahrscheinlich auch 
verkürzen lassen werden .  

Ich möchte zum Sch luß kommen:  Ich bin da­
von überzeugt, daß wir, wenn wir heute auch im 
Bundesrat diesem EWR-Vertrag mit den Begleit­
regelungen die Zustimmung geben, etwas Positi­
ves für die österreichische Bevölkerung, für die 
österreichische Wirt��haft u nd auch für eine gesi­
chertere Zukunft in Osterreich leisten .  

Meine Fraktion wird daher den vorliegenden 
Anträgen die volle Zustimmung geben. - Ich 
danke. (Beifall bei SPÖ und Ö VP.) /4.15 

Präsident: Zum Wort ist weiters Herr Bundes­
rat Dr. Kurt Kaufmann gemeldet. Ich erteile es 
ihm. 

/4.15 
Bundesrat Dr. Kurt Kaufmann (ÖVP, Nieder­

österreich): Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster! Frau Staatssekretärinnen !  Hohes Haus! Ich 
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möchte auf die Ausführungen des Bundesrates 
Kapral später eingehen,  vielleicht kommt er wie­
der in den Saal. Vorerst möchte ich einige grund­
sätzl iche Bemerkungen zu dem gesamten Szena­
rio , in dem sich Europa befindet, machen und 
feststel len, warum es so notwendig ist, heute über 
das EWR-Abkommen zu diskutieren .  

Meine Damen und Herren !  Die  Strukturen in  
Europa sind vor einigen Jahren in Bewegung ge­
kommen, die EG-Länder legen letzte Hand an die 
Vollendung des Binnenmarktes, die Öffnung der 
Grenzen zwischen West und Ost hat zu enormen 
politischen Umwälzungen geführt. Wir haben 
dieser Tage auch die Eröffnung des Rhein-Main­
Donau-Kanals erlebt, der Österreich an Westeu­
ropa näher anbindet. 

Man muß sich vorstellen, daß sich mehr als 
240 Mi l l ionen Einwohner der EG, 30 Mil lionen 
Einwohner der EFTA-Länder und 320 Mil lionen 
E inwohner der osteuropäischen Länder zu einem 
neuen Europa formie ren, zu einem Europa von 
mehr als 700 Mi llionen E inwohnern und einem 
Bruttonationalprodukt von fast 7 000 Mill iarden 
Dollar. 

Wie gesagt, in Westeuropa sind durch den Bin­
nenmarkt die Weichen in Richtung einer mögli­
chen wirtschaftlichen Expansion gestel lt, in Ost­
europa gibt es enormes Marktkapital , wo eigent­
l ich nur die Kaufkraft fehlt. Es wurden heute 
schon die Wanderungsbewegungen erwähnt, d ie 
Sogwirkung - aufgrund von besseren Verdienst­
möglichkeiten - von Ost nach West. 

Meine Damen und Herren !  Welches Bild wird 
die wirtschaftliche Entwicklung der neunziger 
Jahre geben, welche Visionen gibt es? - Ein 
Wirtschaftswachstum durch den Abbau der Bin­
nengrenzen, ein verstärkter Strukturwandel 
durch die zunehmende Integration der Märkte, 
eine weitere Tertiärisierung der Wirtschaft zu La­
sten der Landwirtschaft und des warenproduzie­
renden Sektors, dazu kommt in Westeuropa lang­
fristig sicherl ich ein enormer Arbeitskräftebedarf. 

Was sind d ie politischen Folgerungen daraus? 
- Ich glaube, diese E ntwicklung kann für Öster­
reich sowohl günstig als auch ungünstig sein.  Da­
her war es notwendig, die entsprechenden politi­
schen Weichenstellungen zu setzen. Eine dieser 
politischen Weichenstellungen ist die Beschluß­
fassung über die Ratifizierung des EWR-Abkom­
mens, meines E rachtens ein Meilenstein Öster­
reichs in der gesamten I ntegrationspolitik. 

Wen n  man sich die Diskussionen rund um 
Maastricht ansieht, so muß ich sagen,  hoffe ich 
eigentlich, daß es ein n icht allzu langer Zwischen­
schritt ist. 

Jedenfal ls ist der EWR der Schlußpunkt unter 
einer kontinuierlichen Entwicklung unserer Inte­
grationspolitik, Präsident Strutzenberger hat es 
schon erwähnt, ich kann mir einiges ersparen, 
aber insgesamt kann man sagen: Die 35 Jahre 
österreich iseher Integrationspolitik haben neben 
mehr Integration auch mehr Wohlstand in Öster­
reich gebracht, und Österreich ist damit immer 
gut gefahren. 

Unser Ziel ist natürlich der Vollbeitritt, ohne 
Zweifel ,  aber wir sol lten uns auch vor Augen füh­
ren, daß es auch ohne Beitritt zur EG nicht so ist, 
wie es bisher war. Viele unterl iegen dem Irrtum 
- diese Meinung wird auch von der Opposition 
immer wieder geschürt -, zu glauben, daß ohne 
Beitritt al les bleibt, wie es ist. Daß es ohne EG 
noch härter werden wird, haben viele übersehen . 

Was passiert, wenn wir nicht dem EWR beitre­
ten? Diesbezüglich gibt es auch Untersuchungen 
des WIFO, Kollege Kapral . Es ist sicherlich kein 
Fall in die Hölle, aber es gibt doch einige makro­
und mirkoökonomische Konsequenzen. Kollege 
Kapral ! Die österreichischen Waren wären d iskri­
miniert in  Westeuropa, es werden EFTA-Waren 
durch EG-Waren ersetzt. Da Sie vorhin die Frage 
des passiven Veredelungsverkehrs strapaziert ha­
ben ,  möchte ich sagen : Das ist sicherlich momen­
tan eines der größten Probleme der Textilindu­
strie, der KFZ-Zulieferindustrie. Aber ich glaube, 
wenn wir zum EWR nein sagen ,  dann haben wir 
gar keine Chance, vor einem Beitritt zu einer po­
sitiven Lösung zu kommen. Daher müssen wir im 
Rahmen des EWR darauf entsprechend einwir­
ken . 

Österreich wird auch einerseits von den sin ken­
den Preisen im künftigen EWR nicht profitieren, 
wenn wir draußen bleiben, andererseits wird sich 
unsere Wirtschaft, unsere exportorientierte Wirt­
schaft bei den Exportpreisen an die EG-Preise 
anpassen m üssen. Das heißt, wir werden einer 
enormen Wettbewerbsverzerrung unterl iegen. 
Das heißt also, unsere Wettbewerbspositionen 
werden sich verschlechtern. 

Und wenn  die Industriel lenvereinigung Öster­
reich immer als Industriestandort anbietet im 
Ausland, muß ich sagen: Ich hatte jüngst Gele­
gen heit, in Japan zu sein ,  und dort hat es sofort 
zwei Fr�gen gegeben : Die erste Frage: Wann 
kommt Osterreich zur EG?, die zweite Frage: 
Was ist mit dem passiven Veredelungsverkehr? 
Wenn wir außerhalb dieses EWR bleiben, sinkt 
unsere Attraktivität als Standort nicht nur für 
ausländische  Investoren, sondern auch für öster­
reichische I nvestoren. 

Auf einen Punkt gebracht: Österreich wird 
ohne EWR ungefähr auf ein Prozent Wirtschafts­
wachstum verzichten müssen - Sie haben es vor­
hin erwähnt (Bundesrat Dr. K a p r a l: A ber nicht 
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per anno, sondern in sechs Jahren, und das ist 
reichlich wenig!) - , das sind ungefähr 20 Milliar­
den Schilling. Wir werden keine  positiven Be­
schäftigungseffekte haben und auch die Infla­
tionsrate wird höher sein a ls im EWR. 

Dazu kommt noch, daß die Absatzchancen un­
serer Landwirtschaft sinken,  daß der Zugang un­
serer Wirtschaft, vor allem der Bauwirtschaft, zu 
öffentlichen Vorhaben im EWR-Raum erschwert 
wird . Über die Textil- und Nahrungsmittelindu­
strie brauche ich hier nichts zu sagen ,  die Schwie­
rigkeiten dieser  Branche sind ja hinlänglich be­
kannt. 

Was bedeutet - jetzt umgekehrt - der Eu­
ropäische Wirtschaftraum für Österreich? 

Unser Ziel ist - wie schon erwähnt - die weit­
gehende Teilnahme am Binnenmarkt, an den vier 
Freiheiten , die Teilnahme an den flankierenden 
und horizontalen Politi ken, wie Umweltschutz, 
Sozialpolit ik,  Wissenschaft, Forschung, Erzie­
hung und Ausbildung. Eine beachtliche Verhand­
lungsmasse für eine künftige EG-Mitgliedschaft 
wird angesichts eines EWR-Beitritts bereits gere­
gelt. Jeder Vertrag hat aber nicht nur Vorteile. Es 
wurde bereits e rwähnt: Die EFT A-Staaten haben 
sich verpflichtet, in den Kohäsionsfonds entspre­
chende Beiträge zu zahlen; für Österreich sind 
das 340 Mil l ionen Schil l ing jährlich die nächsten 
fünf Jahre hindurch. 

Viel leicht ein Wort zur Klarstellung, wei l  vor­
hin von Ihnen, Herr Kol lege Kapral , gesagt wur­
de, daß wir in d iesem Bereich Nettozahler seien.  
Das WIFO hat errechnet, daß es durch den EWR­
Beitritt innerhalb von sechs Jahren zu einem hö­
heren Bruttoinlandsprodukt kommen wird, was 
rund 18 Mil liarden Schil li ng an zusätzlichen Ein­
nahmen bedeutet. Dem stehen u ngefähr 6 Mil l i­
arden Schilling an Mitgliedsbeiträgen gegenüber, 
die wir an die EG, an den Kohäsionsfonds, zahlen 
müssen .  Das heißt, unter  dem Strich bleiben dop­
pelt so viele Einnahmen übrig, als wir einzahlen. 
(Bundesrat Mag. T r a t  t n e r.' Das glauben Sie?) 
Das ist die Realität. 

Es wird hier von sechs Jahren gesprochen .  Ich 
hoffe, daß wir früher dabei sein werden. (Bundes­
rat Dr. K a p r a  l: Die Rechnung, die Sie hier an­
stellen, kann man nicht einmal in der Volksschule 
machen!) Kollege ! Ich zitiere aus WIFO-Berich­
ten. Das steht in WIFO-Berichten drinnen, lesen 
Sie es dort nach!  (Bundesrat Dr. K a p r a  L: Nicht 
einmaL in der Volksschule können Sie das ma­
chen/) Kollege, Sie reden h ier von der Volksschu­
le .  Das erinnert mich an Ihre Forderungen nach 
einer Zollunion.  Das ist meiner Meinung nach ein 
Wunsch an das Christkind. Im Ausschuß waren 
Sie leider nicht; ich habe diesbezüglich extra ge­
fragt. Es hat in  v ielen Bereichen Widerstände ge­
gen die Zollunion gegeben. Die Österreicher wa-

ren dafür. Daher kann ich jetzt nicht im nachhin­
ein hier Forderungen dahin gehend aufstellen , 
daß die Österreicher anstelle des EWR eine Zoll­
union mit der EG absch ließen sollten. Ich brau­
che dazu ja einen Partner, ich kann das nicht al­
lein fordern.  (Bundesrat Dr. K a p r a I: Das ist 
eine Diskriminierung! Das ist ein Faktum, das 
kann man nicht gLeichzeitig mit der Gewährung 
der vier Freiheiten!) Herr Kollege, ich glaube, es 
ist nicht einzusehen,  daß wir i n  der Zwischenzeit 
- bis es zu einem Voll beitritt kommt - nicht 
wirtschaftlich von diesem Zwischenschritt profi­
tieren sollen. Ich frage mich, Herr Kollege Ka­
pral, wie werden Sie das Ihren Freunden im Be­
reich der Industrie e rklären, daß Exportchancen 
unserer Industrie durch ein möglichst geordnetes 
Demokratiedefizit der FPÖ in der EG durch ei­
nen Nichtbeitritt geschmälert werden. (Bundesrat 
Mag. T r a t  t n e r: Da müssen Sie aber zuhören, 
was die Industrie zum EWR sagt, der Herr Gene­
raLsekretär.') 

Sie haben gemeint, Österreich müsse automa­
tisch EWR- beziehungsweise EG-Recht überneh­
men. Ich glaube, Sie haben übersehen - das ist 
ausdrücklich heute im Ausschuß noch einmal be­
sprochen worden - ,  daß die Grundprinzipien 
der österreichischen Verfassung, nämlich das de­
mokratische und das rechtsstaatlichhe Prinzip, 
unverändert bestehen b leiben . Das hei ßt,  alleine 
National- und Bundesrat sind dazu befugt, in 
Österreich Gesetze zu beschließen und in Kraft 
zu setzen. Deshalb wird heute auch zur Gänze das 
gesamte Acquis communautaire zur Beschlu ßfas­
sung vorgelegt, wei l  eben dem Gesetzgeber nicht 
einze lne Bestimmungen vorbehalten bleiben sol­
len. 

Österreich hat ein Vetorecht im künftigen 
EWR-Ausschuß.  Trotzdem muß das Parlament 
jede einzelne Bestimmung, die künftig übernom­
men werden soll ,  entsprechend beschließen. 

In der Nationalratsdebatte wurde noch ein drit­
ter Punkt erwähnt: daß wir keine EWR-widrigen 
Gesetze erlassen dürfen .  - Ja bitte, dazu schlie­
ßen wir ja Verträge ab. Es gilt der Grundsatz: 
Pacta sunt servanda, das heißt, wenn wir uns ver­
pflichten, i n  diesem Europäischen Wirtschafts­
raum zusammenzuarbeiten ,  dann können wir 
nicht Gesetze gegen diesen Vertrag beschl ießen. 

Nochmals zum EuGH und zur EG-Kommis­
sion. Es ist ausdrück lich festgehalten - das kann 
man auch in den E rläuternden Bemerkungen 
zum EWR-Vertrag lesen - ,  daß es zum Unter­
schied von der EG in Österreich durch die Ge­
richtshöfe keine dynamische Rechtsentwick lung 
gibt. Das heißt, die österreichischen Gerichtshöfe 
sind nur da, u m  Gesetze auszulegen, eine Ände­
rung aber von Gesetzen kann nur durch das Par­
lament erfolgen .  
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Es gibt eine einzige Ausnahme im künftigen 
Wettbewerbsrecht, wo sich Österreich mehr oder 
weniger verpflichtet hat, bei Wettbewerbsverzer­
rungen Geldstrafen zu exekutieren , aber nur mit 
der Auflage, daß das dem EWR-Recht entspricht. 

Meine Damen und Herren !  Es sind von der 
Opposition während der Nationalratsdebatte und 
heute auch von Ihnen, Herr Bundesrat Kapral, 
sicherlich wichtige Vorwürfe gegenüber der EG 
formuliert worden, Vorwürfe, die man sicherlich 
nicht wegwischen sol l ,  über die man diskutieren 
sol l, sei es über die Bürokratie in der EG, sei es 
über die zentralistischen Bestrebungen, über das 
enorme Demokratiedefizit. Nur: Das sind alles 
Vorwürfe, die schon seit Jahren bestehen, nicht 
erst seit dem Sommer und nicht seit Maastricht. 
Daher wundert mich eigentlich der derzeitige 
Meinungsumschwung in der FPÖ. Offenkundig 
haben manche Vertreter dem nicht sofort folgen 
können - ich denke hier nur  an Aussagen von 
Frischenschlager, Peter oder Gudenus, auch von 
Heide Schmidt. Ich glaube, daß Meinungsum­
schwung oberstes Gebot in der FPÖ ist. Der Par­
teiobmann exerziert das eigentlich täglich bei je­
dem Thema vor .  

Wenn ich h ier zitieren darf: Im Jahre 1 987 hat 
Haider noch davon gesprochen, daß nur eine 
Vollmitgliedschaft bei der EG die wirtschaftliche 
Zukunft Österreichs sichern und verh indern kön­
ne, daß Österre ich ein Entwick lungsland, eine eu­
ropäische Bettlerrepublik wird. 

Nun haben wir d ie Möglichkeit des ersten 
Schrittes dazu - und nun auf einmal dieser Mei­
nungsumschwung. 

Auch Sie, Kollege Kapral, haben im Juni ,  glau­
be ich , in der "Neuen Freien Zeitung" - kennen 
Sie das Blatt, es ist so ein kleines blaues Blatt, das 
von der .. FPÖ gestaltet wird - geschrieben:  Die 
der FPO vorgeworfene Wan kelmütigkeit in  der 
Europafrag.e ist für mich kei� Thema, schließlich 
hat die FPO als erste Partei Oster reichs bereits in 
den sechziger Jahren für den EG-Beitritt Öster­
reichs votiert - mit uneingeschränktem Be­
kenntnis zu Europa, das müsse man nicht bei je­
der Gelegenheit wiederholen.  - Anscheinend 
muß man das be i der FPÖ aber doch, weil sie 
immer wieder ihre Meinung ändert und in  man­
chen Dingen immer unglaubwürdiger wird. 

Sie haben vorhin behauptet, Österreich habe 
sich bei den Verhandlungen versteckt. Ich glaube, 
das ist die größte Unterstell ung, die seit langem 
hier in diesem Haus gemacht wurde. Es waren 
nämlich die Min ister Schüssel ,  Mock, F ischler 
und Streicher, die diesen EWR-Vertrag zustande­
gebracht haben,  die das meiste dieses EWR-Ver­
trages durchgesetzt haben. Es ist diesen Ministern 
zu verdanken, daß wir heute über diesen EWR­
Vertrag abstimmen werden, und dafür möchte ich 

mich nochmals bedanken .  (Beifall bei Ö VP und 
SPÖ.) 

Ich glaube, der FPÖ geht es - wie immer -
um Wählerfang. Es ist aber eigentl ich schade, daß 
hier von e inem alten Grundsatz von der FPÖ ab­
gegangen wurde (Zwischenrufe und Heiterkeit bei 
der FPÖ) - darüber sollte man nicht lachen, Kol­
legin Riess -, nämlich von dem Grundsatz, daß 
man in der Außenpolitik immer gemeinsam ge­
handelt hat, daß es also in diesem Bereich keine 
Differenzen gegeben hat. (Bundesrat Dr. 
K a p  r a I: Das ist wohl ein Anliegen aller Partei­
en: Wähler zu haben!) Anscheinend keines der 
FPÖ; wenn man versch iedenen Berichten über 
die Auftritte Ihres Parteiobmannes im Ausland 
glauben darf, so muß ich sagen ,  sind d iese Auf­
tritte für Österreich nicht gerade sehr  förderl ich.  
( Weiterer Zwischenruf des Bundesrates Dr. K a ­
p r a U  

Meine Damen und Herren!  Unser Ziel ist die 
Vollmitgliedschaft. Damit Sie es wissen ,  Kol lege: 
Nicht die EG will an den Freiheiten der EFT A 
partizipieren, sondern es ist umgekehrt. Aber es 
ist eben so: Wenn man etwa einem Tennisklub 
beitritt, so muß man auch gewisse Spielregeln ak­
zeptieren. ( Vizepräsidem S t r Cl  1 z e n  b e r g e r 
übernimmt den Vorsitz. ) 

Meine Damen und Herren !  Die EG und der 
Binnenmarkt sind nicht nur eine Antwort auf den 
Versuch Japans, die westlichen Industrienationen 
bei den wichtigsten Technologien abzuhängen, 
sondern die EG bedeutet auch mit oder ohne 
Maastricht ein europäisches Sicherheitssystem 
und eine Friedensordnung, an der Österreich tei l ­
nehmen muß, l ieber mitgestaltend als als passiver 
Partner oder als Zaungast. Meine Damen und 
Herren! Denken wir an unsere Enkelk inder, den­
ken wir daran, was in 20, 30 Jahren sein wird . 
Was werden sie uns fragen? Sie werden sicherlich 
einmal fragen: Warum habt ihr  taten los zugese­
hen, wie dieses Europa zusammenwächst? War­
um habt ihr nicht mitgewirkt? Das werden sie fra­
gen,  wenn wir nicht heute diesen Schritt setzen ,  
wenn wir  nicht d ie  Verantwortung dafür über­
nehmen. 

Über die wesentlichsten Vortei le  des EWR 
wurde heute schon berichtet. Wir erwarten uns 
positive Wachstumseffekte, Beschäftigungseffek­
te, Preissenkungseffekte für die österreichischen 
Konsumenten, eine Liberalisierung des Auftrags­
wesens. Es ist auch gelungen, ein Transitabkom­
men abzuschließen, das volle zwölf Jahre beste­
hen und nicht, wie Kollege Haider immer be­
hauptet, mit dem EG-Beitritt untergehen wird. 
Der EWR-Vertrag umfaßt Schutzklauseln, Über­
gangsfristen, gerade für unsere Stärke industrie in 
Niederösterreich. Es können die höheren Um­
weltstandards in Österreich aufrechterhalten blei­
ben, und im Agrarbereich - dazu wird ja noch 
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B undesrat Penz sprechen - ist es gelungen, doch 
wesentliche Wünsche zu erfüllen. 

Meine Damen und Herren !  Ich glaube, es gibt 
keine Alternative zum EWR. Ein starkes, export­
orientiertes Land wie Österreich mit 75 Prozent 
Exportanteil in den EWR-Raum kann sich von 
den wichtigsten Absatzmärkten nicht abschotten. 
Das käme einem wirtschaftlichen Selbstmord 
gleich. Der EWR ist sicherlich ein Zwischen­
schritt nach Europa. 

Ich möchte jetzt meine Rede mit einem Zitat 
von Minister Schüssel beenden: Ich glaube, daß 
Frieden, Fre iheit und Wohlstand eine uralte Vi­
sion sind, der sich jeder in diesem Haus verpflich­
tet fühlen sol l ,  und ich glaube, daß es nunmehr 
gel ingen wird, diesen Traum gemeinsam mit 
EFTA und EG zu verwirklichen. - Meine Frak­
tion jedenfalls wird dem EWR-Vertrag zustim­
men. (Beifall bei Ö VP und SPÖ.) 14.36 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Zum 
Wort gemeldet hat sich Herr Bundesminister Dr. 
Schüssel. Ich erteile es ihm. 

/4.36 

Bundesminister für wirtschaftliche Angelegen­
he iten Dr. Wolfgang Schüssel: Herr Präsident! 
Hohes Haus! Meine verehrten Kolleginnen auf 
der Regierungsbank!  Ich darf vielleicht in Erinne­
rung rufen,  daß das heute wirklich historische 
Stunden sind, die der Bundesrat abhält, denn  
Österreich ist das erste Land von den 1 9  Staaten, 
das den EWR-Vertrag heute endgültig ratifiziert. 
Die Schweiz hat ja bekanntlich auch schon im Na­
tionalrat und im Ständerat zugestimmt - übri­
gens im Ständerat mit einer überwältigenden 
Mehrheit, nur gegen zwei Gegenstimmen; das ist 
wirklich interessant und eigenl ich auch vermer­
kenswert - ,  aber die Schweizer Ratifikation be­
darf ja noch der Bestätigung durch das Referen­
dum. Somit ist Österreich der erste dieser 
1 9  Staaten, der diesen sehr komplizierten Ratifi­
zierungsprozeß abschließt. 

Herr Bundesrat Kapral hat eine ganze Reihe 
von Argumenten gebracht. Viele sind sehr pro­
b lematisch ,  ich werde versuchen, auch ein biß­
chen darauf einzugehen .  Eines ist richtig: Der 
Europäische Wirtschaftsraum ist natürlich keine 
vollständige Integration. Wäre er das, wäre es ein 
Vollbeitritt, den wir ja alle anstreben, nur real isti ­
scherweise - und das wissen, glaube ich, alle h ier 
im Raum - ist es eben nicht möglich, mit 
1 .  Jännner 1 993 dieser Europäischen Gemein­
schaft beizutreten. Auch wenn wir uns jetzt zehn­
mal gegenseitig versichern: Wir wollen das! -
zum Beitreten gehören zwei,  und es ist eben ein­
fach nicht möglich, mit 1 .  Jänner 1 993 zeitgleich 
mit der Verwirklichung dieses Binnenmarktes 
dort voll dabeizusein .  

Daher brauchen wir ein Zwischenstück, und 
genau das soll der Europäische Wirtschaftraum 
sein. Er  sol l  uns  b i s  zum Vollbeitritt, voraussicht­
lich - das nehme ich jetzt an, kleiner Optimist, 
der ich bin - 1 .  Jänner 1 995, die wirtschaftlichen 
Vortei le  des Binnenmarktes möglichst weitge­
hend bringen. Dann sind wir als Vol lmitglied oh­
nedies dabei , hoffentlich zu dem Zeitpunkt, zu 
dem auch die politischen Entscheidungen über 
die Zukunft, über die Organisation, über die Phi­
losophie der neuen Europäischen Gemeinschaft, 
die sich ja gerade in einem ungeheuren Umstruk­
turierungsprozeß befindet, getroffen sind. 

Eines verstehe ich nun wirklich nicht: Warum 
eine politische Partei, die - wiederum heute ge­
hört - 1 00 Prozent der Integration wil l ,  schon 
bei 60 P rozent Knieschlottern bekommt. Das ver­
stehe ich nicht. Wenn Sie heute auf den Groß­
glockner gehen wollen, dann müssen Sie auch zu­
erst zur Hütte, zur Adlersruhe auf 3 300 Meter 
Höhe gehen, und dann können Sie den Gipfel be­
steigen . Es ist, bitte, nicht möglich, ohne d iese 
erste Etappe zum Gipfel h inauszukommen. Da­
her meine ich, daß der EWR den Beitritt eigent­
lich beschleunigt. 

Herr Dr. Kapral ,  als langjähriger Vertreter der 
Industriel lenvereinigung, den ich als Fachmann 
absolut schätze, wissen Sie doch ganz genau, daß 
jedes einzelne Gesetz, das wir jetzt , in Anpassung 
an den Europäischen Wirtschaftsraum besch lie­
ßen, auch bei einem EG-Beitritt genauso und 
nicht anders zu beschließen wäre. Jetzt frage ich 
wirk lich:  Worin bestünde denn die Logik, wenn 
wir uns d iejenigen Dinge , die wir jetzt schon ma­
chen können, aufheben bis fünf Minuten vor 
zwölf? (Zwischenruf des Bundesrates Dr. 
K a p  r a I.) Wir können natürlich al le Gesetze al­
lein besch ließen,  und wen n  wir Gesetze besch lie­
ßen müssen, Normen anpassen müssen ,  ja dann 
muß doch wenigstens vom anderen Partner auch 
garantiert sein ,  daß das, was wir machen, auch in 
der ganzen EG anerkannt ist. Es ist doch in unse­
rem ureigensten Interesse, gerade etwa für die In­
dustrie, gerade für die exportierende Wirtschaft, 
wenn ich ein Produkt habe, das ich exportieren 
wil l ,  daß ich nur zu einer Stelle gehen muß und 
das zertifizieren und normen lasse für den gesam­
ten Europäischen Wirtschaftsraum, für 19 Staa­
ten, anstatt mich mit fünf Jahren Verzögerung 
und fünffachen Kosten in  jedem einzelnen Land 
anstellen zu m üssen. Das ist doch genau der 
Punkt, den ein Prakt iker sofort erkennen wird. 
Das ist der wirkliche Vortei l ,  und nichts anderes. 

Natürlich ist er nicht die vol le Integration, er 
ersetzt auch nicht den Beitritt. Aber es b leibt un­
logisch, daß Sie sich quasi die erste Halbzeit des 
Matches mit der EG ersparen wollen und in der 
zweiten Halbzeit spielen wol len. Das geht aber 
nicht. Wir müssen den gesamten Integrationsweg 
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gehen, und in diesem Zusammenhang ist der 
EWR ein ganz wichtiger Zwischenschritt. 

Nun zur zweiten Frage. Es war für mich  sehr 
interessant, zu hören, daß alle mit dem Scheitern 
gerechnet haben. Ich frage mich nur, wieso ist 
dann überhaupt dieser Vertrag zustande gekom­
men. Schließl ich haben 19 Staaten ja dazu sagen 
müssen. Wenn  die kühlen Schweizer , die nüchter­
nen Skandinavier und die EG mit ihren großen 
Unterschieden, angefangen bei Deutschland bis 
Frankre ich und bis zu den Südländern, Portugal ,  
Spanien, Griechenland - jeder hat unerschiedli­
ehe Interessen - ja zu einem solchen Werk sa­
gen ,  dann frage ich mich: Sind wir für die Integra­
tion, oder sind Sie ehrlicherweise der Meinung, 
daß wir uns das ersparen sol lten? 

In der Schweiz hat auch die Freisinnig-Demo­
kratische Partei - das ist, wenn ich mich richtig 
erinnere, Ihre liberale Schwester partei ,  ich weiß 
allerdings nicht, ob Sie sie noch als so lche anse­
hen - mit glühendem Herzen für diesen EWR 
gekämpft, wei l  sie genau wissen, daß der Schweiz 
- das ist ja nicht gerade irgend wer auf den Ex­
portmärkten ,  das ist ein ganz wichtiger und star­
ker Kombattant für uns, ein echtes Wettbewerbs­
land für uns - mit Industrie vor Ort, mit dem 
Gewerbe, mit den Bauern, durch den EWR wirt­
schaftliche Vorteile erwachsen werden. 

Sie haben mit Recht erwähnt, die Landwirt­
schaft sei nicht dabei .  Jetzt stelle ich eine ehr l iche 
Frage an uns: Ist das ein solch großer Nachteil , 
daß wir nicht unbedingt schon mit dem 1 .  Jänner 
1993 die volle Integration in der Agrarpolit ik ha­
ben? Ist es nicht viel leicht sogar zweckmäßiger, 
damit wir diese zweieinhalb, drei Jahre Über­
gangszeit nützen können, um die österreichische 
Landwirtschaft durch veränderte Förderungen, 
Direktzahlungen und Alternativproduktionen in 
die Situation zu bringen, den Wettbewerb optimal 
aushalten zu  können? Das ist doch nicht unbe­
dingt ein Nachtei l !  Noch dazu ist es uns gelungen, 
bei den Verhandlungen in wichtigen Exportberei­
chen, vor allem beim Rindfleisch - wir produzie­
ren ja doppelt soviel Rinder, als wir selber essen, 
sie müssen irgendwo h ingebracht werden, und die 
wichtigsten Märkte sind nun einmal Ital ien, 
Deutschland, vor allem aber Norditalien - ,  eine 
wesentliche Erhöhung der Exportkontingente si­
cherzustellen. Das gleiche haben wir für Käse, für 
Fruchtsäfte, Weine et cetera erreicht. Das sind ja 
Vorteile. Und die wollten Sie mit e inem Nein -
Gott sei Dank wird es Ihnen nichts nützen - aufs 
Spiel setzen? - Also ich kann mich darüber nur 
wundern. 

Taktik ist in der Polit ik immer erlaubt, ich bin 
der Letzte, der kein Verständnis dafür hat. Mir 
hat vorige Woche nach Beschlußfassung im Na­
tionalrat sowoh l  ein freiheitl icher als auch ein 
sehr seriöser grüner Abgeordneter gesagt, e igent-

lieh sind wir ja froh,  daß ihr  das für uns be­
schließt, denn in Wirklichkeit ist das ein richtiger 
Weg. 

Warum sollte man nicht den Mut haben, einen 
solchen wichtigen Zwischenschritt, der mit 
Schwächen behaftet ist - nichts ist perfekt, schon 
gar nicht ein solch kompliziertes Vertragswerk - ,  
z u  akzeptieren? Es wird auch in  Europa beobach­
tet, wie sich Österreich als der erste ernstzuneh­
mende Beitrittskandidat verhält. 

Glauben Sie wirkl ich ,  meine Damen und Her­
ren von der Freihe itlichen Partei, daß es einen 
guten Eindruck hinsichtlich der Glaubwürdigkeit 
des Beitrittslandes Österreich machen würde, 
wenn man gleich bei der ersten Nagelprobe der 
europäischen Einigung, die schwierig genug ist , 
sagt, nein oder wer weiß  oder vielleicht. Sie von 
der FPÖ haben mittlerwei le jede Position von Ja 
über Nein bis Jein, bis vielleicht und warum nicht 
eingenommen. Im Moment halten wir , glaube ich , 
bei entweder und oder - einer zutiefst österrei­
chischen Haltung. Aber nachdem alle Positionen 
schon eingenommen worden sind, könnten wir 
vielleicht wieder zurückkehren zu einem großen 
Europakonsens, der d ie drei Fraktionen, die hier 
in diesem Haus vertreten sind, eigentlich geeint 
hat. 

Ich habe mir extra noch einmal den Entschlie­
ßungsantrag durchgelesen . . .  (Bundesrat H r u -
b e  s c h: Was macht der Herr Busek?) Ich habe es 
akustisch nicht verstanden. 

Ich habe mir extra noch einmal den Entschlie­
ßungsan.!rag vom Somm�r 1 989 durchgelesen, bei 
dem SPO, OVP und FPO gemeinsam beschlossen 
haben, wie wir in die Verhandlungen hineingehen 
wollen. Es war eigentlich eine sehr erfreuliche 
staats politische Entscheidung, daß sich - abgese­
hen von den Grünen, die in diesem Zusammen­
hang sicherlich eine besondere Position haben, 
die wir auch respektieren so l lten - die drei gro­
ßen Fraktionen bemüht haben,  eine gemeinsame 
Europapol itik zu konzipieren. 

Ich appelliere an Sie, überlegen Sie sich,  daß 
kein einziges Problem - S ie haben mit Recht 
etwa die Ostkumulierung erwähnt, zu der ich 
noch etwas sagen möchte - gelöst wäre, wenn Sie 
heute dem EWR nicht zustimmen. Im Gegenteil : 
Eine Rei he von Problemen, die wir , würden wir 
nicht am 1 .  Jänner dabei sein ,  hätten, werden mit 
dem EWR weggeräumt. 

Nun zu der Kumulierungsfrage. Es ist ja in 
Wahrheit intellektuell zutiefst unredlich - das 
werfe ich dem Jörg Haider vor, wei l  er das natür­
lich intelligenzmäßig längst verstanden hat - ,  
daß Jörg Haider den EWR mit der Ostfrage, mit 
der Kumulierung in Zusammenhang bringt. 
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Wie ist denn das Ganze tatsächlich gelaufen? 
Wir haben die Verhandlungen bezüglich EWR 
Ende 1 988, Anfang 1989 begonnen. Die Ostöff­
nung ist bekanntlich im Herbst , November 1989 
in Bewegung gekommen. Zu diesem Zeitpunkt 
haben wir längst die Verhandlungen geführt, und 
im Herbst vergangenen Jahres haben wir sie poli ­
tisch mit  der  E uropäischen Gemeinschaft abge­
schlossen gehabt - dann kam noch die Verzöge­
rung mit dem E uropäischen Gerichtshof - ,  als 
die EG ihre Verhandlungen mit den osteuropäi­
schen Ländern, Ungarn, Tschechoslowakei und 
Polen geführt und abgeschlossen hat. Das war 
nach dem politischen Abschluß zum EWR. Vor 
1989 ist doch niemand auf die Idee gekommen, 
mit Osteuropa Veredelungsproduktionen größe­
rer Art zu vereinbaren, das Risiko war ja viel zu 
groß .  Das ist jetzt eine Folge der Ostöffnung, und 
das wird zunehmen.  

Daher haben wir uns auch sofort bemüht -
weder die F rau Staatssekretärin Ederer noch der 
Bundeskanzler noch ich oder der Finanzminister 
haben Belehrungen und parlamentarische Anfra­
gen gebraucht - ,  mit der EG in Verhandlungen 
zu treten. Und diese Verhandlungen laufen be­
reits auf Beamtenebene. Ich begrüße es daher 
auch ausdrücklich, daß nächste Woche die Frau 
Staatssekretärin in Brüssel lobbyiert, das gehört 
nämlich dazu. 

Sie von der FPÖ haben das Demokratiedefizit 
beklagt. Das P roblem liegt nicht bei der EG­
Kommission, beim Herrn Andriessen, den habe 
ich sogar zu den Salzburger Festspielen eingela­
den, und ich habe ihn am Abend bis 3 Uhr früh 
bekocht, was tut man nicht al les, um ein gutes 
Klima zu schaffen. Das wirkliche Problem liegt in 
Wahrheit darin ,  daß die einzelnen Staaten in der 
Europäischen Gemeinschaft nein sagen. Der 
Kommission ist das genauso unangenehm wie 
uns. 

Erklären Sie einmal einem deutschen Unter­
nehmer, der zum Beispiel eine Zweigfertigung in  
Ungarn hat und Komponenten aus seinem Zweig­
werk in Österreich bezieht, daß es drei Freihan­
delszonen gibt. Oder u mgekehrt, erklären Sie ei­
nem EFTA-Unternehmer, der in Wien oder in  
der Schweiz sitzt und sich aus Ungarn zuliefern 
läßt u nd dann nach Frankreich, nach Deutsch­
land oder nach Italien l iefern wil l ,  daß  es drei ver­
schiedene Freihandelszonen gibt. Darüber wird 
jetzt von den Mitgliedsländern gefightet, nicht 
von der Kommission. 

Das hat nichts damit zu tun, daß der Herr An­
driessen oder wer immer nicht recht will, der wird 
von uns schon entsprechend informiert und moti­
viert werden .  Das Problem ist, daß wir diese Län­
der überzeugen müssen ,  und dabei zeigt sich wie­
der seh r  deutlich ,  daß es viel gescheiter ist, drin­
nen zu sein,  als draußen vor der Tür zu warten .  

Der EWR löst dieses Problem nicht, da haben Sie 
recht, aber der EWR verschärft diese Problem 
auch in keiner Weise. Wir m üssen jetzt konse­
quent, professionelle Verhandlungen, deren Ziel 
von uns allen unterstützt wird , für die Automo­
bilzulieferung, für die Elektroni ker und für die 
Textil-und Bekleidungsindustrie führen, damit 
wir das zustande br ingen ,  da lassen wir uns n ichts 
unterstellen. Realistisch gesehen wird es ein sehr 
hartes Match werden, und das hat jetzt nichts mit 
Optimismus oder mit Pessimismus zu tun. Ich 
wil l  eine ehrliche Darstellung der Problemlage 
geben, und ich neh me an, auch von der Frau 
Staatssekretärin könnte das n icht anders darge­
stellt werden. 

Mit dem EWR haben wir die politische Zusage 
erreicht, daß die Beamtenverhandlungen jetzt be­
ginnen,  sie sind bereits Ende August eingeleitet 
worden, und in diesen Tagen findet eine weitere 
Verhandlungsrunde statt. Wir hoffen, daß wir zu­
mindest zu Zwischenlösungen kommen. Wenn 
Sie von der FPÖ heute dem EWR nicht zustim­
men, dann wird das zwar das Land aushalten, aber 
diesem Problem überhaupt keinen guten Dienst 
erweisen, es wird dadurch nicht besser. Ich glau­
be, das wissen Sie so gut wie ich.  

In  diesem Sinne möchte ich abschließend noch 
einmal an Sie appellieren: Überlegen Sie sich, ob 
nicht doch im Lichte d ieser Gesamtüberlegung, 
dieses gesamten Europakonsens eine Zustim­
mung der freiheitlichen Fraktion ein nicht unin­
teressantes Zeichen und Signal wäre, daß diese 
drei Fraktionen gerade im Bundesrat bereit sind, 
über den e igenen Tellerrand der Parteitaktik hin­
wegzusehen. (Beifall bei Ö VP und SPÖ.) 1 4.50 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner: Herr Bundesrat Dr. Rockenschaub. Ich 
erteile ihm das Wort. 

14.50 
Bundesrat Dr. Michael Rockenschaub (FPÖ, 

Oberösterreich):  Herr Präsident! Sehr  geehrte 
Mitglieder der Bundesregierung! Ich hoffe, diese 
Begrüßungsformel wählen zu d ürfen, und nehme 
an, daß sie auch protokollgemäß ist und ich mir 
keine Rüge des Herrn Präsidenten des Bundesra­
tes einhandle. 

Herr Bundesminister Schüssel !  Sie haben ge­
sagt, man solle Mut haben. Ich gebe zu, daß die 
FPÖ im Zuge des EWR in ein Entscheidungsdi­
lem.!TIa geraten ist, und zwar deshalb, wei l  die 
FPO immer gegen den EWR war. Ich erinnere 
Sie an Ihre lebhafte Fernsehdiskussion mit Dr. 
Jörg Haider, sie ist zirka eineinhalb Jahre her, in 
der es um den EWR gegangen ist. Wir haben im­
mer starke Bedenken angeme ldet und haben in 
der Zeit noch vor Maastricht den Direktzug nach 
Brüssel gewollt, jedoch die B undesregierung und 
insbesondere Sie, Herr Dr. Schüssel ,  haben den 
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EWR forciert und bearbeitet. Meiner Meinung 
nach hat es damals - Mitte, Ende der achtziger 
Jahre - sehr woh l  noch zwei Alternativen gege­
ben, und zwar: EWR ja, bearbeiten oder : EWR 
links liegen lassen und doch den anderen Weg 
versuchen. 

Im September 1 992 haben wir natürlich in  
Wirklichkeit keine Alternative mehr, per 1 .  Jän­
ner 1 993 kurzfristig Grundlegendes zu bewegen. 

Jetzt komme ich wieder auf den M ut zu spre­
chen. Jetzt könnten die Freiheitlichen "ja" oder 
"nein" sagen, wenn Sie es wol len , spielen Sie uns 
d ie Kugel zurück. Sagen wir "ja" zum EWR und 
sagen gut, da kann man n ichts machen, jetzt müs­
sen wir die "Krot" fressen, wir waren zwar ur­
sprünglich immer gegen diesen Weg, aber jetzt 
gibt es keine Alternative mehr,  dann könnten uns 
manche vorwerfen,  wir seien umgefal len, wir ha­
ben die Linie verlassen. Daher haben wir uns 
nach Abwägung aller Vor- und Nachteile für den 
Weg entschieden, bei der seinerzeitigen grund­
sätzl ichen Haltung zu bleiben. 

Jeder Redner, ob von SPÖ oder ÖVP, hat zahl­
reiche Vor- und Nachteile ins Treffen geführt, so­
daß ich m ich dagegen verwahren möchte,  daß 
man es sich  in dieser Frage einfach macht und die 
Ja- oder Nein-Sager in ein bestimmtes Kästchen 
stellt .  Ich glaube, keiner der hier anwesenden 
Bundesräte fällt leichten Herzens eine sonnenkla­
re Entscheidung, und wenn, dann sind es nur we­
nige. Sehr  viele von uns aus allen Fraktionen wer­
den sich mit der Entscheidung schwer tun, ob sie 
letztlich "ja" oder "nein" sagen werden .  

Es war mir ein Anliegen, das zur  Frage Mut zu 
sagen, denn  ich möchte mir als Freiheitlicher nie 
vorwerfen lassen, daß es uns an Mut fehlen wür­
de. Deswegen hat mich diese Bemerkung gereizt. 

Ein Wort noch zu den Ausführungen des 
Herrn Kollegen Kaufmann . Es ist schon sensatio­
nell , wenn ein niederösterreich ischer Schwarzer 
- man weiß ,  wie dort mit freiheitl ichen Manda­
taren umgegangen wird Wundesrätin K a i  n z: 
Besser als in der eigenen Partei.') - beklagt, daß 
die FPÖ d ie gemeinsame Außenpolitik  verläßt, in 
einem Land, in dem die Anzahl von Ausschuß­
mitgliedern gerade so angesetzt wird, daß eine 
Fünf-Mann-Landtagsfraktion nicht hinein­
kommt. Ich halte es für ein starkes Stück, wen n  
ausgerech net ein Niederösterreicher einen Vor­
wurf in diese Richtung erhebt. 

Meine Damen und Herren!  Der EWR ist leider 
kein Thema, das Begeisterung für Europa ent­
facht. Vielen Pro-Argumenten stehen viele Kon­
tra-Argumente gegenüber, und ,  wie schon gesagt, 
die heutige Entscheidung wird nur für die wenig­
sten von vornherein sonnenklar gewesen sein .  

Viele von uns haben für das Ja oder für das Nein 
mit sich gerungen. 

Die Koalition hat sich seinerzeit für diesen Weg 
entschieden, und es ist klar, daß sie den Weg 
durchzieht und ihm letzlieh zust immt. Ich b itte 
sie aber, genauso wie Sie, Herr Bundesminister,  
den Grünen ihre Haltung grundsätzlich zugestan­
den haben , auch uns zuzugestehen, daß wir die 
ursprünglich e ingenommene Haltung unserer­
seits zum EWR bis zuletzt beibehalten. Ich sehe 
darin keinen Widerspruch zu unserer genauso ur­
sprünglichen Haltung, den direkten Weg in die 
EG anzustreben. 

Ich glaube auch, daß gegenseitige Vorwürfe, 
den Kurs gewechselt zu haben, die Bevölkerung 
in der Europafrage nur weiter verunsichern. Wir 
können uns gegenseitig die Argumente hin- und 
herspielen. Wir Freiheitlichen haben heute massi­
ve Vorwürfe gehört; von "Slalomkurs" war die 
Rede, man kenne sich überhaupt nicht mehr aus. 

Nur ein Satz an die Kol legen von ÖVP und 
SPÖ: Bitte blicken Sie zurück auf Ihren Kurs seit 
der Regierungsbi ldung 1 986 und blättern S ie 
nach, was Sie oder die Spitzen Ihrer Parteien, die 
Spitzen in  der Regierung zu Themen wie EG, 
Neutralität, Staatsvertrag, Landesverteidigung 
und Einwanderunspolitik gesagt haben. Ich habe 
es mir erspart, es im einzelnen herauszusuchen 
und es Ihnen zu beweisen. Die Themen sind 
schwierig, und d ie Verunsicherung der Bevölke­
rung wird nur vergrößert, wenn man das Haupt­
augenmerk darauf legt, wer den größeren Slalom 
oder Riesenslalom gefahren ist. Davon halte ich 
wenig. 

Im Sommer 1992 - ich will mich vor dem 
Thema nicht drücken - äußerte die FPÖ, und an 
ihrer Spitze der Bundesparteiobmann, eine Kritik 
an der derzeitigen EG wie n ie zuvor und hat da­
mit innenpolitisch großes Echo ausgelöst. Wie 
üblich haben zuerst massive Beschimpfungen ein­
gesetzt, und es wurde als lächerlich abgetan .  Es 
wundert mich, daß gerade der Herr Bundeskanz­
ler von "S lalomkurs" spricht, denn er wird wegen 
seiner Geradlinigkeit und Klarheit seiner Aussa­
gen sicher nicht in die Geschichtsbücher e inge­
hen. Dann kam das Referendum in Frankreich ,  
und über Nacht ist vieles anders. Die Euro-Spit­
zen von London bis Berlin ,  von Brüssel bis Athen 
sprechen plötzlich von Nachdenkpause, sie spre­
chen von mehr Bürgernähe, sie sprechen von 
mehr Demokratie, von mehr Regionalität. In die­
sem Zusammenhang kann ich den Vorwurf des 
sogenannten Kurswechsels wieder entkräften .  Als 
wir in den achtziger Jahren den direkten Weg 
nach Brüssel gefordert haben, war das eine EG 
vor Maastricht. Und die EG seit  Maastricht ist 
eine neue EG, eine EG, die im Fluß ist, und da 
sind die Dinge eben neu zu überlegen. 
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Dieselben Worte, die bei Jörg Haider als Sla­
lomkurs und dummer Bubenstreich noch abgetan 
wurden ,  sind zwei Monate später nach der Frank­
reich -Wahl richtungsweisende Erkenntnisse von 
weisen Staatsmännern.  Welche Schlüsse soll  die 
Bevölkerung daraus ziehen? - Haider hat wieder 
einmal recht gehabt. Das ist Parteitaktik?  Für uns 
Mitarbeiter in der FPÖ ist das keine unangeneh­
me Situation. (Zwischenruf des Bundesrates 
H o l z i n g e r. ) 

Die FPÖ ist kein Gegner der Europäischen In­
tegration,  Herr Kollege! Ich darf Ihnen eines sa­
gen: Wenn wir das in Wirklichkeit wären, dann 
müßten wir ja sagen,  nur weiter so, nur weiter so, 
dann ereilt das Ganze das "EXPO-Schicksal" . 
Man glaubt, mit einer gut gedachten Werbekam­
pagne die Bevölkerung nachhaltig beeinflussen zu 
können. (Bundesrat H o l z i n g e r: Was hat die 
EXPO mit der EG zu tun?) Das Schicksal der 
EXPO in Wien wird drohen.  

Da wir aber nach Europa wollen, machen wir 
uns Gedanken und wollen auch die Sorgen der 
Bevölkerung ernst nehmen. Dazu fordere ich 
auch SPÖ und ÖVP auf. Nehmen Sie die Sorgen 
der Bevölkerung ernst, und vertreten Sie Interes­
sen etwas weniger von oben herab ! Weniger intel­
lektuel le Überheblichkeit würde manchem Politi­
ker gut tun und erst recht Journalisten. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, es gibt 
zwei Wege nach Europa: Der e ine ist der aktive 
Weg des Gestaltens, des zügigen Reformierens, 
des Aufbauens von Visionen, des Weckens von 
Begeisterung und des Vorangehens mit guten 
Beispielen . 

Der andere ist der passive Weg nach Europa. 
Das ist der Weg des "Europaerle idens" , Änderun­
gen nur unter letztem Druck durchzubringen, es 
ist der Weg, für al les mögliche, für interne Män­
gel, die Schuld anderswo zu suchen, so nach dem 
Motto: Man muß mittun, wir haben ja keine an­
dere Wahl. Genau dieser passive Weg, von dem 
ich behaupte, daß er von der Bundesregierung im 
wesentlichen beschritten wurde, ist der G rund für 
die zunehmende Verunsicherung unter den Bür­
gern. leh sehe zu wenig Begeisterung von Regie­
rungsseite. Auch ich habe private Gespräche ge­
führt mit Abgeordneten der Regierungskoalition,  
und ich weiß, daß einige sehr wohl "ja" sagen,  
aber eben mit Bauchweh. (Bundesrat H o l  z i n -
g e r: Aber, Herr Rockenschaub, genauso wie bei 
euch manche mit Bauchweh immer nein sagen/) 
Genauso ist es. Ich habe das in keiner Weise be­
stritten. U nd ich ha�� eingangs das Entschei­
dungsdilemma der FPO aufgezeigt. Das ist, bitte, 
Schicksal jeder Opposition. Diese Frage stellt sich 
immer wieder bei Gesetzesmaterien. Sie haben 
ein Hauptgesetz oder eine Hauptstoßrichtung, wo 
die Opposition sagt: Wir sind dagegen. Dann wird 
durch ein Hauptgesetz eine bestimmte Situation 

herbeigeführt, und es kommen Folgegesetze. Die 
Folgegesetze können Sie machen. U nd als Oppo­
sition kann man es sich aussuchen, entweder man 
bleibt bei der Ablehnung des Hauptgesetzes, dann 
werden auch alle Konsequenzen abgelehnt, oder 
man sagt: Gut, jetzt ist der Zustand schon so weit, 
jetzt kann man nichts mehr machen, wir fressen 
die "Krot" . (Bundesrat D r 0 c h t e  r: GanzheitLi­
ches Denken, Herr Kollege! Das fehlt euch.') Da 
geht es dann um das ganzheitliche Denken, sehr 
richtig. Und ich glaube, daß dies insbesondere bei 
der FPÖ nicht fehlt (Bundesrat D r 0 c h t e  r: Un­
terentwickelt!) , wei l  nur mit ganzheitlichem Den­
ken heute Zuwächse bei den Wählerzahlen mög­
lich sind. Ich glaube, hinsichtlich ganzheitlichem 
Denken brauchen wir uns hier nicht zu konkur­
renzieren. (Beifall bei der FPÖ. )  

Es wurde heute darauf h ingewiesen, daß Herr 
Außenminister Mock einer der wesentlichen Mit­
streiter gewesen sei für den EWR. Das ist sicher 
richtig. Ich habe allerdings in Erinnerung, daß 
anläßlich der Unterzeichnung des EWR-Vertra­
ges in Portugal die Enttäuschung dem Herrn Au­
ßenminister sichtlich ins Gesicht geschrieben 
stand . Und wenn ich es richtig in Erinnerung 
habe - ich habe das Zitat n icht bei der Hand - ,  
hat die Enttäuschung überwogen, und die Nach­
teile wurden von ihm de facto in den Vorder­
grund gestellt. Ich glaube, daß Herr Bundesmini­
ster Mock nicht der ideale Zeuge für die Vorte ile 
des EWR sein kann .  (Zwischenruf des Bundesmi­
nisters Dr. S c  h ij, s s e i. Bundesrat 
D r 0 C h t e  r: Sie haben einen schlechten Fernse­
her zu Hause, Herr Kollege/) 

Es ist auch öfters die Industrie angesprochen 
worden .  Ich kann gerne jedem Interessenten die 
Artikel - ich habe sie mitgenommen - aus der 
Zeitschrift "Die Industrie" vom F rühjahr dieses 
Jahres zeigen, in denen massiv auf die Nachteile 
h ingewiesen worden ist. Jetzt stellt sich natürlich 
wieder für viele d iese Frage, für den Mann auf 
der Straße, für den kleinen Bauern , für den klei­
nen Gewerbetreibenden, wenn sogar in der Indu­
strie, für die angebl ich - für sich selbst behauptet 
sie es ja gar nicht, aber von EWR-Befürwortern 
wird das gesagt - der EWR das Wichtigste über­
haupt sei, ständig mehr auf die Nachteile als auf 
die Vorteile h ingewiesen wird. Ich kann nichts an­
deres den Publikationen der "Industrie" entneh­
men. Ja was soll sich dan n  der "k leine Mann" 
denken? (Bundesrätin Dr. K a r  I s s  0 n: Da steht 
der Kapral für die Industrie.' - Weitere Zwischen­
rufe bei SPÖ und Ö VP. ) Es sagt Herr Franz Ces­
ka, Generalsekretär der Industriel lenvereinigung. 

Ich zitiere: 

"Irgend etwas ist schiefgelaufen in den letzten 
beiden Jahren in der Information der Bevölke­
rung. Man hat von Regierungsseite her offenbar 
geglaubt, man könne sich mit Hilfe des EWR 

558. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)24 von 77

www.parlament.gv.at



B u ndesrat - 558.  S itzung - 30. September 1 992 26745 

Dr. Michael Rockenschaub 

gleichsam unbemerkt in die EG einschleichen 
und den Beitritt damit teilweise vorwegnehmen , 
die Leute würden sich daran gewöhnen und mer­
ken, daß die Welt nicht untergeht. Die Realität ist 
leider eine andere. Es bleiben wesentliche Lücken 
und Schwächen" und so weiter und so fort. (Bun­
desrätin Dr. K a r  l s s 0 n: Das ist nicht bestritten.' 
Das ist gut, daß Sie das vorlesen müssen.' - Weite­
re Zwischenrufe bei SPÖ und Ö VP.) 

In einem anderen Kommentar wird ausführlich 
der "Wartesaal" besprochen, und es wird beklagt, 
daß die Bundesregieurng die Strategie "Warte­
saal" eingesch lagen und eben in den achtziger 
Jahren die Chancen auf Direktverhandlungen 
versäumt hat. (Bundesrätin Dr. K a r  l s s 0 n: Das. 
was Sie jetzt vorgelesen haben. spricht nicht gegen 
den EWR! Und es ist gut, daß wir Sie gezwungen 
haben, das zu tun, weil Sie immer so pauschalie­
ren!) 

Ich fasse zusammen, meine Damen und Her­
ren :  Österreich ist in eine strategische Falle gera­
ten; davon bin ich überzeugt. Ich habe es schon 
gesagt: Der EWR ist gelaufen. Es gibt in Wirk­
lichkeit keine Alternative mehr. Und es wird für 
einen freiheitlichen Mandatar letztlich zur Gewis­
sensfrage: Wie setzt man die Linie fort? 

Aber folgendes darf ich zurückweisen, und das 
ist heute hier auch gesagt worden,  nämlich daß 
die Ablehnung des EWR gleichzusetzen wäre mit 
einer Ablehnung der Europäischen Integration an 
sich. Ich bitte Sie ,  zur Kenntnis zu nehmen , daß 
dies für die freiheitlichen Mandatare nicht so ist. 
Der EWR war meiner Überzeugung nach von 
Anfang an ein strategischer Fehler. Strategische 
Fehler führen bei Firmen eben zum Konkurs und 
in der Politik zu nachhaltigen Schäden.  (Zwi­
schenruf bei der SPÖ. )  Ich hoffe persönlich , daß 
das Ganze gutgeht und letztlich keine gravieren­
den Nachteile für Österreich bringen wird. 

Daß dieser strategische Fehler den Regierungs­
parteien bei der einen oder anderen Wahl auf den 
Kopf fallen wird, wenn nicht endlich auf die Sor­
gen der Bevölkerung besser eingegangen wird, 
wenn  nicht endlich auch mit uns Freiheitlichen 
sachlicher diskutiert wird - nicht ausgrenzen 
und aus den Ausschüssen hinaushauen wie in 
Oberösterreich, sondern mittun lassen - ,  ist klar. 
Dann würde es auch gelingen, die Verunsiche­
rung in der Bevölkerung zu reduzieren. (Bundes­
rat H o l  z i n g e r: Aus welchen Ausschüssen sind 
Sie hinausgeflogen in Oberösterreich?) 

Bezüglich Ausgrenzung: Die oberösterreichi­
schen Schwarzen sind ja nicht viel besser, nur ha­
ben die Roten fleißig mitgetan , als man uns den 
zweiten Landesrat "gezupft" hat - gegen den 
Willen der ��völkerung. (Beifall bei der FPÖ. -
Ruf bei der 0 VP: Verfassungsgerichtshofurteil! -
Bundesrätin Dr. K a r  L S s 0 n: Das hat wohl mit 

der EG nichts zu tun! Jetzt hat schon die Landesre­
gierung von Oberösterreich mit der EG etwas zu 
tun!) 15.06 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächste 
Wortmeldung: Herr Bundesrat Dr .  Gusenbauer. 
Ich erteile ihm das Wort. 

1 5.06 

Bundesrat Or .  Alfred Gusenbauer (SPÖ, N ie­
derösterreich) :  Herr Präsident! Sehr verehrte 
Mitglieder der Bundesregierung! Hoher Bundes­
rat! Die Kollegen Strutzenberger und Kaufmann 
sowie Herr Bundesminister Schüssel haben in  
überzeugender Art und Weise eine Günstigkeits­
abwägung in bezug auf den EWR vorgenommen. 
Dem ist inhaltlich nichts hinzuzufügen . (Ruf bei 
der FPÖ: Kurze Rede!) Sich der Übung zu unter­
ziehen, in der ablehnenden Haltung der FPÖ ir­
gendeine Rest-Rationalität zu suchen, die jenseits 
tagespolitischer Opportunismen liegt, halte ich 
für verlorene Liebesmüh. 

N ur soviel ,  Herr Kollege Rockenschaub: Es hat 
d ie  Alternative EG oder EWR nie gegeben . (Ruf 
bei der FPÖ: Bei Ihnen nicht.') Denn es war immer 
- passen Sie auf! - Position der Europäischen 
Gemeinschaft, daß sie Verhandlungen mit Bei­
trittswerbern erst aufnehmen wird nach Abschluß 
des Binnenmarktes, und dieser wird, wie auch Sie 
wissen sol lten,  mit 3 1 .  Dezember dieses Jahres in 
Kraft treten. Daher hat der EWR eine komple­
mentäre Funktion zu den Beitrittsverhandlungen, 
um die Zeitspanne zu nutzen ,  in der wir die EG­
Beitrittsverhandlungen führen werden - nicht 
nach unseren Wünschen, denn wir haben ja schon 
1 989 angesucht, sondern nach den Wünschen der 
E uropäischen Gemeinschaft, die erst ab nächstem 
Jahr bereit sein wird, diese Beitrittsverhandlun­
gen zu führen.  

Ich werde mich daher dem größeren Zusam­
menhang der Europäischen Integration widmen 
und die in Österreich relevanten historisch-psy­
chologischen Fragen erörtern, denn diese schei­
nen mir in der gesamten öffentlichen Oebabtte 
doch von größerer Bedeutung zu sein.  

"Wir träumen von einem Europa als größerem 
Holland ebenso wie die Franzosen von einem Eu­
ropa als größerem Frankreich träumen" , diagno­
stizierte der Niederländer Paul Scheffer die Stim­
mungslage in  seiner Heimat in  bezug auf die Eu­
ropäische Integration. Und die Versuchung ist 
groß, diesen Befund auch für Österreich als gültig 
anzusehen .  Allein das nächste Gespräch mit einer 
die Meinungsforschungsmehrheiten repräsentie­
renden Österreicherin lehrt uns, daß Europa 
nicht einmal in der Überhöhung des Österreich i­
sehen den Stoff bildet, aus dem die Träume der 
Österreicher und Österreicherinnen sind . 
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Österreich kombiniert ja auf wundersame Wei­
se höchstes Wirtschafts wachstum, das dichteste 
soziale Netz und die unzufriedenste Bevölkerung, 
lautet sehr oft die konsensuale Erkenntnis auch 
von h ier im Haus vertretenen Abgeordneten. Die­
ses bedauernde Eingeständnis, das am Selbstwert­
gefühl der österreichischen PoLitik nagt, trifft die 
allgemeine Stimmungslage, allerdings nur, solan­
ge man sich der österreich ischen Lieblingsbe­
schäftigung, nämlich der Nabelschau, h ingibt. Je­
der Blick über die Staatsgrenzen h inaus verkehrt 
das Unzufriedenheitspotential der Österreicher in 
das krasse Gegenteil . 

M it stolzgeschwellter Brust wird dann der 
österreichische Status quo zum Maß aller Dinge 
erklärt. Wohlgemerkt, nicht verbunden mit dem 
Wunsch, daß es uns die anderen gleichtun sollten, 
sondern viel mehr Befriedigung darin findend, 
wenn sich alle am österreichischen Vorbild orien­
tieren, ohne es jemals zu erreichen. Österreich als 
das Besondere, das Außergewöhnliche, als Ver­
wirklichung des für andere Unmöglichen - so 
sehen die Österreicherinnen und Österreicher 
unser Land am liebsten !  U nd Schlagzei len wie 
etwa "Der Schill ing, die härteste Währung der 
Welt" lassen die Herzen erst so richtig patriotisch 
schlagen. 

Nahezu geschichtsmächtig ist das Liebesbedürf­
n is der Österreicher nach zwei Weltkriegen, die 
viele als verloren empfinden,  zusammengefallen 
mit einer weltpol itischen Situation des Kalten 
Krieges, der in seiner mangelnden Vol lendung die 
Eigenstaatlichkeit und Neutralität Österreichs zu­
ließ. Geachtet, geschätzt, gebraucht und geliebt 
empfanden sich die Österreicher in der für sie 
komfortablen Position zwischen Ost und West. 

Erst als die Welt im Jahr 1 989 auch die schö­
nen Töchter anderer Mütter entdeckte und er­
kannte - Bärbel Bohley, die ungarische Jugend­
organisation "Fidesz" und andere - ,  war es um 
die söterreichische Pubertät geschehen. Und wir 
sind nun gezwungen, erwachsen zu werden, unse­
re Interessen zu definieren, unsere Position zu 
finden und uns zu binden - oder auch nicht. 

Die Bilanz der bisherigen Diskussion über die 
Europäische Integration zeigt, wie schwer wir uns 
mit dieser Form von Debatte in Österreich tun. 

Die Geschich te hat in  diesem Zusammenhang 
ein klares Urteil gefällt. Mit  den revolutionären 
Veränderungen 1989 wurden nicht nur der eu­
ropäische Kommunismus zu Grabe getragen, son­
dern auch alle gesamteuropäischen Integrations­
modelle, die auf einer Aufrechterhaltung unter­
sch iedl icher Gesellschaftssysteme in Europa fuß­
ten .  Ganz im Gegenteil : Alle im "Kelomat" des 
Kommunismus unterdrückten Spannungen, Riva­
litäten und Konflikte, seien sie nationaler, religiö­
ser ,  sozialer oder politischer Natur, kommen nun 

eruptionsartig zum Vorschein und deuten alle auf 
eine Abkehr von der von der Roten Armee er­
zwungenen Ostintegration hin. 

Das heißt, selbst die einzige im Osten existente 
oder früher existierende Integration, nämlich die 
erzwungene, wurde durch die Bewegungen des 
Jahres 1 989 hinweggefegt. Und die noch labilen 
neuen Demokratien haben heute alle Hände voll 
zu tun, nach dem Auseinanderbrechen des Ost­
blocks und der großen Vie lvölkerstaaten i h rer­
seits die völlige Desintegration der Gesel lschaft 
zu verhindern. 

Und immer wieder wird in  diesem Zusammen­
hang die Einflußnahme der Europäischen Ge­
meinschaft nachgefragt, egal , ob es sich um groß­
angelegte Wirtschaftshilfe handelt oder um Ver­
mittlungsbemühungen zwischen den Völkern 
Bosnien-Herzegowinas oder andere Konfliktfälle 
im Südosten Europas. Und somit trifft der U m­
bruch im Osten die Europäische Gemeinschaft 
doppelt. Zum einen wird von der EG i mmer stär­
ker das Verhalten einer Politischen Union gefor­
dert, die s ie noch nicht ist. Zum anderen verlangt 
die weltpolitische Lage, gezeichnet durch das 
Verbleiben einer einzigen Supermacht, nämlich 
der USA, eine rasche globale Standortbestim­
mung Europas. 

Die Lage ist klar. Die UdSSR si nd vernichtet, 
aber Rußland bleibt eine potente und, man muß 
dazusagen ,  auch nukleare Größe, die eine natio­
nale Demütigung in Folge nicht zur Kenntnis 
nehmen wird . Ich möchte keine Vergleiche mit 
dem Saint-Germain-Syndrom im Deutschland 
der Zwischenkriegszeit ziehen. (Bundesrat M ö l  -
z e r: Höchstens Versailles!) Aber eine Demüti­
gung Rußlands könnte durchaus ähnliche Folgen 
haben. 

Die USA erleiden gerade das Schicksal einer 
siegenden Weltmacht, wie es in der großen Studie 
Paul Kennedys "Aufstieg und Fall der großen 
Mächte" beschrieben ist. Die atomare Hochrü­
stung der achtziger Jahre, mit der sich letztend­
l ich die P hi losophie der Totrüstung der UdSSR 
erfül lte, wurde vom ameri kanischen Präsidenten 
Ronald Reagan über massive Haushaltsdefizite fi­
nanziert. Das Fazit ist: Die USA wandelten sich 
vom größten Gläubiger- zum größten Schuldner­
land der E rde, ohne daß infrastrukturelle Werte 
im Land den Mammutdefiziten gegenüberstehen 
würden. Das Gesundheits- und Sozialsystem steht 
vor dem Zusammenbruch, und - nur um einen 
Vergleich zu  nennen - die japanische Wirtschaft 
wird schon in wenigen Jahren  mit SO Prozent der 
Beschäftigten ein den USA äquivalentes Bruttoin­
landsprodukt produzieren. Das heißt, die japani­
sche Wirtschaft wird bald doppel so produktiv 
sein, wie es die amerikanische Wirtschaft ist. 
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Das Schicksal von Kriegsgewinnern in der Ge­
sch ichte ist, daß sie Wahlen verlieren. Selbst der 
unerschütterbare Sir Winston Churchi l l  verlor 
die Parlamentswahlen nach seinem Sieg im Zwei­
ten Weltkrieg, und ich höre ihn schon aus der 
Fami liengruft den amerikanischen Präsidenten 
George Bush grüßen: Good bye, George ! Denn 
auch der Kriegsgewinner George Bush, konfron­
tiert mit  den großen Problemen seines Landes, tut 
sich in der neuerl ichen Wahlauseinandersetzung 
sehr schwer. 

Es sind bereits Zeichen in den USA sichtbar, 
daß sich die USA einen selbstverordneten Rück­
zug aus der Globalverantwortung zuschreiben. Es 
steht auch im ganzen amerikanischen Wahlkampf 
wieder eine Besinnung auf das Amerikanische im 
Vordergrund und auf einige vitale Interessenzo­
nen im Nahen Osten und im Pazifik. Und da und 
dort in den amerikanischen Kommentaren wird 
der Rückzug aus Europa bereits angekündigt. 

Das heißt, die alte Ordnung der löchrigen Bi­
polarität wurde nicht von einer neuen Weltord­
nung des globalen Interesses abgelöst, sondern 
von einer zumindest heute noch andauernden 
Unordnung, in der es zwar ein ige Punkte der 
Orientierung gibt, machtpolitisch, ökonomisch ,  
auch in einzelnen Bereichen bündnismäßig, aber 
es gibt eben keine neue Ordnung. Natürlich hat 
Europa oder, besser gesagt, die Europäische Ge­
meinschaft in diesem Zusammenhang eine ganz 
ausgezeichnete Rol le zu spielen. Die Dynamik 
der europäischen Entwicklung geht ja heute trotz 
aller Rückschläge ausschließlich von den Euro­
päischen Gemeinschaften aus. Sie sind das einzige 
Projekt der Integration. 

Niemand zweifelt an der Verwirklichung des 
Binnenmarktes der EG zu Beginn des nächsten 
Jahres, womit ja bekanntlich Kopenhagen näher 
an Rom rückt als Vil lach an Tarvis. Der Abbau 
sinnloser Binnenzölle und Ursprungsnachweise 
sowie die grenzenlose Freiheit des Kapital-, Wa­
ren-, Personen- und Dienstleistungsverkehrs wer­
den natürlich die europäische Wirtschaft stimu­
lieren, und mit einem gesteigerten Wachstum und 
mehr Arbeitsplätzen ist zu rechnen. 

Es ist schon richtig, daß der Spiritus rector die­
ses Binnenmarktes zweifelsohne der Neoliberalis­
mus ist, das heißt die Bestrebung, die Kaptialver­
wertung von jeglichen nationalstaatlichen Schran­
ken zu befreien. Und was mit der Entwicklung 
transnationaler Konzerne begonnen hat, findet 
letztendlich im Binnenmarkt seine europäische 
Vollendung. Den Anforderungen der internatio­
nalen Arbeitstei lung wird dabei ebenso Rechnung 
getragen wie die Stellung Europas im Allgemei­
nen Zoll- und Handelsabkommen verstärkt. Die 
Kritik am Binnenmarkt ist daher eine vielfältige : 
eine politische, eine soziale , aber auch eine ökolo-

gisehe Kritik. Aber nur die ökologische Kritik 
stellt den Binnenmarkt grundsätzlich in Frage. 

Die Opposition gegen wirtschaftliches Wachs­
tum, meist verbunden mit steigendem Energie­
verbrauch, mündet natürlich in einen Gegensatz 
zur Marktliberalisierung. Und im wesentlichen 
konkurrieren doch heute zwei große Vorschläge 
um die Zustimmung der Bevölkerung. Der eine: 
Ausstieg aus der Internationalisierung, aus der 
wachstumsorientierten Wirtschaft und Rückzug 
auf vorindustriel le, gewerblich-agrarische Selbst­
versorgungseinheiten, wie dies ja Teile der Grü­
nen heute vorschlagen.  Oder der andere: ökolo­
gisch orientierter Umbau der Industriegesell­
schaft, der neue Wachstumspotentiale aus der 
Entwicklung ressourcen- und energiesparender 
sowie umweltschonender Technologien bezieht. 

Der erste Vorschlag ist absolut unversöhnbar 
mit der Konzeption des Binnenmarktes, der zwei­
te hingegen ist ohne den Binnenmarkt kaum ver­
wirklichbar, denn Grenzbalken und Schutzzölle 
sind in jedem Fall ungeeignet, die gigantischen, 
auch machtpolitischen Herausforderungen einer 
ökologischen Entwicklungsperspektive zu mei­
stern. 

Aus dem demokratischen Unbehagen ist das 
Europäische Parlament entstanden,  aus der Kritik 
der Gewerkschaften am B innenmarkt die Sozial­
union - und die Umweltverträglichkeit bedarf 
ebenso qualitativer Durchsetzungsi nstrumente. 

Schon vor Vollendung des Binnenmarktes ha­
ben die Europäischen Gemeinschaften ein Insti­
tutionengeflecht entwickelt, das die politische 
Einflußnahme auf die Marktgegebenheiten er­
möglicht - von der Trinkwasserverordnung über 
den Richtlinienvorschlag betreffend den europäi­
schen Betriebsrat bis hin zur europäischen politi­
schen Zusammenarbeit spannt sich das politische 
Vorschulalter der Europäischen Gemeinschaft. 

Seit dem 7. Februar dieses Jahres hat die EG 
jenseits der Binnenmarktvollendung Konturen 
gewonnen. D ie Verträge von Maastricht zur 
Gründung der Europäischen Union eröffnen 
meiner Auffassung nach neue Horizonte. Man 
konnte sich zum einen nicht auf das Ziel der 
Euro-Fundis, einen europäischen Superstaat zu 
gründen, einigen,  aber die Gesamtheit des Über­
einkommens führt zu einer Vervielfach ung der 
Gemeinschaftsaufgaben. Und wie Sie al le wissen,  
wird es gemeinsam mit der Zollunion des Binnen­
marktes die Politische Union, d ie Wirtschafts­
und Währungsunion und die Sozial union zumin­
dest in elf der zwölf Staaten geben, die alle ge­
meinsam den P rozeß der Integration vertiefen 
u nd das bringen werden ,  was das Wesentliche für 
die Zukunft ist: die Herausbildung einer europäi­
schen Identität. 
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Die in drei Ablaufphasen geplante Wirtschafts­
und Währungsunion ,  die sicherlich den Kern der 
Beschlüsse darstellt, setzt natürl ich das Konzept 
des Binnenmarktes konsequent fort, denn es baut 
auf eine stärkere Konvergenz  der europäischen 
Wirtschaftspolitiken, die auf ein stabil itätsorien­
tiertes Währungssystem hinauslaufen. Deswegen 
ergeben sich auch so harte E instiegskriterien für 
dieses System der Wirtschafts- und Währungs­
union, und der ECU als gemeinsame europäische 
Währung wäre natürlich das nach außen hin 
sichtbare Symbol der Vollendung dieser Wirt­
schafts- und Währungsunion .  

D ies ist auch für uns nicht uninteressant, denn 
die Verwirklichung dieser Währungs- und Wirt­
schaftsunion würde natürl ich einen immensen 
Machttransfer von der heute übermächtigen 
Deutschen Bundesbank hin zu einem demokra­
tisch, aus allen Mitgl iedstaaten der Gemeinschaft 
zusammengesetzten Europäischen Bankenrat 
darstellen, wo auch die anderen europäischen 
Staaten, die heute gezwungenermaßen dem Kurs 
der D-Mark aus machtpolitischen Gründen auf 
den Finanzmärkten zu folgen haben, eine stärke­
re Mitsprache haben würden. Grund genug dafür, 
daß gerade dieser Punkt der Wirtschafts- und 
Währungsunion einer kritischen Debatte in der 
Bundesrepublik Deutschland unterzogen wird, 
wo natürlich die Einstellung vorherrscht, daß 
man diese Dominanz auf den Märkten, die auch 
durch die D-Mark ausgedrückt ist, weiter halten 
sol lte . 

Sie kennen die Kriterien der Wirtschafts- und 
Währungsunion i m  Detail u nd wissen natürlich, 
daß nur Dänemark,  Luxemburg und Frankreich 
aus dem Zwölferklub heute d iese Einstiegsbedin­
gungen schon erfüllen. E ine interne Finanzre­
form der Europäischen Gemeinschaft, die dem 
Regional- und Sozialfonds mehr Mittel zur Ver­
fügung stellen so l l  und unter dem Titel "Delors-
2-Paket" bekannt ist, kann die in den struktur­
schwachen Mitgliedstaaten erforderlichen wirt­
schaftspolitischen Anpassunge n  unterstützen. 

Schwierig hingegen wird der Einstieg in die 
ECU-Familie für jene Staaten sein, deren Budget­
defiziten politische E ntartungen zugrunde liegen. 
Zum Beispiel ist das in  unserem Nachbarland Ita­
lien so, wo das öffentliche Budget mehr oder we­
niger ein Selbstbedienungsladen der politischen 
Klasse ist und Veränderungen ,  den Ausgabenrah­
men betreffend, doch mit sehr gravierenden Ver­
änderungen des gesamten politischen Systems 
verbunden sind. 

Ich meine aber, daß mit der Umsetzung der 
Währungsunion das Schicksal einer vertieften 
Europäischen Gemeinschaft verbunden ist. Die 
Sozialunion wurde ja von allen - außer Großbri­
tannien - unterzeichnet. Sie schreibt soz iale 
Mindeststandards fest, die in e iner Rei he von Mit-

gliedstaaten d ie Sozial- und Arbeitsrechtentwick­
lung dynamisieren werden und bessere Standards 
in anderen Ländern unangetastet lassen .  

Und ganz wesentlich ist: Durch d ie Verträge 
von Maastricht werden die Kompetenzen des Eu­
ropäischen Parlaments entscheidend erweitert. 
Für eine Fülle von Sachfragen kommt das Mit­
entscheidungsverfahren zur Anwendung, das ei­
nen Konsens zwischen den Regieru ngschefs und 
dem Europäischen Parlament verlangt. Die nach 
wie vor vorhandenen Unterschiede zwischen dem 
Europäischen Parlament und einem auf nationa­
ler Ebene üblichen Parlament, das die volle ge­
setzgebende Kompetenz ausübt, werden natürl ich 
oft als die "demokratischen Defizite der Gemein­
schaft" bezeichnet. Ich will mich d ieser Kritik 
grundsätzlich anschließen, hängen doch die ge­
samte politische Legitimität eines künftigen insti­
tutionellen Rah mens der EG und dessen Akzep­
tanz durch die europäischen Völker von seiner 
demokratischen Qualität ab. 

Aber ein Zwischenruf bei dieser Debatte , zu­
mal als Vertreter eines Werbers, der dieser Eu­
ropäischen Gemeinschaft beitreten wil l ,  sei doch 
gestattet: Parlamentarische Entscheidungen wer­
den ja im modernen 20. Jahrhundert im wesentli­
chen nach der Mehrheitsregel getroffen. Diese 
Mehrheitsentscheidungen erfordern aber politi­
sche und ökonomische Voraussetzungen, die in 
der E G  viel leicht nach der Verwirk lichung der 
Unionsverträge vorliegen,  aber noch n icht heute. 
Denn damit die Mehrheit für eine Gesamtheit 
entscheiden kann, muß erst ein geei nter, von al­
len bejahter Verband existieren, welcher Mehr­
heitsentscheidungen auch für abweichende M in­
derheiten erträglich macht. Die Voraussetzung 
für ein solches politisches Handeln ist ein tragfä­
higer, wenn  man so wil l ,  vorpolitischer Konsens, 
die Teilhabe aller an einer über die formelle 
Rechtsgemeinschaft h inausweisenden politisch­
kulturel len Identität. Diese gibt es meiner Auffas­
sung nach in der Europäischen Gemeinschaft vor 
Maastricht noch nicht in dem erforderlichen Aus­
maß, daß eine weitergehende Anwendung der 
Mehrheitsregel schon möglich wäre oder heute 
von den Völkern akzeptiert würde, denn nur fun­
damentale Gemeinsamkeiten dieser Art, deren 
Existenz- und Erhaltungswürdigkeit von aktuel­
len Mehrheiten und Minderheiten gleichermaßen 
anerkannt werden, sichern langfristig die Mög­
lichkeit und die Akzeptanz von Mehrheitsent­
scheidu ngen. 

Gerade Zeiten e ines tiefgreifenden Werte- und 
Orientierungswandels, die mit einem hohen Grad 
an Ungleichzeitigkeit in der Wahrnehmung und 
Deutung von politischen Situationen einherge­
hen, z iehen meiner Auffassung nach sehr enge 
Grenzen für die Anwendung der Mehrheitsregel. 
Die Entwicklung einer transnationalen, einer eu-
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ropäischen Identität, definiert durch einen Euro­
päischen Wirtschafts- und Sozialraum, e ingeleitet 
durch europäische Parteien, durch europäische 
Gewerkschaften, durch europäische Verbände 
und Bewegungen, bestimmt meiner Auffassung 
nach das Maß der Vertiefung der Integration und 
den steigenden Einfluß des Europäischen Parla­
ments. 

So wie die Dinge heute stehen ,  kann der be­
trächtl iche E influß eines Regierungschefs eines 
EG-Landes im Europäischen Rat zwar den Fort­
schritt bremsen, wie man am Beispiel Großbri­
tanniens in der Sozialfrage gesehen hat, aber auf 
der anderen Seite kann auch das Veto eines Re­
gierungschefs sehr  nützlich sein  und fatale natio­
nal istische Reflexe in seinem eigenen Land hint­
anhalten, wenn partout eine nationale Bevölke­
rung mit diesem europäischen Weg nicht einver­
standen ist. 

Der Angst vor dem zentralistischen 
Bürokratie-Saurier in Brüssel beugt nicht zuletzt 
die Verankerung des Prinzips der Subsidiarität 
vor. Demnach kommt die EG-Gesetzgebung nur 
dort zur Anwendung, wo nationalstaatl ich Ver­
ordnetes den gemeinsamen EG-Zielsetzungen 
nicht Genüge tun kann.  

Der Ausschuß der Regionen der EG, das ist vor 
allem für uns im Bundesrat interessant, sol l  zu­
dem den Charakter eines regional und föderal or­
ganisierten Europas, das seine Vielfalt bewahrt, 
verstärken. Die Subsidiarität zu Ende denken, 
hieße zudem, den Gemeinden und Städten auch 
finanziell die Möglichkeit zu geben, all das zu er­
ledigen, was sie alleine, ohne übergeordnete In­
stanzen, erled igen können. 

Je größer letztendlich diese Gemeinschaft wird, 
desto bürgerunmittelbarer muß die Verwaltung 
sein. Die EG hat sich in Maastricht auf eine ge­
meinsame Außen- und Sicherheitspol itik geei­
nigt, die im Konsens der Mitgliedstaaten festge­
legt wird. 

Ziel dieser Politik ist die Sicherung des Welt­
friedens im Sinne der UNO-Charta sowie als Bei­
trag dazu der Aufbau eines Systems der 
kollektiven Sicherheit in Europa. Die gemeinsa­
me Verteidigungspolitik wird dem Verantwor­
tungsbereich der Westeuropäischen Union über­
tragen, wo es keinen Zwang zur Mitgliedschaft 
gibt und auch keinen Zwang, daß Nichtmitglieder 
an mil itärischen Aktionen tei lzunehmen haben . 

Spätestens das dänische Referendum über die 
Unionsverträge zeigte al lerdings, wie porös dieser 
Maastricht-Konsens ist. Viele Bürger stoßen sich 
an den Halbheiten dieses Vertragswerkes und 
übersehen gerne, daß eben diese Halbheiten  dem 
hartnäckigen Drängen ihrer eigenen Regierungen 
zuzuschreiben sind. Mehr noch als die zutreffen-

de Kritik an mangelnder Transparenz und Bür­
gernähe und übertriebenem Regelungswahn der 
Brüsseler Bürokratie fäl lt auf, daß die EG-Bürger 
binnen kürzester Zeit gelernt haben, die Gemein­
schaft zum Sündenbock für Unbill jeglicher Art 
zu machen. Selbst der Sieg des französischen Ja 
kann nicht darüber h inwegtäuschen, daß ein Riß 
d ie Morphologie der politischen Landschaft E u­
ropas durchzieht. 

Überall in Europa gibt es leider eine Kluft zwi­
schen der politischen Elite und dem "kleinen 
Mann" oder der "k le inen Frau" auf der Straße, 
eine Kluft, die aus der Angst sehr vieler Men­
schen vor der Zukunft entsteht, verbunden mit 
dem Gefühl ,  in dieser Angst von der Politik al­
leingelassen zu werden .  Die Europäische Integra­
tion zahlt aktuell die Zeche für dieses Unbehan­
gen, und die Krise des europäischen Währungssy­
stems, der Krieg in E x-Jugoslawien und d ie Fol­
gen der europäischen Völkerwanderung tun das 
Ihre zur Befi ndlichkeit der Bürger in Europa. 

Nun aber vom Weg der Europäischen Integra­
tion abzurücken oder ihn zu verlangsamen, wäre 
meiner Meinung nach die falsche Antwort und 
die fatalste Fehlentscheidung. Schon Immanuel 
Kant hat vor zwei Jah rhunderten darauf hinge­
wiesen, daß der Naturzustand zwischen Men­
schen und Völkern im besten Falle dem eines 
Waffenstil lstands entspricht; der Frieden dagegen 
muß immer neu geschaffen werden. Das gel ingt 
nur durch die Annahme gemeinsamer Regeln, die 
zugleich schützen und zügeln.  Freiheit und Frie­
den gibt es nur dort, wo Menschen und Völker 
einen Tei l  ihrer Autonomie aufgeben, um Sicher­
heit für sich und andere zu gewinnen. 

Daher gibt es zum Prinzip der getei lten Souve­
ränität der Europäischen Gemeinschaft keine Al­
ternative. Den selbsternannten Totengräbern von 
Maastricht werden die gewünschten Särge nicht 
folgen. Denn entweder bleiben die Unionsverträ­
ge, wie sie sind, ergänzt um ein ige Erklärungen 
und Zusatzverträge, oder es setzt sich das von 
Theo Sommer in der Hamburger "Zeit" geprägte 
Prinzip der variablen Geometrie durch , eines Eu­
ropa der zwei oder mehr Geschwindigkeiten, wo 
aber zumindest für den schnellsten Teil in diesen 
mehreren Geschwindigkeiten nach wie vor das 
Maastrichter Vertragswerk gültig bleibt. 

Persönlich kann ich einer neuen Unübersicht­
l ichkeit von mehreren Mitgliedskategorien in der 
Europäischen Gemeinschaft wenig abgewinnen. 
S ie würde die Europäische Integration verwässern 
und die EG ihrer Orientierungsfunktion berau­
ben . Ganz im Gegenteil :  Mit Maastricht über 
Maastricht h inaus! sol lte die Devise heißen. Ver­
stärkung der Transparenz durch eine weitere 
Stärkung des Europäischen Parlaments, Entrüm­
pelung der Kommissionskompetenzen und Aus­
formung der Subsidiarität durch einen europäi-
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schen Föderal ismus und wirtschafts- und sozial­
politische Konvergenz, d ie zur Schaffung einer 
spekulationsungefährdbaren europäischen Wäh­
rung führt. 

D ie österreich ische Bundesregierung hat auf 
. Basis b reiter Diskussionen und eines Drei-Partei­
en-Konsenses im Nationalrat einen Beitrittsan­
trag bei den Europäischen Gemeinschaften schon 
1989 eingebracht. Schweden,  Finnland, die 
Schweiz sind bald diesem Beispiel gefolgt, und 
von Norwegen wird auch noch dieser Schritt für 
heuer erwartet. 

Auch das von der EG-Kommission ausgestellte 
Avis gibt Österreich e in  hervorragendes Zeugnis, 
was die wirtschaftliche Situation betrifft. Öster­
reich könnte ja schon heute die harten Kriterien 
der Wirtschafts- und Währungsunion erfü llen 
und ist in  den Handel der EG-Staaten stärker in­
tegriert als so mancher EG-Mitgliedstaat. Wie Sie 
wissen,  tauschen wir 70 Prozent unserer Exporte 
und Importe mit den EG-Staaten aus, Deutsch­
land hingegen nur 52 Prozent, und der EG­
Durchschnitt l iegt bei 59 Prozent. 

Daneben hat Österreich - das muß man auch 
dazusagen - die Chancen der Ostöffnung vo ll 
genützt. 1 1  P rozent der österreich ischen Exporte 
gehen heute bereits nach Osteuropa. 1m 
Jahr 1988 waren es nur 9 ,7 Prozent. Das heißt, 
obwohl dort die Wirtschaft durch erhebliche Ver­
luste gekennzeichnet ist, durch den Zusammen­
bruch großer Industrien, ist es uns gelungen, un­
sere Exportquote in den Osten zu verstärken. Der 
österreich ische Marktanteil in Ungarn l iegt heute 
bei 1 8, 7  Prozent, in der Tschechoslowakei bei 
1 2 .5 Prozent und in Slowenien bei 1 1  Prozent. 

Die Kommission hat in i hrem Avis, wie Sie wis­
sen, drei Prob lemkreise genannt, auf die sich die 
Verhandlungen mit Österreich konzentrieren 
werden :  Landwirtschaft, Neutralität und Transit, 
hält aber a l l  diese drei Problembereiche für lös­
bar. Der Beginn der Verhandlungen wird letzt­
endlich von der Lösung der aktuellen Probleme 
der Maastricht-Ratifizierung und vom Abschluß 
der EG-internen Finanzreform abhängen. Ich er­
achte 1 993 nach wie vor als realistisch für den 
Verhandlungsbeginn und 1995 für Abschluß die­
ser Verhandlungen . Aber die letztendliche Ent­
scheidung w ird natürlich die österreichische Be­
völkerung auf Basis eines fertigverhandeIten Bei­
trittsgesetzes i m  Rahmen einer Volksabstimmung 
treffen.  

Ein Problembereich,  dem ich mich noch wid­
men möchte, betrifft die österreichische Neutrali­
tät, die ja immer in den Debatten eine entschei­
dende Rolle spielt. Die österreichische Neutrali­
tät, nicht in  ihrer überhöhten psychologischen 
oder in i h rer intel lektuell ideologieersetzenden 
Variante, aber in ihrer rechtlichen und politi-

sehen durch die Neutralitätspraxis der letzten 
37 Jahre bestimmten Substanz, sch l ießt einen 
EG-Beitritt nicht aus. 

Die österreich ische Neutral ität ist ein Instru­
ment zur Wahrung der Sicherheit und Unabhän­
gigkeit unseres Landes. Die Strategie der EG ist 
eine kooperative Sicherheitspolitik zur Wahrneh­
mung gesamteuropäischer Aufgaben .  Die EG tut 
also heute das, worum sich Österreich schon in  
der Zeit des Kalten Krieges bemüht hat: Span­
nungsabbau, verstärkte Zusammenarbeit und 
Vertrauensbildung. 

Meiner Meinung nach verfolgt die EG heute 
dieselben Ziele, die die österreichische Sicher­
heitspolitik traditionell verfolgt hat. Daher 
braucht sich die österreich ische Sicherheitspol itik 
in der Europäischen Gemeinschaft auch nicht zu 
ändern. 

Eine weitere Schnittstelle zwischen österreichi­
scher Neutralität und EG findet sich in der Fun­
dierung der gemeinsamen Außen- und Sicher­
heitspolitik der �G,  in der Satzung der Vereinten 
Nationen. Für Osterreich würde sich die Frage 
eines Rückzuges auf die klassische Neutralität in 
e inem Kriegsfall som it nur dann steBen, wenn 
sich die EG von der UNO-Satzung entfernt, was 
kaum anzunehmen ist, und die EG könnte mit 
Österreich rechnen,  solange sie auf dem Boden 
der UNO-Satzung steht. Österreich könnte im 
Verbund der EG-Staaten an der solidarischen Lö­
sung aB jener existentiellen Probleme mitwirken, 
die die klassische Kriegsgefahr zwischen demo­
kratischen Staaten in Europa zunehmend an Be­
deutung verlieren lassen ,  wie etwa an Fragen der 
Nationalitätenkonfli kte , der Umweltverschmut­
zung, der Migration ,  den Fragen der langfristigen 
Ressourcenverteilung, um nur einige zu nennen. 

Vor dem Hintergrund der letzten Entwicklun­
gen in der EG ist eine definitve Antwort auf die 
sicherheitspolitische Gesamtperspektive noch 
nicht zu geben. Vorauseilender Gehorsam in 
Richtung Aufgabe der Neutralität ist daher weder 
wünschenswert noch in irgendeiner Weise zweck ­
dienlich. 

Auf Österreich kommen Veränderungen in den 
nächsten Jahren zu, von vielen ungewollt, aber 
una ufhaltsam.  

D ie steigende Interdependenz zwischen Ost­
und Westeuropa, zwischen Nord und Süd, die In­
ternationalisierung der Wirtschaft und die Ver­
kürzung der Halbwertszeit des Weltwissens stel­
len uns vor Herausforderungen, die unabhängig 
von einem EG-Beitritt angegangen werden müs­
sen. Des Pudels Kern aber ist die Frage: Wieso 
sol lten wir in einer Institution nicht mitbestim­
men, die das Leben dieses Kontinents, unser eige-
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nes Land e ingesch lossen ,  entscheidend gestalten 
wird? 

Werden wir Österreicher abgewertet, wenn wir 
die österreichischen sozialpolitischen, demokrati­
schen, umweltpol itischen und kulturellen Stan­
dards in  die EG e inbringen u nd dort mit anderen 
durchzusetzen versuchen? Natürlich kann die EG 
weder die Balkankrise meistern noch die Trans­
formationsprobleme Osteuropas lösen .  Aber sie 
kann Lösungsparameter und Vermittlungsdien­
ste, kombiniert mit technologischer und wirt­
schaftlicher Hilfe anbieten.  Die EG und Osteuro­
pa kommuniz!.eren heute im übrigen direkt, ohne 
daß sie uns Osterreicher als Interlocutor brau­
chen würden. 

Die Antwort Österreichs auf das alte Europa 
des Kalten Krieges war wirtschaftliche und ideo­
logische Westintegration, mil itärische Neutralität 
und politische Entspannung, eine Politik der gu­
ten Dienste . Die Mitgliedschaft in den Europäi­
schen Gemeinschaften und die Mitarbeit an ei­
nem kollektiven europäischen Sicherhe itssystem 
können unsere Antworten auf das neue Europa 
sein. 

Die Durchsetzung dieses Projektes wird aller­
dings schwierig sein,  wei l  nicht zuletzt, ausgelöst 
durch das menschl iche Drama in Sarajevo, das 
Ansehen der Europäischen Gemeinschaften in 
der Bevölkerung dramatisch gesunken ist und 
weil das schlechte Ansehen der Politik die Bevöl­
kerung für populistische Scharlatane in allen Län­
dern anfäl lig macht, die da und dort ihre Europa­
segel ausschließlich nach dem Wind tagespoliti­
scher Opportunität hängen.  

Theo Sommer ist erneut zuzustimmen, wenn er 
meint: "Nicht jeder Gegner der Maastrichter Ver­
träge ist ein Demagoge, aber alle Demagogen sind 
Gegner der Maastrichter Verträge. Und das muß 
zu denken geben" . Aber Politik bedeutet eben 
meiner Auffassung nach den Streit über Sinnge­
bung und Entwicklung einer Gesellschaft. Und 
die gestellten Alternativen für Europa, Brüssel 
oder Sarajevo als Symbole von Integration und 
Zerstörung liefern auch ausreichend Motivation. 

Und all jenen, die in  Abwandlung der nationali­
stischen Mode eine sich nach innen wendende 
Österreichtümelei als Gegensatz zur Europäi­
schen Integration darstellen wollen, sei ins 
Stammbuch geschrieben: Wie se it Jahrhunderten 
wird sich auch heute das Österreichische nur auf 
einer höheren Ebene verwirkl ichen, mit anderen 
Worte�: "Austria erit in orbe . ultima" b�ginnt 
��ute In Europa. - Danke. (Beifall bei SPO und 
O VP.) 15.43 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Jaud. Ich erteile ihm 
das Wort. 

/5.43 
Bundesrat Gottfried Jaud (ÖVP, Tirol) :  Sehr 

geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau 
Staatssekretärin Ederer! Hoher Bundesrat! Meine 
seh r  geehrten Damen und Herren !  Wir haben fast 
50 Jahre Frieden hinter uns, die längste Friedens­
zeit unserer Geschichte . Das ist e in  gutes F unda­
ment für den Bau der Zukunft unserer Kinder. 

Wie wichtig die Erhaltung eines friedl ichen 
Miteinanders ist, sehen wir tägl ich in unserer 
Nachbarschaft. Uns, den politisch Verantwortl i ­
chen dieses Landes, dürfen keine Anstrengungen 
und politische Konfrontationen zu mühsam sein, 
damit dieser Friede erhalten und gesichert wird. 

Die heutige Entscheidung für ein Abkommen 
über den Europäischen Wirtschaftsraum ist nach 
meiner Auffassung nach dem Staatsvertrag d ie 
wichtigste in der Zweiten Republik. Der Staats­
vertrag hat uns von der Bevormundung durch d ie 
Siegermächte befreit. Mit dem EWR-Abkommen 
schließen wir nun ein freiwill iges Bündnis mit 
Staaten, die vor 50 Jahren noch als unsere Feinde 
bezeichnet wurden. 

Österreich hat als erstes Land innerhalb der 
EFT A-Staaten die Aufnahme in die Staatenge­
meinschaft angestrebt. Unserem Vorbild sind 
nach anfänglicher Skepsis bald andere Staaten ge­
folgt. Auf diese Vorbildrolle können wir stolz 
sein.  

Meine sehr geehrten Damen und Herren des 
I::Iohen Bundesrates! Nicht aus parteitaktischen 
Uberlegungen, sondern um der Wahrheit willen 
und wei l  ich glaube, daß dies in einer Debatte 
über einen Vertrag zwischen Österreich und Eu­
ropa einfach gesagt werden soll , möchte ich auch 
die Verdienste eines Mannes besonders hervor­
streichen, näml ich die Verdienste von Dr. Alois 
Mock .  Der österreich ische Weg nach Europa ist 
untrennbar mit Mock verbunden .  Nach der Re­
gierungskoalition von SPÖ und Freiheitlichen 
hatte Osterreich kein besonders freundschaftli­
ches Verhältnis zu den EG-Staaten.  Unsere be­
freundeten Staaten waren eher in Afrika oder 
Asien .  (Bundesrätin Dr. K a r  l s s 0 n: Das ist wohl 
ein Blödsinn!) Das ist einigen sicherl ich noch in 
Erinnerung. 

Das hohe Ansehen des Dr. Mock, das er auf­
grund seiner politischen Tätigkeit in Europa be­
saß, ermöglichte es ihm,  sofort nach Antritt als 
Außenminister 1986 eine Kehrtwendung der 
österreichischen Außenpolitik um 180 Grad in 
Richtung europäische Staaten herbeizuführen. 
�either kämpft er unbeirrbar für einen Beitritt 
Osterreichs zur EG. Und ihm ist es auch zu dan­
ken, daß Österreich seinen Beitrittswillen gerade 
noch rechtzeitig der EG bekanntgab. Wäre es da­
mals nach Mock gegangen, dann hätte die öster-
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reich ische Bundesregierung den Beitrittsbrief 
schon viel früher abgesandt. 

Ungefähr zu selben Zeit, zu der sich Öster­
reich, die österreichische Bundesregierung, zu ei­
nem möglichen EG-Beitritt entschloß,  ergriff der 
P räsident der EG-Kommission, Jacques Delors, 
die Initiative zur Schaffung eines europäischen 
Wirtschaftsraumes. Es ist nach meiner Auffas­
sung müßig, darüber zu reden, daß ein direkter 
EG-Beitritt ohne vorheriges EWR-Abkommen 
besser wäre. Diese Alternative ist nicht sinnvol l .  
da s ie s ich nicht ste l lt, wei l  ab 1 .  1 .  1 993 der Eu­
ropäische Binnenmarkt Wirk l ichkeit sein wird 
und Österreich zu diesem Zeitpunkt noch n icht 
M itglied der EG sein kann. Da nützen alle 
k rampfhaft gesuchten Begründungen  der Frei­
heitlichen Partei überhaupt nichts. 

Bei a l len mir bekannten wissenschaft l ichen Un­
tersuchungen, bei denen die Nachteile und Vor­
teile eines EWR-Abkommens und EG-Beitritts 
Österreichs gegenübergestellt wurden, überwie­
gen die Vorteile. Und wenn  wir die Vorteile, die 
e ine .. Betei l igung am europäischen B innenmarkt 
für Osterreich bringt, nützen wol len, müssen wir 
dem EWR-Abkommen zustimmen. 

In den Vorverhandlungen zur Abstimmung 
über das EWR-Abkommen konnten auch die Fö­
deralismusbestrebungen der Länder und des Bun­
desrates e inen besonderen Fortschritt machen. 
Erst gestern wurde im Ministerrat die letzte Ver­
e inbarung mit den Ländern getroffen,  sodaß, wie 
Föderalismusminister Weiss sagte, alle Bedingun­
gen der Länder für die Zustimmung zum EWR 
erfüllt sind. 

Bundesmin ister Schüssel wußte sehr genau, 
warum er sich für das EWR-Abkommen förml ich 
zerriß.  Er hat in einer sehr  schwierigen Phase der 
Verhandlungen 1 99 1  als Vorsitzender des EFTA­
Ministerrates entscheidende Beschlüsse zustande 
gebracht. Minister Schüssel hat damit entschei­
dend am Zustandekommen des EWR-Vertrages 
mitgewirkt. Dafür muß ihm unser aller Dank gel­
ten .  

D ie beiden großen Parteien Österreichs haben 
seit 1 945 immer eine Pol itik mit hoher Verant­
wortung unter Bedachtnahme auf die Erfahrun­
gen aus unserer Geschichte gemacht. Der Fleiß 
der Bevöl kerung, verbunden mit kluger Polit ik, 
hat uns den heutigen Wohlstand gebracht .  

Lassen Sie mich h ier innehalten und ähnlich 
wie Minister Schüssel einen Appell an jene rich­
ten, die noch n icht sicher s ind, ob sie dem EWR­
Abkommen zustimmen sollen oder nicht. 

Wenn Sie die Meinung vertreten, daß das 
EWR-Abkommen mehr Nachteile als Vorteile für 
Österreich bringt, in Ordnung, dann stimmen Sie 

dagegen . Sollten  Sie aber nur aus Parteigehorsam 
gegen das EWR-Abkom men stimmen, halte ich 
das bei einer so wichtigen Entscheidung aus de­
mokratiepolitischer Sicht für sehr  bedenklich.  
(Bundesrat Mag. T r a t  t n e r:  Da geben wir Ihnen 
vollkommen recht!) 

Übrigens, Herr Kol lege Rockenschaub, meine 
Entscheidung für das E WR-Abkommen ist son­
nenklar. Ich lasse mir nicht unterschieben,  ich 
hätte in einem "Wiglwogl" für d ieses EWR-Ab­
kommen gest immt. Ich bin davon überzeugt, daß 
diese Entscheidung richtig ist. (Bundesrat K 0 -

n e  (n y: Wie wird die Stenographin dieses Wort 
schreiben?) Das ist mir jetzt so herausgerutscht. 

In der Bevölkerung bestehen viele Ängst über 
die Auswirkungen des EWR-Abkommens und 
des EG-Beitrittes. Die Arbeiter befürchten ein 
Sinken der Löhne durch Konkurrenz auf dem Ar­
beitsmarkt, während die Unternehmer eher einen 
Druck auf d ie  Löhne befürchten, a lso das Gegen­
tei l .  Große Angst besteht auch vor einer Zunah­
me der Zahl der Verbrechen, besonders auf dem 
Rauschgiftsektor , wenn  die Grenzkontrol len ab­
geschwächt werden oder gar ganz wegfallen . Das 
wird allerdings, wie ich glaube, nicht so rasch der 
Fal l  sei n .  Bei uns in Tirol sind die Befürchtungen  
bezüglich Haltbarkeit des Transitabkommens 
vorhanden .  Vielfach wird befürchtet, daß wir un­
sere staatl iche Eigenständigkeit verl ieren würden 
und Brüssel bei uns anschaffen könnte und so 
weiter. 

Auf al l  diese Fragen erwarten die Österreicher 
eine Antwort. Es gibt Stöße von Informationsma­
terial ,  in dem auf all diese Fragen eingegangen 
wird. Festgestellt werden muß: Uns Politikern ist 
die Weitergabe der Information über einen EG­
Beitritt an die Bürger d ieses Landes noch nicht 
gelungen. 

Es ist eben schwierig, e ine umfangreiche Mate­
rie für jeden verständlich darzustel len .  Zeitungen, 
Rundfunk und Fernsehen haben bei dieser Infor­
mation eine große Aufgabe vor sich.  Es ist nach 
meiner Auffassung zuwen ig, der Regierung und 
den Politikern den Schwarzen Peter zuzuschieben 
und sie der mangelnden und schlechten Informa­
tion zu bezichtigen. E ine besondere Aufgabe 
kommt daher auf die Journal isten zu. Sie haben 
es gelernt, komplizierte Themen so aufzuberei­
ten , daß sie jedermann versteht. Ich fordere des­
halb Presse und Rundfunk auf, i hrer Aufgabe 
nachzukommen, d ie vorhandenen Informationen 
aufzubereiten und an die Österreicher allgemein 
verständlich weiterzugeben .  Sendungen wie zum 
Beispiel der "Inlandsreport" in d ieser Woche sind 
dazu bestens geeignet. Und natürlich sind auch 
wir Politiker aufgefordert, uns u mfassend über 
die Auswirkungen eines EG-Beitrittes zu i nfor­
mieren, damit wir auf die wichtigsten Fragen Ant­
worten geben können. 
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Ohne Schönfärberei betreiben zu wol len,  kön­
nen wir mit sehr viel Optimismus in die Zukunft 
unseres Landes sehen .  Die Pessimisten haben 
noch nie die Welt zum Guten verändert. Lassen 
wir uns nicht von denen, die nur Probleme sehen, 
den Glauben an eine gute und friedliche Zukunft 
vermiesen !  Stimmen wir dem größten Friedens­
werk der europäische n  Geschichte .. gemeinsam �.u !  
- Ich danke I hnen. (Beifall bei O VP und SPO.) 
15 .52 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächste ist Frau Staatssekretärin Ederer zu Wort 
gemeldet. Ich erteile es ihr .  

15.52 
Staatssekretärin im  Bundeskanzleramt Mag. 

Brigitte Ederer: Danke, Herr Präsident! .. Herr 
Bundesrat Jaud! Ohne die Erfolge mei ner OVP­
Kollegen schmälern zu wollen, möchte ich fragen: 
Ist Ihnen aber schon bewußt, daß auch vor der 
Koal itionsregierung sehr, sehr viele Maßnahmen 
getroffen wurden? - Unter anderem gab es die 
Freihandelsabkommen 1972 .  Da war Herr Bun­
desminister Mock noch nicht Außenminister. Ich 
verstehe es, daß Sie das von Ihrer Warte aus be­
sonders betonen, aber es gab auch eine Zeit vor 
Außenminister Mock .  (Bundesrat K 0 n e { n y: 
Und es wird auch eine Zeit nachher geben!) Und 
auch in dieser gab es gute Kontake zu verschiede­
nen europäischen Ländern und zur Europäischen 
Gemeinschaft. (Zwischenruf des Bundesrates Ing. 
P e  n z. ) Ich verstehe schon. Ich wollte es nur an­
merken, damit hier nicht vielleicht ein falsches 
Bi ld entsteht. ( Vizepräsidem Dr. 5 t r i  m i t  z e r  
übernimmt den Vorsitz.) 

Zwei Punkte zu den Ausführungen des Bun­
desrates Kapral. Er ist leider nicht da, aber eine 
grundsätzliche Überlegung möchte ich anstel len. 
Er hat gesagt, der EWR bringt de facto nichts, 
wei l die Frage der Ursprungsregeln damit nicht 
gelöst wird. Er hat recht, daß im Falle des Ge­
schäfts mit e inem Drittland die Problematik der 
Ursprungsregeln noch immer vorhanden ist. Wo 
er nicht recht hat - und er weiß das ganz genau, 
wei l  er sich jahrelang damit beschäftigt hat -, ist, 
daß wir heute innerhalb dieses EWR, innerhalb 
dieser 19 Länder, noch Ursprungsprobleme ha­
ben, die schlagartig mit 1 .  1 .  1 993 weg sein  wer­
den. Diese 19 Länder werden dann tatsächlich 
eine Freihandelszone sein ,  ohne die Problematik 
der Ursprungsregel. Die Problematik der Ur­
sprungsregel wird dann nur mehr bestehen, wenn 
ein Drittland involviert ist. 

Zum zweiten Problembereich der FPÖ, wenn 
ich das so sagen darf, zur Frage: Warum EWR? 
Wir wollen gleich in die EG. - Ich glaube , daß da 
grundsätzliche Einigkeit besteht. Mir kommt das 
allerdings bei Ihnen wie ein Nicht-zur-Kenntnis­
nehmen-Wol len  von Realitäten vor. E in  bißchen 
kommen Sie mir  vor wie ein Kind zu Schulbeginn 

- wenn ich das sagen darf - ,  das jetzt mit dem 
Volksschulbeginn konfrontiert ist und justament 
gleich mit der Mittelschule beginnen und vier 
Jahre Volksschule überspringen möchte. Das ist 
ein Wunsch, der durchaus verständlich ist, denn 
jeder, der die Volksschule besucht hat, weiß, daß 
das meist n icht besonders hübsch ist. Aber man 
hat trotz allem vier Jahre Volksschule zu absol­
vieren, denn da gibt es einfach entsprechende Re­
gelungen. Und genauso ist es mit dem EWR. Tat­
sache ist , daß uns der Beitritt dazu angeboten 
worden ist, und es ist einfach falsch,  was Herr 
Bundesrat Kapral sagt, daß wir auch gleich bi late­
rale Verträgen schl ießen könnten .  (Bundesrat 
Mag. T r a t  t n e  r: Das hat er nicht gesagt!) 

Stellen Sie sich das doch in der Realität vor :  Die 
Europäische Gemeinschaft bietet Verhandlungen 
an. (Bundesrat Mag. T r a  l i  n e r: Er hat gesagt. 
�""ir können schon jetzt Vorbereitungen für den 
EG-Beitritt treffen.') Ich habe das aufgeschrieben.  
Er hat gemeint - Zitat -: Im Zusammenhang 
mit diesen ganzen Möglichkeiten wären bi laterale 
Verträge, wie etwa der Teilnahme am Bi ldungsbe­
reich, genauso erfolgreich. (Bundesrätin Dr. 
K a r  l s s 0 n: Das hat er gesagt.') Das stimmt 
schl icht und einfach n icht, weil die EG mit uns i n  
keinem der Bereiche, die er als Erfolge des EWR 
erkannte und anführte, einen bi lateralen Vertrag 
abgeschlossen hätte. Man wäre gar nicht bere it 
gewesen, uns das in e inem bilateralen Vertrag zu­
zugestehen. Man hätte gesagt: Wir bieten das oh­
nedies im EWR und wenn Sie den EWR-Vertrag 
nicht wollen, dann gar nicht. Das ist der Punkt. 
Das ist die Tatsache. Und d ie will er n icht zur 
Kenntnis nehmen. Er weiß es ja viel besser, das 
weiß ich. Aber Polit ik ist halt manchmal so, daß 
man das, was man weiß , zurückste llt gegenüber 
einer gewissen Polemik, die man an den Tag legen 
will .  (Beifall bei der SPÖ. )  

Letzter Punkt. Herr Bundesrat Rockenschaub! 
Zu der Behauptung: Österreich wird es bei der 
EG-Annäherung genauso ergehen wie es der 
Stadt Wien bei der EXPO-Abstimmung ergangen 
ist, muß ich folgendes sagen: (Bundesrat Dr. 
R 0 C k e n s c h a u  b: Ich hoffe, nicht.') 

Erstens einmal: Wir beide werden das gemein­
sam woh l  zu verhindern wissen.  Wir sind gar 
nicht so schlecht. Wir beide si nd doch eine wichti­
ge Kraft, wir  sollten uns nicht unterschätzen! Das 
ist das erste. (Bundesrat Dr. R 0 c k e n s c h a u  b: 
Wir zwei werden zuwenig sein!) 

Das zweite: Wir beide sollten den Menschen sa­
gen,  daß es da einen gravierenden Unterschied 
gibt. E in  Nein zu e iner Volksabstimmung in Wien 
bedeutete. Übrigens halte ich dies immer noch 
für falsch .  Die Abstimmung hat ergeben, daß es 
einfach keine Weltausstellung im Jahr 1995 in 
dieser Stadt gibt. Punkt, fertig. E in Nein zum Bei­
tritt Österreichs zu der Europäischen Gemein-
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schaft bedeutet aber nicht, daß es diese Integra­
tion überhaupt nicht geben wird. Die gibt es. Die 
findet statt. Die findet in  einem e normen Tempo, 
oder vielleicht ein b ißchen langsamer, statt. Wir 
haben nur zu entsche iden , ob wir an dieser Inte­
gration teilhaben wollen oder nicht. Diese Inte­
gration findet aber trotz allem weiter statt, auch 
wenn  wir nein sagen. Ich bin aber sehr  zuversicht­
lich , Herr Bundesrat Rockenschaub, daß wir bei­
de einen guten Teil der Argumentation liefern 
werden, daß das Abstimmungsergebnis ganz an­
ders ausgehen wird als bei der EXPO. - Danke 
schön,  Herr Präsident. (Beifall bei SPÖ und 
Ö VP.) /5.58 

Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer: Zum 
Wort gemeldet hat sich weiters Herr Bundesrat 
Mag. Gilbert Trattner. Ich ertei le es ihm. 

15.58 
B undesrat Mag. Gilbert Trattner (FPÖ, Tirol) :  

Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Frau 
Staatssekretärin !  Sehr  geehrte Damen und Her­
ren !  Wir haben jetzt ziemlich ausführlich über 
den EWR-Vertrag, der den Zusammenschluß 
zwischen EFT A und EG bedeuten so ll, diskutiert. 
Aber es ist e igentlich bei der ganzen Diskussion 
eines nicht herausgekommen, näm lich Euphorie. 
Das müssen wir alle ganz ehrl ich zugeben. 

Es ist auch keine Euphorie angebracht, aus 
dem ganz einfachen Grund, wei l  dieser EWR­
Vertrag nur als sogenannter  Warteraum geschaf­
fen worden ist, damit die EG-Länder sich an­
schauen können, ob die EFTA-Länder, die sie 
dort hineinstecken ,  überhaupt geeignet sind. 
(Bundesrat D r 0 c h t e  r: Aber bitte.' Das ist ja un­
erhöre.') Herr Kollege ! Sie haben heute im Aus­
schuß derartige Aussagen getroffen ,  daß ich Sie 
gerne noch am Rednerpult sehen und selbstver­
ständlich hören würde. (Bundesrat D r 0 c h t e  r: 
Wenn Sie mich vergattern, können Sie das schon 
haben!) 

Auch Herr V izepräsident Strutzenberger hat in 
seiner Rede gesagt, daß man den EWR-Vertrag 
akzeptiert. Aber, bitte, es kann doch n icht sein, 
daß wir einen EWR-Vertrag akzeptieren, der 
Österreich eigentlich nur Kosten bringt und kei­
nen Nutzen .  

Ein Beispiel für  Ihre Argumentationsl inie, 
Herr Kollege Konecny, ist, daß S ie immer sagen, 
in den nächsten sechs Jahren kommen zirka 
30 000 bis 40 000 neue Arbe itsplätze h inzu. Da 
muß ich S ie schon fragen :  Haben Sie sich schon 
eingestellt für die nächsten sechs Jahre, daß wir 
im EWR bleiben, daß wir gar nicht meh r  dabei 
sind? Was soll  denn das, bitte, bringen? Sechs 
Jahre Wartezeit, das sind Ihre Zukunftsvisionen, 
in  sechs Jahren 30 000 bis 40 000 Arbeitsplätze 
mehr. Das steht in meiner Unterlage. Des weite­
ren: Erst der Abschluß des EWR-Abkommens 

hat es ermöglicht, ein Präferenzabkommen der 
EG mit U ngarn ,  der Tschechoslowakei und Polen 
zu gestatten, was unsere Wirtschaft schon nach­
haltig berührt. (Bundesrätin Dr. K a r  I s s  0 n: Es 
hat das eine mit dem anderen nichts zu tun! Es ist 
Ihnen schon erklärt worden, daß . . .  - Bundesrat 
K 0 n e C n y: Sie verstehen es nicht nur, sondern 
sie weigern sich auch, es zu verstehen!) I n  einer 
Anfragebeantwortung hat Herr Wirtschaftsmini­
ster Schüssel folgendes zu d iesem Thema gesagt: 
Nach mir  vorliegenden Informationen s ind weite 
Bereiche der Nichteisenmetall industrie, zum Bei­
spiel Betriebe, die sich mit dem Recycling von 
Schrotten beschäftigen, wie Kabelverwerter, 
Schmelzbetriebe, Gießere i industrie, die Bauindu­
strie, die Zementindustrie, die Beton- und Fertig­
te i l industrie, die Glasindustrie, die Holzindustrie, 
die Stahlindustrie, die technische Weiterverarbei­
tungsindustie im Bereich der Unterhaltungselek­
tronik, Fahrzeugbau, Kfz-Zulieferung und die 
Textil- und Bekleidungsindustrie besonders be­
troffen. - Das schreibt Herr Wirtschaftsmin ister 
Schüssel in einer Anfragebeantwortung. (Bundes­
rätin Dr. K a r  l s s 0 n: Von was genau? Sagen Sie 
immer genau dazu, in welchem Zusammenhang, 
weil Ihnen sind wir schon so oft darauf gekommen, 
daß Sie hier falsche . . . . ') Frau Kollegin Karisson !  
Sie müssen e inmal aufpassen.  Ich habe Ihne n  fo l­
gendes gesagt: Aufgrund des EWR-Abkommens 
ist es der EG möglich geworden,  Präferenzab­
kommen . . .  (Bundesrat K 0 n e C n y: Nein.' Das 
ist einfach unwahr.') Selbstverständlich, das ist so, 
das können S ie n icht abstreiten !  Se lbstverständ­
lich, das ist so . 

Und aufgrund d ieses Präferenzabkommens hat 
es natürlich einschneidende Maßnahmen für be­
troffene Industriebetriebe beziehungsweise Ge­
werbebetriebe gegeben. (Bundesrat K 0 n e  C n y: 
Und wenn Sie es noch so oft sagen, die Erde ist 
eine Scheibe, wird es davon nicht richtiger!) Das 
stimmt. - Wenn man es nicht hören will ,  dann ist 
es schwierig. Das ist mir völlig klar. 

Und auf eine weitere Frage, wieviel Arbeits­
plätze in gewissen Tei lbereichen verlorengehen 
werden, hat man geantwortet: Man kann das n icht 
so genau quantifizieren, wei l  das nicht abschätz­
bar ist. Aber letztlich ist doch herausgekommen, 
daß in  der Bekleidungsindustrie ungefähr ein 
Drittel der Arbe itsplätze - das sind zi rka 
23 000 Arbeitskräfte - und in  der Textil i ndustrie  
1 0  000 Arbeitsplätze als gefährdet angesehen 
werden können. - Das ist ein ganz schönes Ein­
bekenntnis des Herrn Wirtschaftsministers. 

Und da Sie so schön zitieren, daß die Vertreter 
der Opposition diejenigen sind, die diesen EWR­
Vertrag kritisieren , und die Industriellenvereini­
gung den EWR hochleben läßt, möchte ich Ihnen 
vorlesen, was der Herr Generalsekretär Ceska ge­
sagt hat. (Bundesrätin Dr. K a r  l s s 0 n: Das ha-
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ben wir schon gehört!) Ich sage es Ihnen noch ein­
mal ,  das paßt gut. 

Er hat gesagt: Der EWR-Vertrag, das Abkom­
men zur Schaffung eines Europäischen Wirt­
schaftsraums zwischen EG- und E FT A-Staaten, 
wird dem Postulat, gleichberechtigte Integrations­
partner zu schaffen, nicht gerecht. Er zählt im 
Detail e in  paar Nachteile auf, und dann sagt er 
weiters: Somit wird das EWR-Abkommen die we­
sentlichen Konzessionen enthalten ,  die ein EG­
Beitritt dem Beitrittswerber abverlangt, nämlich 
die bedingungslose Übernahme des Gemein­
schaftsrechtes und die Aufgabe zah l reicher Sou­
veränitätsrechte, ohne dafür den entscheidenden 
Vorte i l  des Beitritts zu bringen. - Na bitte, das 
ist n icht die Stimme der Opposition ,  das ist die 
Stimme des Generalsekretärs der Industriellen­
vere inigung. (Bundesrätin Dr. K a r  l s s o  n: Daß 
der E WR keine Mitgliedschaft ist, wissen alle.' Das 
brauchen Sie uns nicht über den Ceska sagen.' Das 
ist ja von uns gesagt wordenf) Na bitte schön, war­
um sagen Sie dann, daß die Industrie vo l l  hinter 
dem EWR-Vertrag steht? Das ist nämlich nicht 
der Fall, das beweist ja diese Aussage beziehungs­
weise dieses Zitat. Und wenn  Sie es noch immer 
nicht verstanden haben, dann lese ich es Ihnen ein 
drittes Mal vor. (Zwischenruf der Bundesrätin Dr. 
K a r  I s s  0 n. J 

Viel wichtiger ist nämlich, daß die Menschen in  
unserem Land endl ich einmal das Recht zuge­
standen bekommen, zu erfahren, wo die Vor- und 
Nachteile l iegen,  die mit diesem europäischen In­
tegrationsprozeß verbunden sind. Und aus unse­
rer Sicht sagen wir Ihnen, daß dieser EWR für 
Österreich wirtschaftlich entbehrl ich,  demokra­
tisch bedenkl ich und finanziell unverantwortlich 
ist. Finanziell unverantwortlich deshalb, weil ,  wie 
wir wissen, Österreich jährlich für den Köhäsions­
fonds zirka 1 ,5 Mil l iarden Schil l ing aus dem or­
dentlichen Budget bereitstellen muß,  und das, bit­
te, aus e inem Budget, das Jahr für Jahr durch kos­
metische Operationen so gestaltet wird, daß die 
negativen Zahlen nicht so schl imm werden, wie 
sie wirklich sind. Und zwar passiert das deshalb, 
wei l  immer mehr Investionen außerbudgetär fi­
nanziert werden - ASFINAG und so weiter. 

Wir haben auch schon einige Male erlebt, daß 
der Fernmeldeinvestitionskostenschlüssel abge­
senkt wird, was zur Folge hat, daß ständig mehr 
Einnahmen aus den Telefongebühren ,  die eigent­
lich der Post für Investitionen zustehen würden, 
abgezogen und ins ordentliche Budget als Einna­
hen übertragen werden. Dadurch muß aber die 
Post wieder Geld auf dem Kapitalmarkt aufneh­
men und Zinsen zahlen. Und welche Konsequen­
zen das hat, kann man in der jüngsten Ausgabe 
der gewerkschaftseigenen Zeitschrift "Post und 
Telegraphie" nachlesen. In  dieser sagt der Herr 
Postgewerkschafter Hans Georg Dörfler . . .  

(Bundesrat D r o c h t e r: Vorsitzenderf) - Vorsit­
zender, ich korrigiere: Vorsitzender der Postge­
werkschaft. G ibt es noch einen Titel? (Bundesrä­
tin K a i  n z: Das ist eine Funktion.') Ja, wenn Sie so 
einen Wert auf Funktionen legen - für mich 
zählt im Grunde genommen der Name, das ist 
wichtiger. 

Dieser sagt folgendes: Der dauernde Zugriff 
des Staates auf das Kapital der Post, wo man re­
gelmäßig mehr entnimmt, als Gewinn gemacht 
wird, geht naturgemäß in die Substanz. Mit die­
sen Worten beklagt sich der oberste Postgewerk­
schafter Hans Georg Dörfler in der jüngsten Aus­
gabe der gewerkschaftseigenen Zeitschrift "Post 
und Telegraphie" . Dann he ißt es weiter: D iese 
Gier des Finanzministers habe bereits zu einer 
nicht mehr vertretbaren Überschuldung geführt 
- so der Gewerkschafter im Jargon privater Un­
ternehmer. 

Aber auch der Postgeneraldirektor Sindelka 
stößt ins gleiche Horn. (Bundesrat Dr. S c  h a m  -
b e  c k: Das ist ein guter Mann.') Das ist ein guter 
Mann, sagen Sie das auch Ihren Kollegen .  Er sagt: 
Die drastisch steigende Schuldaufnahme bereitet 
mir Sorgen. Allein heuer werden die langfristigen 
Verbindlichkeiten um 12 bis 13 Mil l iarden Schil­
ling auf 59 Mil l iarden explodieren.  - Eine Erhö­
hung um rund 25 Prozent in nur einem Jahr. Al­
lein die Zinsen fressen heuer 5 ,3 Mil l iarden Schil­
ling weg, im letzten Jahr waren es noch 3,8 Mil l i­
onen. (Bundesrat D r 0 c h t e  r: 3,8 Milliarden!) 
3,8 Mill iarden.  3,8 Mil l ionen wären schön. 

Und dann sagt er weiters: Wenn nicht bald et­
was geschieht, wird die Post bereits 1995 mit zirka 
1 00 Mil l iarden in der Kreide stehen. 

Das heißt, die Eigenkapitaldecke der Post wird 
von Jahr zu Jahr geschröpft. (Bundesrat Ing. 
P e  n z: Sind Sie jetzt für die privatwirtschaftliehe 
. . .  ?) Ja, bitte, wenn Sie das als privatwirtschaft­
lieh bezeichnen, dann haben Sie das aber nicht 
verstanden, Herr Kol lege. (Bundesrat Ing. P e  n z: 
Sie haben es nicht verstanden.') Ich schon, aber Sie 
haben es nicht verstanden! Man braucht sich nur 
das Eigenkapital der Post im Jahr 1 978 anzu­
schauen, dann versteht man es. Herr Kollege 
Penz, passen Sie ein bißchen auf! Oder sind Sie 
pauschaliert? (Bundesrat Ing. P e  n z: Herr Kolle­
ge! Hallen Sie sich an die Parteilinie, die Ihnen 
vorgegeben wurde!) Dann müssen Sie sich einmal 
eine Bi lanz anschauen .  

1 978 betrug der Eigenkapitalanteil der Post 
noch 88 Prozent, und jetzt ist der Eigenkapitalan­
tei l  der Post . . .  (Bundesrat Ing. P e  n z: Sie sind 
doch immer gegen öffentliche Zuschüsse gewesen 
und jetzt auf einmal fordern Sie es!) Sie haben es 
nicht verstanden, ich mache mit Ihnen wirklich 
noch e in  Privatissimum. Beim Thema Landwirt­
schaft höre ich ihm wieder zu, wenn es um die 
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Wirtschaft geht, sol l  er lieber mir zuhören. (Blln� 
desrat Dr. S c  h a m  b e c k: Aber die Landwirt­
schaft ist ein wichtiger Teil der Wirtschaft!) 

Das E igenkapital ist ja  bereits jetzt unter die 
50-Prozent-Marke gerutscht, und man n immt an, 
daß im Jahr 2000 diese E igenkapitaldecke auf 
5,5 Prozent "verbröseln" wird. (Bundesrat Ing. 
P e  n z: Ist das jetzt ein Vorteil oder ein Nachteil 
für den EWR? - Heiterkeit) Ja das müssen Sie 
aber jetzt selbst sehen. 

Und da liegt nämlich genau das Problem. Sie 
sagen . . . (Bundesrat lng. P e  n z: Das ist das Pro­
blem, daß Sie von Dingen reden, die nicht in Zu­
sammenhang stehen!) Jetzt habe ich Ihnen das 
Beispiel bezüglich Post gebracht, näml ich daß der 
Post . . . (Bundesrat lng. P e  n z: Ein schlechtes 
Beispiel!) Das ist ein gutes Beispiel ,  denn dieses 
Beispiel, das zeigt, daß es dort so schlecht läuft, 
kann man nämlich übertragen auf die Privatwirt­
schaft. Und jetzt sage ich Ihnen ein Beispiel, das 
viel leicht e infacher zu verstehen ist. (Bundesrat 
Ing. P e  n z: Für Sie zum ErkLären vielleicht!) Hät­
te man den Hebeschlüssel für die Fernmelde­
investitionskosten in den letzten Jahren nicht 
ständig abgesenkt, hätte sich die Post nicht immer 
am fremden Markt bedienen müssen und nicht so 
viele Einnahmen ans Budget abliefern müssen. 

Dadurch  daß d ieser Investitionskostenschlüssel 
von 43 Prozent jetzt auf 32 Prozent abgesenkt 
worden ist, wird der Post Kapital entzogen, wel­
ches abgeliefert wird ans ordentl iche Budget, und 
die Post muß  für i hre Investitionen auf dem Kapi­
talmarkt neue Kredite aufnehmen. Haben Sie das 
kapiert? (Bundesrat Ing. P e  n z: Das haben wir 
schon gehört.' Das haben Sie schon gesagt.') Und 
das ist schlecht! 

Und jetzt sage ich Ihnen  das nächste! S ie wollen 
mit aller Gewalt die österreichische Wirtschaft in 
einen Europäischen Wirtschaftsraum schicken. 
Der österreichischen Wirtschaft geht es aber ge­
nauso wie der Post, und zwar insofern, als es kei­
ne Möglichkeit zur Eigenkapitalbildung für die 
Unternehmen g ibt. Die deutschen Unternehmen 
haben alle im Schnitt zwischen 10 und 15 Prozent 
mehr Eigenkapi tal als die österreichische Wirt­
schaft. Und da müssen wir, bitte , vorsorgen .  Da 
müssen wir die Hausaufgaben machen. Das wird 
auch der Herr Wirtschaftsm inister . . . (Bundesrat 
Ing. P e  n z: Jetzt müssen Sie aber aufpassen, daß 
Sie sich in keinen Wirbel hineinreden!) 

Ich rede mich in  keinen Wirbel h inein, ich er­
k läre Ihnen das gerade. (Bundesrat Ing. P e  n z: 
Wirtschaftsminister Schüssel hat ja auch gesagt: 
Seien wir froh, daß wir den EWR als Zwischensta­
tion haben, da können wir die österreichische 
Wirtschaft auch in vielen Dingen vorbereiten! Und 
jetzt fordern Sie genau das Gegenteil, daß wir so­
fort in die EG gehen! Sie haben aber gesagt: Bitte, 

wir sind nicht europareif, wir müssen manche Din� 
ge noch verändern! Also jetzt reden Sie sich aus 
diesem WirbeL heraus. Erklären Sie das einmal.') 
Nein, S ie haben nicht aufgepaßt, Sie sind wirklich 
auf dem falschen Gleis . (Bundesrat Ing. P e  n z: 
Wer von uns beiden, weiß ich nicht!) Ich habe Ih­
nen gesagt, Sie wollen jetzt die Wirtschaft in den 
EWR hineinschicken. (Ruf bei der Ö VP: Sie wol­
len sie hineinschicken!) Wir sch icken sie nicht in 
den Europäischen Wirtschaftsraum, wir sind ja 
dagegen. (Bundesrat Ing. P e  n z: Sie wollen ja so­
fort in die EG hinein.') Aber erst dann, wenn die 
Hausaufgaben erledigt sind. - Dann ja, sonst 
nicht. Verstehen Sie das, bitte, e inmal ! Und eine 
dieser Hausaufgaben ist die Stärkung des Eigen­
kapitals der Unternehmer. (Bundesrätin Dr. 
K a r  l s s a n: Ich habe geglaubt, Sie wollten schon 
1 987  in die EG!) Und dann muß ein Betriebssteu­
ersystem eingeführt werden, das es den U nter­
nehmen ermöglicht, E igenkapital zuzuführen. 
(Bundesrat Ing. P e  n z: Für Sie ist die Post der 
klassische österreichische Unternehmer.' Eine in� 
teressante Aussage.') 

Ich habe Ihnen anhand des klassischen Bei­
spiels der Post gezeigt, daß durch ständige Ent­
nahmen die E igenkapitaldecke immer k le iner 
wird, und mit  den gleichen Problemen haben 
auch die österreichischen Unternehmen zu kämp­
fen ,  die aufgrund des derzeit geltenden Steuersy­
stems keine Möglichkeit haben,  E igenkapital zu­
zuführen. Lesen Sie es e inmal nach!  Und deswe­
gen sind wir der Ansicht - und dies ist ein Tei l  
der von uns geforderten Hausaufgaben -,  daß 
ohne Sanierung des Budgets ein Beitritt zum 
EWR unverantwortlich ist. 

Wir Österreicher s ind nämlich Nettozahler, 
wenn wir dem EWR beitreten. Und daß die EG 
darüber froh ist, daß Österreich dazukommt, das 
ist wohl selbstverständl ich, denn m it Österreich 
kommt ein Land hinzu, das mehr in  die Kasse 
einzahlt, als es herausnimmt. (Ruf bei der Ö VP: 
Auch in der EGIJ Auch in der EG. (Ruf bei der 
Ö VP: Das heißt: kein EG-Beitritt!) Und damit wir 
uns das überhaupt leisten können, müssen wir zu­
erst das Budget sanieren .  Ohne Budgetsanierung 
werden wir n icht in die EG gehen können. Und 
das gehört nämlich auch zu den Hausaufgaben. 
Ansonsten werden wir uns das nicht leisten kön­
nen. (Bundesrat B e r g s m a n n: Sie widerspre­
chen vollkommen KoLLegen Dr. Kapral . . .  !) 

Ich sage eines: Der EWR-Vertrag ist abzuleh­
nen. Die Freiheitliche Partei steht zu einem EG­
Beitritt, wen n  die Hausaufgaben gemacht sind 
(Heiterkeit bei SPÖ und Ö VP), und die Sanierung 
des Budgets gehört zu den Hausaufgaben .  (Bun­
desrat Ing. P e  n z: Also warum wollen Sie jetzt in 
die EG? - Bundesrätin K a i  n z: Wir können auch 
Zeitung lesen!) 
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Es stellt sich jetzt natürlich schon für viele die 
Frage, welche Ziele die Bundesregierung über­
haupt hat, wie dieses Europa aus österreichiseher 
Sicht überhaupt ausschauen sol l ,  damit man den 
Bürgern entweder sagen kann :  Jawohl,  wir emp­
feh len euch, den Weg mitzugehen! ,  oder: Nein, 
wir empfehlen euch das nicht! 

Wir gewinnen leider immer mehr den Ein­
druck, daß das Thema Europa lediglich mit der 
Schaffung des Binnenmarktes verbunden ist. Dar­
in liegt natürlich nicht die gesamte Faszination 
Europas. Wenn dieses Europa einen Sinn haben 
soll , dann wohl nur diesen, daß erstmals die 
Chance besteht, aus eigener Kraft eine europäi­
sche Freiheits- und Friedensordnung Wirklich­
keit werden zu lassen. Der Umsturz in Osteuropa, 
die Pleiten des realen Sozialismus machten es 
möglich, aus der Chance der Konfrontation die 
Chance zur Kooperation zu gestalten. 

Es geht daher nicht primär um die Fragen, ob 
i rgendwelche Verordnungen, die Brüsseler De­
mokraten entwickelt haben , im Detail passen. Es 
g.eht vielmehr um die Entscheidung, ob wir 
Osterreicher an der Gestaltung eines gesamteuro­
päischen Friedenskonzeptes teilhaben wollen 
oder nicht. Natürlich kann das nur eine Friedens­
ordnung auf der Grundlage des Selbstbestim­
mungsrechts der Völker und unter Anwendung 
eines gesamteuropäischen Volksgruppenrechtes 
sein .  

Es wird eine zentrale Aufgabe der Vereinigten 
Staaten von Europa sein  müssen,  ein Menschen­
recht auf Heimat zu schaffen, welches die Bunt­
heit der europäischen Sprachen und Kulturen ga­
rantiert. Es ist derzeit schwer vorstel lbar, daß sich 
Österreich zum zentralistischen Brüsseler Kon­
zept unterwirft und für eine erweiterte EG - von 
sechs Mitgliedern konzipiert - mit 1 5  und mehr 
Mitgliedern untauglich geworden ist. Wenn das 
neue Europa Bestand haben will , dann muß es 
seine Demokratie vertiefen, die Bauernpolitik än­
dern und der Umweltpolitik den Stellenwert ein­
räumen, den sie schon lange verdient. Die Land­
wirtschaftspolitik in der EG steht  nämlich vor ei­
nem Desaster. Der Agrarautor Wolfgang Reimer 
schreibt . . .  (Bundesrat Ing. P e  n z: Aber Sie wol­
len ja sofort hinein in die EG.') Horchen sie einmal 
zu! Sie wollen es nicht hören. Sie haben doch im­
mer gesagt - und das hat man heute auch schon 
von Kollegen Gusenbauer gehört, der jetzt leider 
nicht anwesend ist - :  Auch die EG ist reformbe­
dürftig, und auch die EG ist lernbedürftig, und 
die EG wird sich auch ändern, und in der EG 
wird sich wahrscheinlich auch die Agrarpolitik 
ändern. Denn wenn die Agrarpolitik in der EG so 
weitergeht, führt das wirklich zum Desaster .  Und 
gerade im Agrarbereich ist in der EG ein Um­
denkprozeß  im Gange . Das werden Sie ja selber 
wissen als "pauschalierter Agrarexperte" . (Heiter-

keil. - Bundesrat Ing. P e  n z: Was ist ein pauscha­
Lierter Agrarexperte?) Jetzt muß ich Ihnen das 
auch noch sagen, jetzt wird es aber lästig. Ich hal­
te für Sie doch kein Privatissimum aus Wirt­
sc haftsrec h 1.  

Der Agrarautor Wolfgang Reimer sch re ibt 
nämlich . . . (Bundesrat K 0 n e C n y: Das wäre 
auch peinlich!) Mit Ihnen diskutiere ich gerne 
über einen Brief, und zwar m it größtem Vergnü­
gen.  Ich kann ihn gleich herausziehen. Einen 
schönen B rief habe ich da. Kennen Sie ihn? (Bun­
desrätin Dr. K a r  I s s 0 n: Sie kennen sich ja aus 
bei der Post!) Aber im Bundesrat haben wir ihn 
noch gar nicht vorgelesen. 

Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer (das 
Glockenzeichen gebend): Herr Kollege ! Darf ich 
Sie bitten, einen Augenblick zuzuhören.  Aus 
Gründen der Verhandlungsökonomie möchte ich 
Ihnen vorschlagen, keine D ialoge mit dem Audi­
torium zu führen.  Und ich bitte Sie, sich im Audi­
torium auf Zwischenrufe und sich am Rednerpult 
auf die Beantwortung dieser Zwischenrufe zu be­
schränken und Dialogführungen tunlichst zu un­
terlassen. B itte, Sie haben weiter das Wort, Herr 
Kollege . 

Bundesrat Mag. Gilbert Trattner (fortsetzend): 
Nach diesen Belehrungen fahre ich fort. Der 
Agrarautor Wolfgang Reimer schreibt näml ich, 
daß sich d ie Zahl der Beschäftigten in der Land­
wirtschaft in der EG von derzeit 9 Mi llionen bis 
zum Jahr 20 1 5  auf 3 Millionen verringern wird. 
Die Dynamik des Binnenmarktes kann aber diese 
Entwick lung noch beschleunigen. Es zählt näm­
lich nicht, ob umweltbelastend oder umweltscho­
nend produziert wird, sondern nur, wie bil l ig ge­
wirtschaftet werden kann. In den südlichen EG­
Ländern - jene, die der Gemeinschaft erst spät 
beigetreten sind - hat eine den Kernländern ver­
gleichbare Industrial isierung der Landwirtschaft 
noch nicht stattgefunden. D iese Situation wird 
heute bereits von französischen und holländi­
schen Agrarmultis ausgen ützt. Trotz hoher 
Transportkosten ist es ihnen möglich, im spani­
schen Galizien Milch bill iger zu verkaufen, als 
ihn die dort ansässigen einheimischen Bauern 
verkaufen können. Die kleinstrukturierte Land­
wirtschaft ist dem Druck der ausländischen Kon­
kurrenz dort nicht mehr gewachsen. 

Entweder ahmt Galizien das Beispiel der alten 
EG-Länder nach, nämlich auf Großbetriebe um­
zustellen, wodurch ein Höfesterben eintritt, oder 
die kleinen bäuerlichen Betriebe stellen ihre Tä­
tigkeit ein. Im Endeffekt kommt es in beiden Fäl­
len auf das gleiche heraus: Es kommt zum Ster­
ben der kleinen und mittleren bäuerl ichen Struk­
turen. 

Man stellt sich jetzt auch schon in der EG die 
Frage, ob die Landwirtschaft nach den Gesetzen 
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des Kapitals und politischer Liberalisierung be­
trieben werden soll oder ob U mwelt und Ver­
braucher eine Grundversorgung mit gesunden 
Lebensmitteln andere Rahmenbedingungen er­
fordern. Darauf wurde eine erstaunl iche Antwort 
von der Enquete-Kommission des Deutschen 
Bundestages "Gestaltung der technischen Ent­
wicklung" gegeben - ich zitiere - :  

"Am besten sei eine Regionalisierung der Land­
wirtschaft bei gleichzeitiger Stärkung der Selbst­
versorgung. Erzeuger und Verbraucher sollten 
nicht zu weit voneinander leben und arbeiten. 
U nter diesen Voraussetzungen werde die heutige 
landwirtschaftliche Fläche sich wohl kaum verrin­
gern. Damit ist sie auch am verträglichsten für die 
U mwelt. So lange jedoch die Natur, die Schönheit 
der Landschaft, der Erhalt der Artenvielfalt oder 
die Pflege der Umwelt im landwirtschaftlichen 
Betriebsergebnis keinen Niederschlag finden, 
ble iben al le positiven Ansätze in der EG-Agrar­
politik Stückwerk." 

Diejenigen ,  die ein solches Europa wie S ie wol­
len, sehr verehrte Damen und Herren von den 
Regierungsparteien, wollen unsere Landwirt­
schaft da hineinhetzen. Da kann ich Sie wirklich 
n icht verstehen. 

In der letzten Bundesratssitzung vor der Som­
merpause hätten Sie die Gelegenheit gehabt, die 
notwendigen Rahmenbedingungen für unsere 
Bauern, für die Landwirtschaft zu schaffen und 
deren Stand verfassungsrechtl ich abzusichern. 
Aber mittlerwei le sind schon viele Bauern der 
Ansicht, daß d ie FPÖ wirklich d ie einzige Partei 
ist, die ihre Anliegen vertritt. (Ironische Heiterkeit 
bei SPÖ und Ö VP. Bundesrätin Dr. 
K a r  L s s 0 n: Daher waren Sie so zahlreich am 
BaLlhausplalz mit dem Haider.') Auch diese Haus­
aufgaben sind von der Regierung nicht gemacht 
worden. 

E ine weitere Aufgabe ist es, ein entsprechendes 
Verkehrskonzept auszuarbeiten, die Verwirk l i ­
chung eines Verkehrskonzeptes voranzutreiben, 
das für die Menschen, die an den Transitstrecken 
wohnen, das Leben erträglicher gestaltet. Was hat 
Österreich gemacht? - Österreich hat den viel­
diskutierten Transitvertrag abgeschlossen ,  von 
dem wir gar nicht wissen, ob er hält oder n icht. Es 
ist im Grunde genommen sowieso egal ,  wei l  er 
ohnehin sch lecht ist. 

Da lobe ich mir die Schweiz: In  der Schweiz hat 
man ein Eisenbahnprojekt vorgestellt, hat in die­
ses Projekt 1 5  Milliarden Schweizer Franken in­
vestiert. hat dieses Projekt abstim men lassen, und 
die Bevölkerung hat dieses Projekt mit Stimmen­
mehrheit goutiert. (Bundesrat Ja u d: In der 
Schweiz wird Österreich gelobt, sein Transitver­
trag.') Jaja. Ich lobe jetzt einmal die Schweiz und 
nicht den Transitvertrag. Mit ihrem Verkehrs-

konzept hat die Schweiz in  Sachen Transit die 
Vorreiterrolle übernommen. Am Sonntag hat 
Herr Ogi im Fernsehen gesagt, er sei erleichtert 
über das Abstimmungsergebnis, und gemeint: Ja, 
wir haben einen Teil unserer Hausaufgaben ge­
macht! (Bundesrat Ing. P e  n z: Wir haben diesen 
Teil der Hausaufgaben schon gemacht!) Das ist ja 
keine Hausaufgabe! Was wol len Sie denn? Sie ha­
ben ja wirklich keine Ahn ung. Fahren S ie einmal 
nach Tirol ,  und schauen Sie sich das in  Tirol vor 
Ort an!  Fahren Sie ins I nntal , das ist e in enges 
Tal, und schauen Sie sich das dort einmal an! 
Dann werden Sie wahrscheinl ich anders darüber 
denken und anders darüber reden. Wir in Öster­
reich hingegen basteln herum, wir sind nicht i n  
der Lage, ein Verkehrskonzept zu  machen, das 
einen Durchstich vorsieht, der eine kürzestmögl i­
che Verbindung von Italien nach Deutschland 
herstellt. Nein ,  wir bauen zuerst einmal eine Um­
fahrung Innsbruck, obwohl heute eigentlich im 
Grunde genommen niemand mehr weiß,  wie ei­
gentlich der Nordzulauf ausschauen soll. Eine 
Kapazitätssteigerung durch weitere Gleise im Un­
terinntal kommt ja sicherlich nicht in Frage. Also , 
bitte, wofür? Und jetzt kann man dort auf der 
Brücke nicht einmal die Gleise verlegen, und 
zwar aus dem ganz einfachen Grund, wei l  die 
Brücke nämlich bereits leck ist, bevor es über­
haupt zum Gleisverlegen kommt. Kosten :  6 Mil­
l ionen Schill ing - derzeit präliminiert. Verkehrs­
politik :  traumhaft. 

Trotz Integrationsbemühungen, die ich jedem 
zubillige, der sich damit ernsthaft beschäftigt, hat 
sich herausgestellt, daß in der letzten Zeit Geset­
ze beschlossen worden sind, die überhaupt nicht 
EG-konform sind. Ich denke da an das Weinsteu­
ergesetz, an  das Preisauszeichnungsgesetz, an  die 
Novell ierung des Güterbeförderungsgesetzes, an 
das Mühlengesetz und so weiter: al le diese sind 
EG-widrig! 

Heute steht so "herrlich" im "Standard" : 
"Strafzoll für E uro-Star" .  Man subventioniert 
eine Autofabrik in  Graz mit so hohen Beträgen, 
sodaß das Ganze gar nicht mehr EG-konform ist, 
sodaß man das Produkt mit  Strafzöllen belegen 
muß. Da gibt es eine schöne Milchmädchenrech­
nung, da steht nämlich:  Man zahlt l ieber die 
10 Prozent Strafzol l ,  statt die Subvention in der 
Größenordnung von 570 Mil lionen Schil l ing zu­
rückzuzahlen, denn  der Strafzoll stellt nur eine 
Belastung von 200 Mil l ionen dar. Bitte schön, das 
ist eine EG-Vorbereitung! Da kann ich mir schon 
etwas anderes vorstellen ! (Bundesrat D r o  c h -
t e  r: Sie hätten auf das Werk verzichtet!) Man hät­
te es mit den S ubventionen gleich EG-konform 
ausstatten können. Dann hätte es überhaupt kei­
ne Probleme gegeben. (Bundesrat D r 0 c h t e  r: 
Dann wäre es nicht errichtet worden!) Dann wäre 
es eben nicht errichtet worden. (Bundesrat 
D r 0 c h t e r: In Ihre politische Ideologie paßt das 
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herein!) Aber gehen Sie, das glauben Sie doch 
selbst nicht! (Bundesrat D r 0 C h t e  r: Ich bin 
überzeugt davon!) 

Es kann doch angesichts dieser Tatsachen wirk­
lich niemand behaupten, daß die Regierung das 
Land gut auf einen Beitritt zur EG vorbereitet. 
(Bundesrat D r 0 c h t e  r: Sicher!) Wir sagen da­
her aus freiheitlicher Sicht, daß die Kernpunkte, 
die ich angezogen habe, als vorbereitende Maß­
nahmen für einen Schritt nach Europa erled igt 
werden müssen .  Wir betrachten den EWR als ei­
nen unnötigen, teuren Warteraum, in dem wir 
Milliardenaufwendungen haben, ohne zu wissen,  
wie das konkrete europäische Konzept ausschaut 
und ob wir dann wirklich da hinein wollen .  Das 
wissen wir alle heute noch immer nicht. Das wis­
sen Sie nicht, und das wissen andere auch nicht. 
(Bundesrat D r 0 c h l e r: Daß wir hinein wollen, 
ist klar, denn wir haben 1 989 einen Antrag ge­
stellt!) Das wird abhängen von uns allen, davon, 
wie wir die österreichische Bevölkerung davon 
überzeugen können, daß die Regierung, daß wir 
gemeinsam die Hausaufgaben ordentlich erled i­
gen werden, damit wir einem EG-Beitritt zustim­
men können. Aber wenn da n ichts passiert und 
weiterhin solche Fehler gemacht werden, daß 
man Gesetze beschließt, von denen man weiß,  
daß sie EG-widrig s ind,  dann kann man nicht von 
Vorbereitung sprechen. Das können Sie m ir nicht 
abnehmen. Das ist nichts. (Bundesrat 
D r 0 c h t e  r: Ich brauche Ihnen nichts abzuneh­
men!) Und was passiert denn dann? Schauen Sie: 
Jetzt zahlen wir in  den Kohäsionsfonds im Jahr 
1 ,5 Milliarden Schilling ein.  Sagen wir, es kommt 
in  fünf Jahren zu einer Volksabstimmung, dann 
haben wir 7,5 Mill iarden Schil l ing e ingezahlt. 
Gut. Wir sind aber schlecht vorbereitet. (Bundes­
rätin Dr. K a r  l s S 0 n: Dann sind wir noch immer 
im EWR.') Sie verstehen das sowieso nicht. -
Dann kommt es zu einer Volksabstimmung, und 
die Volksabstimmung geht negativ aus. (Bundes­
rätin Dr. K a r  I s s  0 n: Wir sind trotzdem noch im­
mer im EWR, auch wenn wir eine Volksabstim­
mung haben!) Das heißt, wir treten nic�.t der EG 
bei. ( Weitere Zwischenrufe bei der SPO. ) Wenn 
wir  d ie  Hausaufgaben nicht ordentlich machen, 
wird das Volk nein sagen .  Aber dann haben wir 
aber schon e inen Haufen Geld hineingesteckt. 
Und was passiert dann? Es muß doch unser aller 
Anliegen sein, den EG-Beitritt so vorzubereiten,  
daß das Volk ja sagen kann, und zwar, daß es ja 
sagen kann und n icht sagen muß.  (Bundesart 
D r 0 c h t e r: Es muß nicht.' - Bundesrätin Dr. 
K a r  I s s  0 n: In der FPÖ muß jeder ja sagen!) 
Nein, so, daß es ja sagen kann und daß die Infor­
mation so läuft. 

Der EWR ist keine Teilnahme am Europäi­
schen Binnenmarkt, wie Sie alle glauben. Er ist es 
nicht! Die Grenzen bleiben bestehen, die Ur­
sprungszeugnisregelung ble ibt unverändert, der 

EWR ist keine Zollunion, er ist lediglich mit der 
Schaffung einer neuen Bürokratie verbunden.  
Deswegen werden wir den EWR-Vertrag auch im 
Bundesrat ablehnen. 

Wenn wir aber das Gefüh l  haben ,  daß die Bun­
desregierung ehrlich bemüht ist, Österreich auf 
Europa durch die Bewältigung der Hausaufgaben 
vorzubereiten, dann werden wir bere it sein ,  zu 
einer Mitgliedschaft in der Europäisch�n Ge­
meinschaft ja zu sagen .  (Beifall bei der FPO. ) 16.29 

Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer: Zu Wort 
gemeldet ist weiters Herr Bundesrat Albrecht Ko­
necny. Ich erteile es ihm. 

16.29 .. 
B undesrat Albrecht Konecny (SPO, Wien): 

Herr Präsident! Frau Staatssekretäri n !  Meine Da­
men und Herren!  Es ist nicht wahr, daß d ieser 
Vertrag nur ein bürokratisch-techn ischer Zwi­
schenschritt ist. Es ist nicht wahr, daß er nichts im 
Ablauf der europäischen Einigung bedeutet. Er 
ist vielmehr ein bißchen, wenn auch mit verscho­
benen Schwerpunkten, ein Zurück zu einem be­
stimmten Ausgangspunkt der europäischen Ent­
wicklung. 

Ich erinnere daran, daß gerade Österreich zu 
jenen Ländern gehört hat, die mit großem Einsatz 
und mit großem Engagement damals, als die EG 
entstand, die neuerliche Zersplitterung des dama­
ligen demokratischen Europa in �wei ökonomi­
sche Blöcke verhindern wollte . Osterreich und 
die anderen, die diese Ideen vertreten haben, sind 
damals nicht zum Vorteil dieses Kontinents ge­
scheitert. Das Resultat war, wen n  man will ,  e in 
Europa der zwei Geschwindigkeiten ,  um das mit 
einem heute aktuellen Wort auszudrücken, das 
Entstehen von zwei Wirtschaftsgruppierungen 
unterschiedlicher Intensität. Heute, zwei Jahr­
zehnte später, stehen wir vor der zweiten Chance, 
zu einem gesamteuropäischen Prozeß zu kom­
men .  

I ch  glaube. daß die Tatsache, daß  sich sowohl 
die EG als auch die EFT A-Staaten oder jene Staa­
ten, die so wie Österreich innerhalb dieses Zeit­
raums bei der EFT A geblieben sind, zu d iesem 
Schritt entschlossen haben,  doch so etwas wie 
eine späte Rehabilitierung und l3-echtfertigung ei­
nes politischen Kurses ist, den Osterreich damals 
vertreten hat, weil der Prozeß der gemeinsamen 
europäischen Entwicklung, der europäischen In­
tegration nur dann davon profitieren kann, wenn 
er sich zumindest in dieser Phase a uf eine größere 
Gruppe, auf die Gesamtheit der industrialisierten 
hochentwickelten Staaten, stützen kann. 

Es ist richtig, daß der Europäische Binnen­
markt, wenn er am 1. Jänner des kommenden 
Jahres zu leben beginnen wird, e inen ungeheuren 
Zuwachs an Dynamik, an wirtschaftl ichen I mpul-
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sen, an ökonomischer Lebendigkeit bringen wird. 
Es geht nicht darum, detai ll ierte P rognosen über 
Auswirkungen auf die eine oder andere Branche 
aufzustel len oder zu bestreiten . Daß von diesem 
Binnenmarkt eine gewaltige Dynamik ausgeht, ist 
jedem, der sich damit beschäftigt, klar. Und es ist 
auch klar, daß Österreich als e in Land, das weit 
mehr als zwei Drittel seiner Außenhandelsbezie­
hungen mit Staaten der EG abwickelt und dem es 
in den letzten Jahren gelungen ist, dort zusätzli­
che Marktanteile zu gewinnen, jedes Interesse 
hat, ein vorrangiges Interesse daran hat, vom er­
sten Augenblick in diesem Binnenmarkt als Teil­
nehmer dabeizusein. Und alle Argumente, d ie 
heute von der Opposition dagegen vorgebracht 
wurden, gehen in Wirklichkeit an diesem zentra­
len Punkt der ökonomischen Realität vorbei .  
(Beifall bei SPÖ und Ö VP. ) 

Für uns ist es entscheidend und ausschlagge­
bend, nicht einen Prozeß durchmachen zu müs­
sen, der uns zunächst mit zusätzlichen Schwierig­
keiten auf diesen wichtigen Märkten bestraft und 
dann vielleicht einige Jahre später zwingt, uns als 
Vol lmitglied auf die Aufholjagd zu begeben .  
Wenn es uns gelingt - es wird uns gelingen - ,  
i m  Rahmen des EWR diese Marktpositionen im 
Binnenmarkt zu behaupten, dann haben wir die 
besten Voraussetzungen, die Vollmitgliedschaft 
zu einer weiteren Steigerung unserer Exporte, zu 
einer weiteren Steigerung unserer Marktanteile 
zu nützen. (Beifall bei der SPÖ. )  

Wir haben heute wahrlich keine einheitliche 
Argumentationslinie der Opposition erkennen 
können. Das, was wir gehört haben ,  war die An­
einanderreihung von einzelnen Wortblöcken, 
verschieden k l ingend bei den einzelnen Spre­
chern, jeder für sich diskutierbar, in dem Sinn, 
daß jedem von uns gute Argumente gegen die 
aufgestellten Behauptungen einfallen. Aber an 
sich ergab sich keine Argumentationslinie für das 
heute vertretene Nein der Opposition zum EWR. 

Kollege Kapral - ihm kann ich als einzigem 
Oppositionssprecher zubi lligen, daß er weiß ,  
worüber er  gesprochen hat - hat hier eine Linie 
vertreten , die ich verstehen kann ,  er hat ein volles 
Ja zum Vollbeitritt zur EG zum Ausdruck ge­
bracht. Auch das habe ich brav mitgeschrieben. 

Kollege Trattner, der gemeint hat, er sei nicht 
wirklich gegen die EG, hat minutenlang Horror­
gemälde gezeichnet und uns weiszumachen ver­
sucht, was für ein furchterregendes Gebilde d iese 
EG, zu der sein Kollege Kapral ein volles Ja sagt, 
ist. Ich kann n icht erkennen, wie sich das zu einer 
einheitlichen Argumentationslinie verdichten lie­
ße, aus der Sie Ihr heutiges Nein ableiten - ganz 
abgesehen davon, daß das Fernmeldeinvestitions­
gesetz zwar alle Jahre wieder, aber heute nicht auf 
der Tagesordn ung steht. Aber Kollege Tr��tner, 
der es immer wieder vorzieht, nach seinen Auße-

rungen fluchtartig den Saal zu verlassen ,  wird 
schon wissen, warum. Bei Ehestreitigkeiten ist es 
auch eher so, daß der, der die Tür zuhaut und 
davonzischt, Angst hat, daß noch Argumente 
nachkommen .  Vielleicht ist das auch beim Kolle­
gen Trattner der Beweggrund. Sie werden ihm 
das, bitte ausrichten, wenn er nächste . . .  (Bun­
desrat Ing. P e  n z: Wir sind aber nicht verheiratet') 
Wir sind aber gezwungen, mit i hm hier unter ei­
nem Dach zu leben, um es so auszudrücken , zu­
mindest tageweise. (Bundesrat Mag. L a n  g e r: 
Kommentieren Sie auch den Kollegen Gusenbau­
er! Der war auch nicht so positiv!) Kollege, ich 
glaube, daß auch Sie nicht verstehen, war wir 
heute hier diskutieren. Hier in d iesem Saal gibt es 
niemanden - ich gehöre auch nicht dazu - .  der 
an der EG und der heute hier getroffenen Verein­
barung nur leuchtende, faszinierende Farbsignale 
erkennt. Jeder von uns beobachtet die Entwick­
lung der EG, ihre Widersprüche, ihre Deforma­
tionen, ihre Bürokratie und den Regelungszwang, 
dem jede Bürokratie, daher auch diese u nterliegt. 
Das wissen wir alles, und einige von uns haben in 
der Beschäftigung mit diesen Themen halt  ihre 
politische Hauptaufgabe gefunden.  Nur: Wir kön­
nen und wir wollen uns auch nicht auf den Stand­
punkt zurückziehen - das wäre auch ökono­
misch in höchstem Maße unvernünftig - ,  zu 
ignorieren, daß dieses Gebilde EG, mit allen sei­
nen Deformationen und Fehlentwicklungen, zu 
einem ungeheuer dynamischen, diesen Kontinent 
prägenden, wirtschaftl iche Impulse gewaltigsten 
Ausmaßes, im Positiven wie im Negativen, aus­
strahlenden Zentrum geworden ist. 

Was heute von keinem Ihrer Sprecher berührt 
wurde, außer jetzt am Schluß, aber das war merk­
würdigerweise ein Argument in die andere Rich­
tung: Die EG ist ein Wirtschaftsblock, der für uns 
Ziel von 70 Prozent unserer Exporte ist, der es, 
würden wir ihm als Fremder gegenüberstehen, in 
der Hand hätte, uns mit seiner Handelspolitik, 
mit seinen handelspolitischen Maßnahmen ,  mit 
seinen Strafzöl len zu beeinflussen .  Die EG ist für 
uns ein Faktor unserer Wirtschaft, auch dann, 
wenn wir in keiner Weise, auch nicht durch ir­
gendwelche Vereinbarungen, mit ihr verbunden 
sind. Daher ergibt sich die logische Konsequenz: 
Wenn Sie diesen Stufenplan, die Fortentwick­
lung, diese Vorbereitung als solche nicht akzep­
tieren wollen, dann werden wir Sie, fürchte ich, 
auch in dieser Debatte davon n icht überzeugen 
können. Aber im Gegensatz zu Ihrem Standpunkt 
oder, besser gesagt, zu Ihren Standpünktchen, die 
hier von Ihnen heute vorgebracht wurden, ist das 
eine in sich stimmige, von Ihnen meinetwegen ab­
gelehnte Entwicklungslin ie ,  nämlich zu sagen: 
Wir streben den Vollbeitritt an, und zwar unter 
anderem auch deshalb, weil derjenige, der Mit­
gl ied ist, mit der Stimme eines von 1 3 , 1 4  oder 
1 5  Mitgliedern oder wie viele es dann sein wer­
den ,  die Möglichkeit hat, Fehlentwicklungen zu 
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bekämpfen,  gegen die Bürokratie anzutreten, für 
mehr Demokratie einzutreten, unsere völ l ig an­
ders geartete Verkehrspolitik einzubringen , was 
uns ja bei den Transitverhandlungen schon ein 
bißehen ge lungen ist, andere Akzente in  der 
Agrarpolitik einzufordern. All das - das ist rich­
tig - können wir als Vollmitglied tun. 

Jeder, der hier heute darüber abstimmt, weiß  
aber auch, am 1 .  1 .  1 993, wenn der Binnenmarkt 
in Kraft tritt, können und werden wir nicht Voll­
mitglied sein, und zwar gar nicht nur deshalb, 
wei l  wir halt vor zweieinhalb Jahren einen Antrag 
gestellt haben ,  sondern weil die EG in ihrer Ter­
minplanung her im Augenblick keine Verhand­
lungen führt - nicht mit uns, nicht mit anderen 
- ,  sondern sich dafür einen längeren Zeitplan 
gegeben hat, der eben so aussieht. Und man muß 
halt, ob einem das gefällt oder nicht - das gehört 
auch zu den Gesetzen der Demokratie - ,  Stand­
punkte und Interessen . . .  (zu Frau Bundesrätin 
Dr. Riess. die eben den SaaL verLäßt) : Frau Kolle­
gin, wenn ich von Demokratie rede, müssen Sie ja 
nicht gleich gehen, ich wollte Sie ja nicht persön­
lich beleidigen. (Bundesrätin Dr. R i e s  s: Ich weiß 
schon, was Sie für Standpunkte haben!) 

Es gehört zu den Gesetzen der Demokratie, 
daß man den Standpunkt des anderen auch re­
spektiert u nd zu verstehen versucht. Und das 
müssen wir, n icht nur, weil wir der sehr viel klei­
nere Verhandlungspartner sind, sondern auch aus 
ehrlichen E insichten in die Notwendigkeiten, die 
die EG heute hat, tun.  

Was sol le n  wir also Ihrer Meinung nach in die­
ser Vierjah res- oder Fünfjahreszwischenperiode 
tun? - " Hausaufgaben machen" , wie das so 
schön in einem Slogan heißt? Mit unseren Haus­
aufgaben können wir unsere Exportmärkte in der 
EG n icht halten. Wir machen unsere Hausaufga­
ben. Wir haben sie auch schon lange vorher ge­
macht. All d ie Wirtschaftsdaten, die wir verglei­
chen können zwischen Österreich und relevanten 
EG-Mitgliedstaaten oder EG-Durchschnitten -
aber die sind unfair für die EG, wei l  die Daten 
der schwachen Staaten auch durchschlagen - ,  
zeigen, daß wir nach allen Indikatoren, die letzt­
l ich  ein Urteil über unsere Wirtschaftspolitik, 
über unsere Strukturpolitik und damit über unse­
re Europareife abgeben, vol l  zu der Spitzengrup­
pe der EG-Staaten gehören würden .  

Diese Hausaufgaben sind von dieser und,  wie 
ich h inzufügen möchte, auch von ein paar voran­
gegangenen Bundesregierungen bereits gemacht 
worden. Österreich ist ja, bitte, kein Staat, der zu 
Oste uropa gehört und jetzt, um dem eigenen Zu­
sammenbruch zu entgehen, zur EG will. Öster­
reich ist ein Land - auch das wurde paradoxer­
weise von Kollegen Trattner im selben Atemzug 
gesagt - ,  das Nettozahler sein wird in der EG. 
Natürlich! Wir sind e in hochentwickelter Indu-

striestaat, wir werden dort unseren Beitrag zur 
kontinentalen Entwicklung leisten. Aber das tun 
wir nicht deshalb, weil es uns herausverhandelt 
wird, weil  man es uns abgeknöpft hat, sondern 
deswegen,  wei l  es unserer hohen und der österrei­
chischen Wirtschaftspolitik ein gutes Urteil aus­
stellenden Leistungskraft in wirtscry.aftl icher Hin­
sicht entspricht. (Beifall bei der SPO.)  

Wir werden mit  d iesem Beitritt zum EWR -
die Mehrheit dieses Hauses wird ihn heute mit 
Sicherheit beschließen - einen wichtigen Zwi­
schenschritt tun. Wir werden in den nächsten Mo­
naten darauf drängen, daß diesem Beitritt zum 
EWR die nächste Stufe, der langwierige Prozeß 
der Verhandlungen, die irgendwann  einmal im 
nächsten Jahr eingeleitet werden sollen, folgen 
wird . 

Wir alle wissen, daß diese Diskussion, die na­
türlich vom österreichischen Volk zu führen ist, 
mit dem österreichischen Vo lk zu führen ist und 
im österreichischen Volk zu führen ist, eine un­
endlich schwierige ist. 

Ich sage es noch einmal :  Wir können und wol­
len niemandem sagen,  daß d ie EG ein makelloses 
Gebilde ist, an der es nichts zu verbessern gäbe . 
Aber glauben Sie mir ,  die Vertreter dieser Regie­
rung - im Gegensatz zu Ihnen, die die Sie immer 
alles nur schlecht finden - würden auch nicht 
behaupten,  daß dieses Österreich ein makelloses 
Gebilde ist , an dem es nichts herumzudeuteln gibt 
und in dem es keine verbesserungsfähigen Teil­
aspekte gibt. Nein. (Bundesrat Mag. L a  n g e r: 
Das sagen wir auch nicht!) 

Es gibt in der EG unendlich viel zu verändern 
und zu verbessern. Wir wissen auch, daß es in der 
EG starke Strömungen gibt, deren Intentionen 
sich mit Wünschen und Vorstel lungen,  wie wir sie 
auch haben, in hohem Maße decken. Es wird nie­
mand, wie immer im Detail das Verhandlungser­
gebnis aussehen wird, behaupten können, e ine 
Vereinbarung bringt für 100, 1 Prozent der Öster­
reicher nur Vorteile. Gar keine Frage. Es wird 
Aspekte geben, die für einzelne Gruppen der Be­
völkerung kurzfristig, vielleicht aber auch länger­
fristig nachtei lig sind. 

Wenn Sie sagen,  wir sol len unsere Hausaufga­
ben machen, kann ich Ihnen antworten :  Wir ma­
chen sie, gerade hier sind sie zu leisten ! Wo ab­
sehbar ist, daß Menschengruppen, 
Wirtschaftszweige von den Auswirkungen des 
Binnenmarktes, von Auswirkungen eines künfti­
gen Beitrittes negativ betroffen sein werden, dort 
haben wir Vorsorge zu treffen, dort haben wir 
Schutznetze einzuziehen, dort haben wir allen­
falls auch ehrlicherweise zu sagen: Wir investie­
ren in die Verlagerung oder in die Umstrukturie­
rung der österreichischen Wirtschaft, denn es gibt 
sicherlich in Österreich heute noch Bereiche, in 
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welchen wir uns unter bestimmten wirtschaftli­
chen Konstellationen als relatives Bill iglohnland 
halten konnten. Aber jeder weiß ,  die Zukunft die­
ses Landes kann nicht darin liegen, Bi l l igproduk­
tionen aufrechtzuerhalten. Vielmehr müssen wir 
investieren, um hochqualifizierte Produktionen, 
wie sie einem hochentwickelten I ndustrieland an­
gemessen sind, zu entwickeln,  wir müssen dafür 
auch in Kauf nehmen, daß niedrig entwickelte, 
mit niedriger Wertschöpfung verbundene, 
schlechte Löhne zahlende Produktionen in unse­
rer Wirtschaftsstruktur an Bedeutung verlieren 
oder in manchen Fällen vielleicht sogar ver­
schwinden. 

Wer heute so wie Sie einseitig Verantwortlich­
keiten festlegt, macht es sich sehr leicht. Das ist 
Ihr nicht sehr gutes, aber doch Recht. Wer heute 
sagt, Befürworter oder Gegner zu sein, ignoriert 
diesen schwierigen Prozeß der Verhandlungen,  
bei dem wir uns - jeder einzelne, weil  ja auch 
jeder einzelne bestimmte Interessen in diesem 
Volk vertritt - sehr  genau werden anschauen 
müssen, ob das, was unter dem Strich heraus­
kommt, tragbar, zukunftsträchtig und durchsetz­
bar ist. 

Nur, eines - damit möchte ich schließen -
werden wir mit Sicherheit nicht tun, und ich lade 
auch Sie ein,  darauf zu verzichten:  Wir sollten 
uns nicht in den alten österreichischen Kleinmut 
begeben, der meint, was immer dieses Land an­
packe, das könne e igentlich nur schiefgehen. Der 
alte Aufruf: Österreich über alles, wenn es nur 
will !  hat so viel für sich, und wir so llten dieses 
große Europa nicht aus der Sicht eines Landes 
betrachten,  das sich dauernd vor dem eigenen 
Schatten fürchtet, das dauernd befürchtet, daß al­
les, was sich verändert, ihm nur zum Nachteil ge­
reichen kann ,  vielmehr sollten wir doch sehen, 
daß hier eine gewaltige Chance vor uns liegt, eine 
Chance, die wir in der Vergangenheit in unserer 
Teilnahme an der EFT A genützt haben, die wir in  
der Zukunft als Mitglied des EWR nutzen wollen 
und die wir in einer ferneren Zukunft dann als 
volles und vol l mitbestimmendes Mitglied einer, 
wie wir hoffen, sich erneuernden EG nützen wer­
den. Es wird funktionieren: zum Wohle unseres 
Landes, zum Wohle der Menschen unseres Lan­
des und - in aller Arroganz als Österreicher da­
zugesagt - ein bißchen auch zum Wohle Euro­
pas! (Beifall bei SPÖ und Ö VP.) 16.49 

Vize präsident Dr. Martin Strimitzer: Zum 
Wort gemeldet hat sich weiters Herr Bundesrat 
Ing. Johann Penz. Ich erteile es ihm. 

16.49 
Bundesrat lng. Johann Penz (ÖVP,  Nieder­

österreich) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr  
geehrte Frau Staatssekretärin !  Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Der mit 1 .  1 .  1993 in  
Kraft tretende Europäische Wirtschaftsraum 

nimmt zwar rund 60 Prozent des EG-Binnen­
marktes vorweg, die Landwirtschaft ist aber einer 
jener Bere iche, der ausgeklammert bleibt. 

Dennoch wird der EWR starke Auswirkungen 
auf die heimische Landwirtschaft haben. E iner­
seits wird es Vorteile geben, denn, wie ich glaube, 
es ist den Verhandlern - Wolfgang Schüssel ,  
Alois Mock u nd Franz Fischler - gelungen,  in 
Form e ines Briefwechsels Abkommen abzuschl ie­
ßen, die für die österreich ische Landwirtschaft in 
den nächsten Jahren wesentliche Vorteile bringen 
werden, andererseits wird es auch N achtei le ge­
ben, denn der im EWR geltende fre ie Waren ver­
kehr wird im wesentlichen auch E influß auf das 
heimische Lebensmittelangebot habe n  und somit 
einen verstärkten Konkurrenzdruck für die hei­
m ische Landwirtschaft bedeuten. 

Ich meine, wir sollten hier offen reden und 
auch dem österreichischen Volk klar sagen, wo 
unsere Vorteile l iegen, wo unsere Nachteile lie­
gen, wo unsere Chancen und wo unsere Risken 
sind. Ich glaube, es haben sich die Österreicher 
nicht verdient, daß man ihre Leistungen mies­
macht (Bundesrat Mag. L a  n g e r: Wer tut denn 
das?), so wie wir es heute erlebt haben , daß man 
jene Leistungen, die die österreichische Wirt­
schaft. die österreichischen Arbeitnehmer, die 
österreichischen Bauern erbracht haben,  so dar­
stellt, als wären wir ein Entwick lungsland. Das 
haben wir heute von der Freiheitlichen Partei lei­
der mehrmals gehört, und ich möchte diese Ten­
denz der Freiheitlichen Partei wirk l ich in aller 
Form zurückweisen. (Beifall bei Ö VP und SPÖ. 
- Bundesrat L a  n g e r: Bei welcher Veranstal­
tung waren Sie? Das stimmt doch gar nicht.') V iel­
leicht haben Sie es politisch notwendig, heute hier 
im Bundesrat so zu agieren, um jenen entschei­
denden politischen Fehler, den Ihr Parte iobmann 
Alois Haider begangen hat, zu kaschieren,  daß er 
nämlich ' "  (Rufe: ]örg Haider! - Bundesrat 
D r 0 c h t e  r: Wer weiß. wie er morgen heißt!) 
Jörg Haider! Bitte, wer weiß,  wie er in nächster 
Zeit heißen wird! Es ist ja alles möglich ! (Heiter­
keit und Beifall bei ÖVP und SPÖ.) Bei der Viel­
schichtigkeit und bei der Plural ität sind ja Ände­
rungen von heute auf morgen durchaus denkbar, 
auch beim Namen. 

Meine sehr  geehrten Herren von der Freiheitli­
chen Partei !  Sie waren doch jene. die immer wie­
der für die EG plädiert haben ,  und dann war es 
ein Dr. Haider, der auf einmal diese Linie verlas­
sen hat. 

Mich hat etwas ganz tief beeindruckt - n icht 
die Frage von Dr. Frischenschlager, sondern d ie 
Antwort von EG-Kommissar Dr. Bangemann, 
der gemeint hat: "Mit der Angst der Bevölkerung 
Politik zu machen, ist das Verwerflichste, was 
man tun kann!  Und Sie machen das, meine sehr 
geehrten Herren von der Freiheitl ichen Parte i !  
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Sie haben es ja heute auch wieder probiert, indem 
Sie versucht haben, einzelne Berufsgruppen, ein­
zelne Branchen herauszugreifen, und indem sie 
gesagt haben, welche Gefahren ihnen drohen, 
wenn wir in  den EWR h ineingehen, wenn wir der 
EG beitreten. 

Ihr Kollege Trattner hat beispielsweise von ei­
nem Strukturwandel, von einem Bauernsterben 
gesprochen ,  wenn wir in die EG h ineinkommen, 
wohl wissend, daß wir heute auch in den südeuro­
päischen Ländern - ob das Griechenland, Italien, 
Portugal ist - eine Agrarquote um die 30 Pro­
zent haben, daß wir dort eine durchschnittliche 
Betriebsgröße haben, die kleiner ist als vier Hek­
tar . Meine Damen und Herren !  Das bedeutet na­
türlich auch, daß in den nächsten Jahren ein 
Strukturwandel wird stattfinden müssen, so wie er 
beispie lsweise in  der BRD, in Frankreich stattge­
funden hat und wie er auch in Österreich Realität 
ist. 

Aber wenn Sie heute behaupten, daß Sie die 
einzigen sind , die die Bauern vertreten,  obwohl 
Sie in den vergangenen Wochen Beispiele Ihrer 
Politik geliefert haben,  wonach Sie Vorschläge 
unterbreiten, die Sie lächerlicherweise als soge­
nannte Hausaufgaben bezeichnen, die die Bauern 
vertreiben - ich nenne nur den Huber-Plan oder 
Ihre . . . (Bundesrat H r u  b e s  c h: Weinsteuer!) 

Ja, Herr Kollege Hrubesch, das ist ein großarti­
ges Stichwort, das Sie mir da l iefern , denn da sieht 
man auch, wie kurz das Gedächtnis der freiheitli­
chen Funktionäre ist. Es wurde heute von Halb­
wertszeit gesprochen, das ist also jener Zeitraum, 
in dem offensichtlich das Wissen verfällt, und das 
ist bei Ihnen innerhalb weniger Wochen der Fall 
gewesen. Denn Sie haben noch im Dezember ver­
gangenen Jahres einen Initiativantrag im Natio­
nalrat eingebracht, worin gefordert wurde, daß 
die Weinsteuer nicht 1 , 1 5  S sondern 8 S betragen 
soll . Herr Kollege Hrubesch,  also wenn Sie schon 
argumentieren, wenn Sie schon Zwischenrufe 
machen, dann machen Sie stichhältige, dann ma­
chen Sie vernünftige, aber nicht solche, mit denen 
Sie sich lächerlich machen. (Neuerlicher Zwi­
schenruf des Bundesrates H r u  b e s  c h. ) Man 
kann sich nicht von einem Initiativantrag, der von 
allen freiheitlichen Mandataren unterschrieben 
wurde, e infach distanzieren. Das geht bitte wirk­
lich n icht! 

Ich erwähne, daß diese Vereinbarungen, die im 
Bereich der Landwirtschaft getroffen wurden, 
eine Reihe von Handelserleichterungen bringen, 
etwa bei Käse, bei Fruchtsäften,  bei Wein und bei 
Fleischwaren, denn Österreich wird im Rahmen 
dieser Handelsabkommen, dieses Briefwechsels 
ein Kontingent von 1 7  600 Tonnen Käse erhal­
ten .  Wir werden 10 000 Tonnen Frucht- und Ge­
müsesäfte in die EG exportieren können, wir wer­
den ein gegenseitiges Zollfreikontingent von 

1 50 000 Hektoliter Wein haben. Wir haben in der 
Zwischenzeit darüber diskutiert und uns auch im 
Juni  schon darüber unterhalten. 

Wir haben weiters die Möglichkeit - schon se it 
1 .  Jänner 1 992, denn hier wurden einige Dinge 
schon vorweggenommen, die im Rahmen dieses 
EWR-Vertrages ausverhandelt wurden , 

63 500 Tonnen Rindfleisch zu einem begünstig­
ten Zollsatz in die EG exportieren zu können. 
Das sind rund 1 2  S bei einer normalen Abschöp­
fung von 37 S pro Kilogramm Rindfleisch .  Ich 
glaube, das sind ja Vorteile, die man erwähnen 
soll ,  das sind Fakten, an denen man n icht vorbei­
kommt. (Bundesrat Dr. P u  m b e  r g e r: Sie zäh­
len nur den Export auf! Sagen Sie, was herein­
kommt!) Ja, Herr Kollege, ich bin gerade dabei , 
das zu sagen .  (Bundesrat Dr. P u  m b e  r g e r: Ich 
höre.') 

Zunächst möchte ich aber noch sagen, daß Sie 
offensichtlich diesen EWR-Vertrag und d iesen 
Agrarbriefwechsel nicht gelesen haben, denn 
sonst wüßten Sie,  daß es unseren Verhandlern ge­
lungen ist , diesen Außenschutz, der momentan 
für die österre ichische Landwirtschaft existenziell 
notwenig ist, aufrechtzuerhalten, und daß wir bei 
den vier Bereichen, die ich Ihnen kurz genannt 
habe, Vortei le haben, die nicht zu Lasten der 
österreichischen Bauern gehen. 

Ich habe einleitend gesagt, daß es sicher auch 
Probleme geben wird. Das wird etwa bei den Ver­
arbeitungsprodukten der Fall sein .  Außerdem 
finden wir in der EG ein anderes Lebensmittel­
recht vor, das in etwa davon ausgeht: Erlaubt ist, 
was nicht krank macht!  Diesem Motto hat sich die 
Europäische Gemeinschaft seit dem bahnbre­
chenden und präjudiziellen Urteil des Europäi­
schen Gerichtshofes, das als Chassis-de-Dijon -U r­
teil in die Geschichte e ingegangen ist, auch ver­
schrieben. I m  Jahre 1 976 beantragte die Kölner 
Rewe-AG bei der Deutschen Bundesmonopolver­
waltung, Trinkbranntweine - unter anderem den 
französischen Johannisbeerlikör - einführen zu 
dürfen. Die Behörde lehnte damals mit der Be­
gründung ab, daß der Alkoholgehalt nur 1 7  Pro­
zent statt der in Deutschland vorgeschriebenen 
22 Prozent betrage. Und weil sich der Importeur 
nicht so bi l l ig vom Markt verdrängen lassen woll­
te, wandte sich die Rewe-AG an den Europäi­
schen Gerichtshof. 

Rund ein Jahrzehnt hat dieser Rechtsstreit 
dann gedauert, der schließlich das Lebensmittel­
recht der EG von Grund auf verändern sollte. 
Denn der Europäische Gerichtshof entschied mit 
diesem Urtei l ,  die deutsche Regelung habe den 
Charakter einer Einfuhrbeschränkung und wider­
spreche deshalb dem Artikel 30 des damals noch 
EWG-Vertrages. Damit brach ein gemeinschafts­
weites System zusammen. Denn bis dahi n  ent­
schied das jeweilige Bestimmungsland, welche Le-
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bensmittel es auf dem Markt haben wollte und 
welche ausgesperrt werden sollten. Nun aber hat 
das Herkunftsland das Sagen .  Das heißt, wird ein 
Nahrungsmittel in einem EG-Mitgliedstaat recht­
mäßig nach den dort geltenden Bestimmungen 
hergestellt, dann muß es überall in der EWG ver­
kauft werden dürfen. 

In einem Europa der offenen Grenzen ist der 
freie Warenverkehr einer der Grundpfeiler d ieses 
Systems. Mit 1 .  Jänner 1993, also mit dem In­
krafttreten des EWR, findet dieses System auch 
auf Österreich Anwendung. 

Was bedeutet das nun konkret für uns? - Das 
bedeutet, daß Österreich zwar sein  in vieler Hin­
sicht strenges Lebensmittelrecht für die im Inland 
erzeugten P rodukte beibehalten wird oder darf, 
darüber hinaus aber alles in seinen Lebensmittel­
regalen zulassen muß, was in  einem EG- oder in 
einem EWR-Land rechtmäßig erzeugt wird. Dem 
österreichischen Konsumenten wird somit ab dem 
kommenden Jahr ein größeres Warenangebot zur 
Verfügung stehen. Für die heimischen Bauern be­
deutet das natürlich eine verstärkte Konkurrenz.  

Da die EG der Verbraucherinformation mehr 
Bedeutung als Verboten beimißt, wird der größe­
re Warenkorb aber auch mit deutschen Suppen, 
die weniger Fleischantei l  als zum Beispiel die 
österreichischen enthalten,  mit konserviertem 
Joghurt aus der Schweiz oder Konfitüre, die nur 
Aromastoffe enthält, gefüllt sein und auch mit 
den selbst in der EG umstrittenen bestrahlten  Le­
bensmitteln ,  weil die Bestrahlung bestimmter Le­
bensmittel in EG-Ländern wie Belgien, Däne­
mark, F rankreich, Ital ien ,  den Niederlanden und 
Spanien gestattet ist. 

Da die EG auf den mündigen Bürger setzt, der 
sich selbst informiert und der bewußt seine Kauf­
entscheidungen trifft, wird auch in Österreich der 
mündige Konsument als Partner der heimischen 
Bauern zunehmend an Bedeutung gewinnen . 
Hier gilt es vor allem auch das schizophrene Ver­
hältnis der Gesellschaft zur Landwirtschaft zu 
überwinden .  Denn einerseits werden von unseren 
Bauern natürliche Produkte mit hoher Qualität 
sowie eine gepflegte und intakte Landschaft ge­
fordert, andererseits greift man in den Super­
märkten zum plastikverpackten Importfleisch ,  
nur weil es  e in paar Schilling bi l liger sein wird. 
Qualität hin, schöne Landschaft her, der Preis 
muß stimmen. Wie die Tiere gehalten werden 
und gefüttert wurden,  wie das Getreide produ­
ziert wurde, ist an der Supermarktkasse dem 
Konsumenten oft egal. (Zwischenruf des Bundes­
rates Dr. P u  m b e r g e r. )  Das müssen wir auch 
zur Kenntnis nehmen, Herr Doktor,  ob wir es 
wollen oder nicht, das sind Realitäten. (Bundesrat 
Dr. P u  m b e r g e r: Dem müssen Sie gegensteu­
ern!) Die Hauptsache für manchen Konsumenten 
wird sein, daß die Ware billig ist. 

In der Konkurrenz mit billig produzierenden 
Agrarfabriken werden Österreichs Bauern nicht 
bestehen können. Wollen wir den bäuerlichen Fa­
mi lienbetrieb auch i n  Zukunft erhalten - und 
wer würde daran zweifeln, das ist ja auch in der 
Regierungserklärung deutlich festgehalten - ,  
dann sind eine Reihe von Aufgaben auch inner­
halb der österreichischen Landwirtschaft zu re­
geln .  (Zwischenruf des Bundesrates Dr. P u  m ­
b e  r g e r. - Bundesrätin Dr. K a r  I s s  0 n: Wir 
sind nicht in der Schule.' Dauernd diese Assozia­
tion zur Schule.') 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sie 
haben völlig recht, F rau Dr. Karlsson. (Bundesrat 
Dr. P u  m b e r g e r: Sie hätlen schon mit den 
Hausaufgaben beginnen können! - Bundesrat 
S t r u t z  e n b e r g e r: Sie müssen schlechte Leh­
rer gehabt haben! Jetzt reden Sie dauernd von den 
Hausaufgaben! Das muß ein Komplex sein!) 

Meine Damen und Herren!  Es ist ein Unsinn, 
von Hausaufgaben zu reden, denn alle Sozialpart­
ner haben in i hren Bereichen, a ls die Gespräche 
um einen E G-Beitritt begonnen haben, versucht, 
k lar aufzulisten,  wo es noch Problemfelder gibt, 
die es gilt, im legislativen und wirtschaftlichen 
Bereich zu verbessern.  (Bundesrat S t r u t z  e n -
b e  r g e r: Das ist das mit der Hausaufgabe! Das 
haben Sie nicht gelesen! Das machen wir als Haus­
aufgabe!) So ist es! Das haben Sie nicht gelesen, 
da sind wir e iner Meinung, Herr Präsident. 

Ich glaube , daß die heimischen Konsumenten 
durchaus gewi llt sind, für die Qualität Made in 
Austria auch tiefer in den Geldbeutel zu greifen. 
Da wird es auch an den heimischen Bauern lie­
gen ,  Möglichkeiten auszuschöpfen ,  die in Öster­
reich vorhanden sind. Ein Ansatzpunkt wäre die 
Kennzeichnung, die die Lebensmittel heute ha­
ben müssen .  Darauf könnte man den Konsumen­
ten aufmerksam machen, und man sollte ihn 
nicht irritieren, sodaß er nur auf das Kleinge­
druckte schaut. 

Wir haben in der österreichischen Landwirt­
schaft eine Reihe von Bauern, die unternehme­
risch denken. Und ich bin sicher, daß sie diese 
Herausforderungen auch annehmen werden,  ge­
nauso wie die Nahrungsmittel industrie ,  genauso 
wie das Agrarmarketing, genauso wie die Be- und 
die Verarbeitungsbetriebe, die genau wissen ,  wel­
che Schwierigkeiten wir noch haben . In jenem 
Zeitraum. von dem Bundesminister Dr. Schüssel 
gesprochen hat, gibt es im Rahmen des EWR 
noch Möglichkeiten,  manch� Industriezweige, 
manche Wirtschaftszweige in Osterreich auch da­
hin auszurichten . 

Gottfried Jaud hat etwas ganz Entscheidendes 
gesagt. Er hat nämlich gesagt: Wir sollen nicht 
immer mit Pessimismus an diese Aufgaben heran­
gehen, den n  ich glaube auch: Ein Pessimist sieht 
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in allen Chancen, die sich bieten, immer nur Pro­
bleme. Ein Optimist hingegen sieht in den vielen 
Problemen, die es zugegebenermaßen gibt, auch 
Chancen. Und ich bin davon überzeugt, daß die 
österreichischen Bauern dem Grunde nach Opti­
misten sind und die Chancen,  die sich mit dem 
EWR-Vertrag und auch hinkünftig bei den EG­
Verhandlungen beziehungsweise bei einem EG­
Beitritt bieten werden ,  durchaus zu nutzen ver­
stehen. (Beifall bei Ö VP und SPÖ.) 17.08 

Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer: Zum 
Wort gemeldet hat sich weiters Herr Bundesrat 
Mag. Dieter Langer. Ich ertei le es ihm. 

1 7.08 
Bundesrat Mag. Dieter Langer (FPÖ, Wien): 

Herr Präsident! Hoher Bundesrat! Sehr geehrte 
Damen und Herren! Durch die heutige Debatte 
fühlen wir Freiheitlichen uns in unserer Kritik 
und in unserer Ablehnung des EWR voll bestärkt. 
Zusätzlich habe ich einige Dinge heute noch ge­
lernt (Bundesrat S t r U t z  e n b e  r g e r: Das ist 
gut!) - das ist gut! - ,  und zwar, Herr Präsident 
Strutzenberger, wenn  man die Sorgen und die Be­
denken der Bevölkerung ernst nimmt, sie aus­
spricht und artikuliert , dann ist man ein Rechts­
populist. Danke für die Belehrung. (Bundesrat 
S t r u t z  e n b  e r g e r: Nein!) Das haben Sie ge­
sagt! 

Und noch etwas habe ich gelernt: Wenn man 
die Probleme aufzeigt, wie d ies unser Kollege 
Trattner getan hat, dann hat man keine Argu­
mentationslinie. Denn was soll das sonst se in, 
wenn wir schon zu Beginn unserer Debattenfüh­
rung sagen :  ein Ja zum Vollbeitritt, aber nein zu 
diesem Provisorium? 

Und ich freue mich auch, daß Kollege Konecny 
endlich auch unsere Argumentation übernom­
men hat, daß wir nämlich selbstbewußt in die 
Verhandlungen zur EG nach Brüssel gehen kön­
nen. Das hat schon vorher jemand gesagt, und 
jetzt haben Sie es nachgesagt. (Z\1.'ischenru! des 
Bundesrates K 0 n e (n y.) Eher mit unseren, 
denn wir waren die ersten, die gesagt haben, daß 
wir selbstbewußt gehen können. (Bundesrat 
S t r U t z  e n b e  r g e r: Wir gehen eh, aber ihr 
kommt nicht nach! Bundesrätin Dr. 
K a r  L s s 0 n: Da waren Sie noch Bezirksrat im 
8.  Bezirk.') 

Bei näherer Betrachtung der Wortmeldungen 
aus den Reihen der Regierungsfraktion - ich 
meine Sie beide - kann sich der Zuhörer des 
Gefühls n icht ganz erwehren, daß etwas mühsam 
hochgelobt werden muß, was gar nicht so positiv 
ist, wie es dargestellt wird. 

Ich kann Ihnen heute schon sagen: Je mehr Lob 
und Jubel Sie darum verbreiten werden,  umso 
skeptischer werden die Bürger dieses Landes. Ich 

kann Ihnen auch sagen, warum. (Bundesrat 
S t r u t z  e n b e  r g e r: Mit weLchen Recht reden 
Sie für alle Bürger dieses Landes?) Wir brauchen 
kein Staatssekretariat für EG-Propaganda, das 
mit einem Millionenwerbeaufwand versucht, po­
sitive Stimmung zu machen, sondern die Bürger 
dieses Landes brauchen offene und ehrliche In­
formation ,  auch die, die wir ihnen geben. (Bun­
desrat S t r u t z e n  b e  r g e r: Eine FPÖ, die um 
vieLe Millionen Negativwerbung macht! - Bundes­
rat H o L z i n g e r: Europäische Presse: Österreich 
ist nicht beitrittswillig nach den Ä ußerungen, die 
wir von Haider gehört haben!) Dann mißinterpre­
tieren Sie das. was Haider gesagt hat. (Bundesrat 
S t r u t z  e n b e r g e r: Er sagt jeden Tag etwas an­
deres.') Aber es ist ja nicht so, daß wir mit dem 
größeren E uropa automatisch zu mehr Wohl­
stand, mehr Frieden, Umweltschutz und sozialer 
Absicherung kommen. So wird das nicht gespielt. 
Es wird in vielen Bereichen Probleme geben, und 
vor allem die Wirtschaft wird mit dem bevorste­
henden Strukturwandel zurechtkommen müssen .  
(Bundesrat S t r u  t z  e n b e r g e r: Aber der Maut­
ner Markho! von der FPÖ hat etwas anderes ge­
sagt!) 

Da darf ich jetzt auf die Ausführungen des Kol­
legen Penz eingehen. Es ist bedauerlich , Kollege 
Penz, daß Sie am heutigen Tag n icht ordentlich 
zugehört haben,  offenbar waren Sie auf einer an­
deren Veranstaltung. Denn von uns Freiheitli­
chen hat n iemand Österreich und d ie österreichi­
sche Wirtschaft schlechtgemacht, das weise ich 
mit Entschiedenheit zurück !  Da machen Sie es 
sich zu einfach, uns hier zu "verpenzen" . 

Wenn wir darauf hinweisen, was wir i n  unse­
rem Land noch zu tun haben, auf die sogenann­
ten Hausaufgaben, und darauf, was auch die EG 
in ihrem Bereich noch zu tun hat, denn das haben 
inzwischen auch die höchsten E G-Politiker er­
kannt, daß da noch etwas getan werden muß, 
dann ist das n icht Schlechtmachen,  sondern dann 
ist das das Aufzeigen von Problemen und von 
Strukturen, die noch verbessert gehören .  Und das 
ist wohl auch der Sinn der Opposition ,  darauf 
hinzuweisen, wen n  Sie versuchen, das alles unter 
den Tisch zu kehren. (Bundesrat S t r u l z e n  -
b e r g e r: Sie verwechseln Opposition mit Ob­
struktion! - Bundesrat Ing. P e  n z: Sie machen 
das eine mies und schüren dadurch die Angst!) 
Niemand macht m ies, dann haben Sie das mißin­
terpretiert, ob absichtlich oder unabsichtlich , das 
lasse ich jetzt dahingestellt. (Bundesrat Ing. 
P e  n z: Ich Lasse mich gerne eines anderen beleh­
ren.' Bisher war es so.') 

Wir haben nur gesagt - und das sagen wir auch 
weiterhin - ,  es müssen bestimmte Arbeiten ge­
tan werden,  sowohl bei uns als auch in der EG. 
Was ist  daran schlecht, wenn man das sagt? -
Nichts.  Denn der Österreicher - davon bin ich 
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überzeugt - ist durchaus bereit ,  in der Lage und 
selbstbewußt genug, sich der Herausforderung zu 
stellen und sie auch zu meistern, wenn  man ihm 
endlich sagt, was auf ihn zukommt und womit er 
zu rechnen hat, damit er sich darauf vorbereiten 
kann. Und zwar sol l  man ihm die Wahrheit sagen ! 

Auch die Abstimmungen über die Maastrichter 
Verträge in Dänemark und Frankreich haben ge­
zeigt, daß man das Volk nicht mit lubelmeldun­
gen und mit dem Expreßzug überfahren  kann. 
Dann glaubt das Volk den Politikern nicht mehr 
und wird mißtrauisch,  mißtrauischer, a ls  es bei 
einer offenen und ehrlichen Information gewesen 
wäre. 

Und wenn wir Österreicher jetzt in e inen EWR 
hineingejubelt werden sollen,  der uns auf die 
Warteposition in der zweiten Reihe zurückstellt 
u nd den eigentlich niemand haben wollte und den 
auch Minister - ich sage jetzt nicht Jörg Mock, 
sondern Alois - Mock mit skeptischen Worten 
bedacht hat, dann, muß ich sagen, ist das etwas, 
wo wir Freiheitlichen nicht so e infach mitziehen 
können. 

Mock hat gesagt: Der EWR ist ein besser ausge­
stattetes Wartezimmer für die EG-Vollmitglied­
schaft. Er beschert uns einige Vorteile im Handel, 
zugegebenermaßen, sichert aber auch der EG in 
wichtigen Bereichen Wettbewerbsvorte ile. -
Darauf werde ich noch zurückkommen. - Er 
schließt die Mitentscheidung in B rüssel aus, wäh­
rend die EFTA-Staaten Brüssel-Entscheidungen 
akzeptieren oder einen Bruch in Kauf nehmen 
müssen, den sie sich aber nicht leisten können. 
Denn der EWR ist für uns nicht der richtige Weg, 
sondern ein Umweg zu einem größeren und ge­
einten Europa. Wir wollen (Bundesrat 
S t r u t z  e n b e r g e r: Das hat der Mock gesagt?) 
- das sage jetzt ich . . . (Bundesrat S t r u t z  e n -
b e r g e r: Ah so.' Sie zitieren noch immer den 
Mock! Ich war schon verwundert! - Bundesrat 
Ing. P e  n z: Wir haben es gewußt, daß er es nicht 
gesagt hat!) 

Für das Protokoll: Es war zuvor Zitatende. 

Warum fragen Sie dann, wenn Sie es ohnehin 
gewußt haben? (Abg. Ing. P e  n z: Wir sind von 
verschiedenen Parteien, Kollege Langer.') Wir wol­
len nicht die Spie lfiguren auf einem Testgelände 
sein, das uns die Verpfl ichtung bringt, EG-Nor­
men zu übernehmen, aber nicht das Recht gibt, 
daran mitzuwirken. (Zwischenruf des Bundesrates 
H o l  z i n g e r.) Soll ich Ihnen einen Kaffee brin­
gen lassen? Dann können Sie sich m iteinander 
gut unterhalten. (Bundesrat S t r u t z  e n -
b e  r g e r: Er hat sich mit Ihnen unterhalten, nicht 
mit mir.') Er hat zu Ihnen geschaut und gespro­
chen. (Bundesrat Ing. P e  n z: Keine schlechte Idee, 
die Sie gehabt haben! Vielleicht ist das besser aLs 

Ihre Rede!) Auf diesen Untergriff werde ich nicht 
replizieren. 

Wir wollen nicht - jetzt wiederhole ich es, da­
mit Sie es auch mitbekommen - die Spielfiguren 
auf einem Testgelände sein ,  das uns die Ver­
pflichtung bringt, EG-Normen zu übernehmen, 
aber nicht das Recht gibt, daran m itzuwirken .  
Und darum geht es  uns  hauptsächlich. 

Wenn es die Mitglieder der EG wirklich so ehr­
lich mit uns meinten, dann hätten sie nicht zu 
Lasten Österreichs m it den Ostländern Ungarn, 
Tschechoslowakei und Polen ein Zollpräferenz­
abkommen geschlossen, und zwar - wie Minister 
Schüssel gesagt hat - nach den Verhandlungen,  
d ie  wir über den EWR geführt haben. So kann 
man nicht vertrauenserweckende Politik machen: 
Zuerst über den EWR verhandeln und dann hin­
gehen, sich Rosinen herausklauben und Öster­
reich und die EFTA-Mitglieder benachteil igen !  

Haben Sie die Zeitenabfolge wirklich mitbe­
kommen, wei l  Sie so skeptisch schauen? Da ver­
handelt die EG mit der EFT A über ein EWR­
Abkommen, es ist dieses Abkommen 
ausgehandelt, danach geht die EG her - nach­
her ! ,  das hat Herr Minister Schüssel heute gesagt 
- ,  handelt mit den Ostländern ein Zollpräferenz­
abkommen aus und läßt den Rest-EWR draußen .  
Das verstehe i ch  nicht unter vertrauensbildenden 
Maßnahmen. (Bundesrat Dr. K a u f m  a n  n: Das 
hat ganz andere Gründe gehabt!) 

Da ist auch Herr Minister Schüssel aufgefor­
dert. d ie österreichische Wirtschaft durch bilate­
rale Verhandlungen mit d iesen Ostländern letzt­
lich in eine chancengleiche Position zu bringen. 
(Bundesrat Dr. K a u  f m a n  n: Trotzdem hat es 
keinen Sinn!) 

Man hat den Bürgern unseres Landes nicht of­
fen gesagt, und man hat auch heute versucht, das 
wegzudiskutieren, daß mit der Geneh migung des 
EWR-Abkommens de facto bereits eine Tei lauf­
gabe der Souveränität erfolgt. Denn es ist eine 
Fiktion,  zu sagen - ich habe das heute gehört - ,  
daß wir i m  Parlament, im Nationalrat und Bun­
desrat, unsere Entscheidungsfreiheit nicht verlie­
ren, wenn wir über Bestimmungen abstimmen 
sollen , d ie von Brüssel zu uns kommen. Wer kann 
es sich denn wirklich leisten ,  wenn Sie hier mit 
Ihrer Mehrheit heute ja zum EWR sagen, nein zu 
sagen zu  einer Bestimmung, die aus Brüssel 
kommt, und dadurch zu sagen, damit treten wir 
aus dem EWR wieder aus, denn das würde Ihr  
Nein doch bedeuten? Mit  dem heutigen Ja zum 
EWR machen Sie e inen De-facto-Inte­
grationsschritt, einen Integrationsschritt, denn Sie 
al le aber e igentlich nur mit einer Volksabstim­
mung herbeiführen  wollten .  Sie machen das mit 
Ihrer Mehrheit der Regierungsfraktion . 
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Zum Jubeln ist kein Anlaß, denn auf dem Weg 
nach Europa haben wir uns noch entsprechend 
vorzubereiten. Aber auch die EG hat noch etl i­
ches zu tun, um das gemeinsame Europa so at­
traktiv zu machen ,  daß man auch bedenkenlos ja 
dazu sagen kann. 

Wir wollen kein Provisorium namens EWR, 
denn wir wissen, wie lange solche Provisorien be­
stehen können. 

Damit jetzt al le unsere Argumentationslinie 
verstehen, sage ich es noch einmal: Unser Ziel ist 
die Vollmitgliedschaft, unser Ziel ist das gemein­
same Europa, an dessen Aufbau wir mitbestim­
mend mitwi rken können - ohne Umwege. Doch 
von dieser Mitbestimmung ausgeschlossen zu 
sein, die Brüsseler Diktate nachvollziehen zu 
müssen und dafür auch noch 1 ,5 Mil l iarden Schil­
l ing jährlich in den Topf zu zahlen, das ist etwas, 
was wir Freiheitlichen n icht wollen, und daher 
werden wi r nicht zustimmen. (Beifall bei der 
FPÖ. )  1 7.::'1 

Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer: Zu Wort 
gemeldet ist ferner Frau Bundesrätin Anna Elisa­
beth Haselbach .  Ich erteile es ihr. 

1 7.::.1 
Bundesrätin Anna Elisabeth Haselbach (SPÖ, 

Wien): Herr Präsident! Frau Staatssekretär! Ver­
ehrte Kolleginnen und Kol legen! Viel wurde heu­
te schon von den wirtschaftlichen Möglichkeiten 
gesprochen, von den vier Freiheiten, von Rechts­
fragen, von Fragen des demokratischen Verständ­
nisses, vom Zusammenwachsen Europas und von 
vielem mehr. - Alles von eminenter Bedeutung. 

Dieses Vertragswerk regelt die Rechte und die 
Pflichten, manches davon wird begrüßt, manches 
davon erfordert Neuregelungen in  Österreich,  in 
denen wir natürlich auch Risken sehen.  Aber wir 
werden die erforderlichen Regelungen verant­
wortungsbewußt treffen, weil wir wissen, daß d ie­
ses Zusammenrücken Europas den schwierigen 
Weg ins 2 1 .  Jahrhundert absichern hi lft. Aber d ie 
Opposition glaubt eben, daß wir das al les n icht 
brauchen. 

Die Herausforderungen an die Zukunft der 
Menschen erfordern Zusammenarbeit und gegen­
seitiges Verstehen. Das bedeutet nicht zuletzt 
Rücksichtnahme auf regionale Probleme. Das 
weiß  auch die EG, und daß sie es weiß ,  ist aus 
dem Vertragstext durchaus immer wieder heraus­
zulesen. Man muß ihn nur. wirklich genau an­
schauen. (BeifaLL bei der SPO und bei Bundesräten 
der Ö VP.) 

Ich wiederhole jetzt, was die Vorredner auch 
schon gesagt haben: Durch Abschotten können 
Probleme n icht gelöst werden. Nur durch Ver­
handeln als gleichberechtigter Partner können 
Lösungen gefunden werden. Verständnis für die 

anderen muß zu sol idarischem Verhalten der 
Länder untereinander führen. Ich frage Sie: Gibt 
es eine bessere Basis für eine friedliche Entwick­
lung? Soll Solidarität nicht bloß ein Lippenbe­
kenntnis sein, muß sie abgesichert werden, und 
das funktioniert nun einmal am besten durch 
Verträge. In diesem Zusammenhang, meine Da­
men und Herren , empfinde ich dieses kleinkrä­
merische Feixen: Wir sind Nettozahler!  - wie es 
immer wieder von seiten der Opposition durch­
k l ingt - und dieses neid ische Kritisieren des Ko­
häsionsfonds als erbärmlich. Im empfinde es als 
eine Schande . (Beifall bei der SPÖ und bei Bun­
desräten der Ö VP. J 

Ich empfinde es als Schande allein deswegen, 
weil  ich wirklich den E indruck habe, daß diese 
Krämerseelen vergessen haben, was dazu geführt 
hat, daß Österreich eine Entwicklung nehmen 
konnte, auf die wir alle so stolz sind. Wir hätten 
diese Entwicklung nicht durchmachen können, 
hätten wir nicht die Möglichkeit gehabt, auf einen 
Entwicklungsfonds zurückzugreifen, nämlich auf 
den ERP-Fonds. Es ist nicht einzusehen,  warum 
wir den Ländern in Europa, die weniger gut ent­
wickelt sind, nicht auch eine hi lfreiche Hand ge­
ben sollen .  (Beifall bei SPÖ und Ö VP. - Der 
P r ä  s i d e n t übernimmt wieder den Vorsitz. ) 

Wir finden uns langsam damit ab: Langfristiges 
Denken, sorgsames Uberlegen oder Verständnis 
für die Vielsch ichtigkeit aller Dinge hat populisti­
sche Parte ien noch nie ausgeze ichnet. Wie immer 
ist die FPÖ gegen alles. Sie ist gegen d ie Men­
schen, die sich in fremden Ländern ihren Lebens­
unterhalt suchen müssen ,  und sie ist auch  dage­
gen, daß man dann in d iesen Gebieten H ilfe lei­
stet, damit die Mensc hen sich nicht woanders ih­
ren Lebensunterhalt suchen müssen.  

Ich finde es ebenso bedauerlich, daß von 
einigen Seiten - leider auch von den Medien - ,  
statt zu informieren, leichtfertig Ängste geschürt 
werden. 

Kollege Rockenschaub hat gemeint, die Zeitun­
gen so llten weniger intellektuell schreiben, dann 
verstehen es die Menschen besser. Ich frage Sie: 
Kann man noch wen iger intellektuell schreiben, 
als es in den Blättern geschieht, die in alle Haus­
halte geflattert sind? (Die Rednerin weist eine 
Broschüre vor.) Ich fürchte, das wird nicht mehr 
gehen. Ganz im Gegentei l :  Etwas mehr I ntellekt 
wäre in der Diskussion um den EWR und um die 
europäische Zusammenarbeit gefragt. 

Ich überlasse es wirklich Ihrer Beurtei lung, wie 
ein derartiges Verhalten einzustufen ist: Es wer­
den lediglich Ängste geschürt. Ich bin sicher, daß 
Sie meine Meinung teilen: Mit einer echten Ver­
bundenheit mit den Menschen hat das nichts 
mehr zu tun. 
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Wir wollen in eine Zukunft gehen, die Chancen 
bietet. Diese Chancen werden in vielen Bereichen 
des Vertrages über den EWR geboten. Neben den 
vielen im wirtschaftlichen Bereich liegenden 
Chancen sehe ich vor allem den Bereich, der die 
Zusammenarbeit außerhalb der vier Freiheiten 
regelt, als großartige Chance für Österreich,  im 
gemei nsamen Europa den P latz zu erhalten, der 
uns aufgrund unserer Fähigkeiten, zu lernen und 
zu gestalten, auch zusteht. 

Ich halte verstärkte Teilnahme an den Pro­
grammen fü r Forschung und Entwicklung, für 
allgemeine und berufliche Bildung im Bereich der 
Sozialpol itik, des Konsumentenschutzes, in der 
UmweItpolitik ,  im Katastrophenschutz - um 
hier nur einige der Sachgebiete zu nennen - für 
unabdingbar, um die Basis dafür zu schaffen, daß 
die vier Freiheiten auch wirklich funktionieren 
können und Chancengerechtigkeit für a l le ge­
währleistet werden kann. 

Meine Damen und Herren! Wir haben oft be­
dauert, daß unsere Jugend zuwenig Mobilitäts­
möglichkeiten in ihrer  Ausbildung hat. Wie oft 
haben wir es bedauert, daß die gute Ausbildung, 
die die Absolventen unserer Hohen Schulen vor­
weisen,  zwar vom Ausland immer wieder atte­
stiert wurde. aber die Anerkennung unserer Di­
plome erst in mühsel igen bi lateralen Verhandlun­
gen durchgesetzt werden mußte. Jetzt bieten sich 
durch den EWR eine Reihe von Möglichke iten,  
unter Beweis zu  stellen, daß wir unser Bi ldungs­
wesen den künftigen Anforderungen anpassen 
werden .  

Der fließende Austausch von Personen mit  be­
sonderer Oualifikation wird vor al lem Führungs­
kräfte, Techniker und I ngenieure, Angehörige 
der freien Berufe, Wissenschafter und Facharbei­
ter betreffen. Ihnen allen muß jede Chance auf 
optimale Ausbildung geboten werden ,  damit ge­
sunde Konkurrenz nicht zu Verdrängungen auf 
dem Arbeitsmarkt führt. 

Informationsaustausch und neue Regelungen 
im Bereich Bildung werden dazu führen, daß 
Stärken des Systems ausgebaut und Schwächen 
im System abgebaut werden. Die Herausforde­
rungen, die sich in d iesem Zusammenhang für 
Österreich ergeben, l iegen  etwa im Pflichtschul­
bereich bei den 1 0- bis 1 5jährigen darin, daß der­
zeit Vorentscheidungen über einen späteren Aus­
bildungsweg v iel zu früh getroffen werden müs­
sen .  Die Lehr l ingsausbildung ist viel zu stark auf­
gesplittert. Wir müssen auch zugeben, daß unser 
B ildungswesen viel zu stark  segmentiert ist und 
daher sehr wenig Umstiegsmöglichkeiten bietet. 

Entmutigte AHS-Abbrecher sind nicht das, was 
wir uns wünschen, und auch nicht das, was Euro­
pa brauchen könnte, während es zur selben Zeit 
für begabte Hauptsch ulabgänger noch immer un-

endlich schwierig ist, an der AHS ihre Ausbildung 
fortzusetzen. 

Für den Bi ldungsweg nach der Matura fehlen 
Fachhochschulen a ls ALternative zur Universität. 
Die Einrichtung von Fachhochschulen ist ja im 
Arbeitsübereinkommen der Bundesregierung 
vorgesehen und sollte zügig vorangetrieben wer­
den, denn wir werden es uns n icht mehr Lange 
Leisten können, daß nur vier von zehn Studenten 
zu einem U niversitätsabschluß kommen, und wir 
werden es uns nicht mehr leisten können, daß alle 
Studierwil l igen an nur wenigen Universitäts- und 
Hochschulstandorten ihre über das ganze Bun­
desgebiet gleich reglementierte Ausbildung erhal­
ten. 

Daher sehe ich Chancen in  der internationalen 
Einbindung des österreichischen Ausbildungswe­
sens, Chancen, offene, flexible und durchlässige 
postsekundäre Einrichtungen zu schaffen,  die re­
gional besser vertei lt sind, neben den Universitä­
ten und Hochschulen über eigenständige, den 
modernsten Anforderungen entsprechende Bil­
dungsangebote verfügen und die - auch das, 
glaube ich ,  ist sehr wichtig - in einer relativ kur­
zen Studienzeit abgeschlossen werden können. 

Gestatten Sie mir nun im Zusammenhang mit 
der Einrichtung von Fachhochschulen - das ent­
sprechende Gesetz ist in Begutachtung - eine 
persönliche Bemerkung, mit der ich im Gegen­
satz zu den beiden zuständigen Ministern stehe, 
aber im Gleichklang mit der Arbeiterkammer -
und ich glaube, daß das eine Institution ist, mit 
der man d urchaus im Gleichklang sein  kann und 
sein soll. Ich sehe nämlich Gefahren in dem Vor­
schlag, die Fachhochschulen von den verschie­
densten Trägern einrichten zu lassen .  Das heißt, 
der Bund verzichtet auf seine Rolle als alleiniger 
Anbieter im nichtuniversitären postsekundären 
Bereich. Durch den Ankauf von Studienplätzen 
wil l  dann der Bund die quantitative Dimension 
und die Auswahl der Fachbereiche steuern. - So 
der derzeitige Stand des Entwurfs. 

Dem möchte ich entgegenhalten, daß damit 
dem Gesetzgeber die Kontrolle des Bildungspro­
fils verlorengeht und für den Bildungswilligen 
Rechtssicherheit und Übersichtlichkeit doch we­
sentlich vermindert werden. Ich fürchte, daß da 
e iner Untergrabung der Chancengleichheit statt­
gegeben werden könnte, denn  ich sehe hier 
durchaus die Gefahr für den freien Zugang zur 
B ildung durch die mögl iche Einhebung von Stu­
diengebühren, der der Fachhochschulrat - er ist 
weisungsungebunden - zustimmen kann. Und 
ich möchte hier ganz deutlich betonen: E inen sich 
durch die Hintertür e inschleichenden Numerus 
clausus können und dürfen wir uns nicht leisten, 
denn wir haben ein großes Defizit an postsekun­
där Ausgebildeten gegenüber Europa. 
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Von diesem Abstecher in e ine Gesetzesmaterie, 
die uns wahrscheinl ich  sehr bald beschäftigen 
wird , möchte ich jetzt aber zurückkehren zu den 
Regelungen, die heute zur Debatte stehen. 

Meine Damen und Herren ! Es ist begrüßens­
wert, daß das EWR-Abkommen eine einheitliche 
Anerkennung von Diplomen, P rüfungen und 
sonstigen Befähigungsnachweisen vorsieht, um so 
zu verhindern, daß auf dem Gebiet einer Ver­
tragspartei voll qualifizierte Angehörige anderer 
EWR-Staaten den Ausbildungsweg als Berufsvor­
aussetzung abermals durchlaufen müssen. Wir 
hören immer wieder von derzeit unendlich lang­
wierigen Nostrifizierungsverfahren;  diese lang­
wier igen Verfahren würden damit  in Zukunft 
entfallen können. 

Von besonderer Wichtigkeit für die Ausbildung 
sind die Bildungsprogramme der Gemeinschaft, 
zu denen wir jetzt endlich uneingeschränkten Zu­
gang haben werden. Durch Verhandlungsge­
schick ist es Österreich schon in der Vergangen­
heit gelungen, an e inzelnen Programmen, wie 
zum Beispiel COMETT, teilzunehmen. Ich 
möchte allen Vertragsgegnern noch einmal sehr ,  
sehr deutlich in Erinnerung rufen:  Man hat uns 
geduldet, aber mitgestalten konnten wir nicht. 
Erst jetzt eröffnet sich die Möglichkeit, bei allen 
Programmen mitzugestalten und daran teilzuha­
ben. 

Die Kosten, die dafür entstehen, werden Öster­
reich in vielfältiger Weise wieder zugute kom­
men. Egal, welches Programm wir nehmen, ob 
ERASMUS, das die Mobilität der Hochschulstu­
denten und der Hochschullehrer ermöglicht, oder 
COMETT, das die Kooperation zwischen Hoch­
schulen und Wirtschaft fördert, oder das gerade 
für Österreich so interessante TEMPUS, das die 
Zusammenarbeit mit Mittel- und Osteuropa zum 
Ziel hat, das Programm LINGUA zur Förderung 
der Fremdsprachenkenntnisse von Jugendlichen 
oder das Berufsbildungsprogramm PETRA, sie 
alle eröffnen Chancen ,  die sicherlich viele nützen 
werden. Diese jungen Menschen werden unsere 
Kultur h inaustragen ,  und sie werden Kulturgut 
unserer europäischen Nachbarn aufnehmen. Sie 
werden nicht mehr anfällig sein für Vorurteile 
und Ängste gegenüber anderen ,  sie werden aufge­
schlossen sein für Neues, sie werden selbstbewußt 
und selbstverantwortlich an die Lösung von Pro­
blemen herangehen, sie werden beitragen zur 
Weiterentwicklung unserer Gesellschaft im Gei­
ste der Humanität und Weltoffenheit in  bestem 
europäischem Sinne. 

All diese Überlegungen - neben allen schon 
von den Vorrednern der beiden großen Fraktio­
nen genannten Argumenten - sind ein guter 
Grund dafür, daß wir dem Antrag, keinen Ein­
spruch gegen den EWR-Vertrag zu erheben, ger-

ne unsere Zustimmung geben werden. (Beifall bei 
5PÖ und Ö VP. )  1 737 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist Herr Bun­
desrat Hermann Pramendorfer. Ich erteile es ihm. 

/ 738 .. 
Bundesrat Hermann Pramendorfer (OVP, 

Oberösterreich ) :  Herr P räsident! Frau Staatsse­
kretärin !  Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren !  Die Diskussion heute wird ziemlich unter­
schiedlich geführt, und wir hören heraus, daß es 
gerade von seiten der Opposition viel Ablehnung 
gibt. Ich meine, es ist das Recht der Opposition ,  
zu  kritisieren , Mängel aufzuzeigen und die Regie­
rung auf das aufmerksam zu machen, was n icht 
gut ist. 

Wenn sich aber in einer so heiklen Frage wie 
heute - und es ist deshalb eine so heikle Frage, 
weil es Langzeitwirkung haben wird; deshalb habe 
ich gewisse Sorge, weil in Zukunft mit Sicherheit 
über den EG-Beitritt Österreichs abzustimmen 
sein wird - die Argumente in der Bevölkerung 
verstärken, jene Argumente, die heute so negativ 
vorgebracht werden ,  dann ist mir heute schon um 
einen positiven Ausgang dieser Abstimmung ban­
ge. 

Und ich frage: Wer wird dann die Schuld auf 
sich nehmen müssen? - Mit großer Wahrschein­
lichkeit von seiten der Opposition gesehen die 
Regierung. (Bundesrat Mag. T r a t  t n e r: 50 ist 
es!) So ist es eben nicht! Faktum ist, daß dieser 
EWR 1993 Realität ist. Der Beitritt zur EG bezie­
hungsweise die Aufnahme Österreichs durch die 
Mitgliedstaaten ist noch keine absolute Tatsache, 
besonders dann nicht, wenn wir uns in der Infor­
mationspolitik und in der Bewußtseinsbildung 
weiterhin so verhalten wie bisher. 

Ob der EWR als Weg in die EG ein Umweg ist, 
ob es ein Gebi lde ist, das niemand braucht und 
niemandem nützt, das ist doch n icht die entschei­
dende Frage. 

Entscheidend ist, daß kein anderer Weg bleibt, 
als diesen Weg zu gehen - aus zeitlichen Grün­
den, wie heute auch von Bundesminister Schüssel 
dargelegt wurde. 

Es ist doch viel gescheiter und viel wahrschein­
licher, anzunehmen, daß die EG unserem Bei­
trittsansuchen viel eher positiv gegenüberstehen 
wird , wenn wir heute den EWR beschließen, an­
statt zu sagen: Uns ist der Weg zu lang, wir wollen 
viel schneller in die EG! Dann würden wir be­
stimmt ein verschlossenes Tor vorfinden. 

Die Abstimmungen in Dänemark und auch in 
Frankreich sind als Ergebnis mangelnder Infor­
mation der breiten Bevölkerungsschicht zu sehen, 
und ein Grund dafür liegt mit Sicherheit auch in 
der Verbreitung von Angst durch die Opposition 
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in diesen Ländern. Denn man hat Informationen, 
wie man auf den EWR-Vertrag in Dänemark bei­
spielsweise gegenüber der Bundesrepublik 
Deutschland reagiert hat. Und auch in Frankreich 
war es ähnlich und ist es ähnlich gelagert. 

Ich glaube n icht daran - selbst wir in diesem 
Forum zweifeln manchmal daran, daß jeder den 
EWR-Vertrag und seine Bestimmungen genau 
kennt - ,  daß die breite Bevölkerungsschicht sich 
i ntensiv mit diesen Fragen beschäftigt; nur aus 
dem Gefühl heraus: Alles, was Angst macht - so 
hat das Herr Kollege Konecny sehr deutlich ge­
sagt -, schürt im Menschen ein Gefühl der Ab­
lehnung; ich bin nicht vertraut damit, und daher 
ist es mir lieber, wir sind nicht dabei !  

Wenn wir nicht gemeinsam zu einem Europa­
konsens finden - auch dieses Wort ist heute ein­
mal gefallen - ,  dann, das sage ich noch einmal,  
werden wir es äußerst schwer haben, die Bevölke­
rung bei einer Volksbefragung von der Wichtig­
keit des EG-Beitrittes zu überzeugen .  Und nie­
mand aus den Reihen der Opposition fragt heute : 
Welche Alternativen gibt es? Es wird von der 
Angst gesprochen, es wird von allen Nachteilen 
gesprochen, aber niemand sagt, welche Nachteile 
entstehen, wenn wir nicht dabei sind, wenn wir 
den EWR-Vertrag nicht annehmen und wenn wir 
insbesondere der EG nicht beitreten. (Zwischen­
ruf des Bundesrates Mag. L a  n g e r.) Darüber 
könnte man jetzt wieder stundenlang diskutieren. 
Entsche idend ist die Frage: Wie geht es uns im 
Falle eines Beitrittes, im Falle einer Annahme des 
EWR-Vertrages und wie würde es uns bei einer 
Ablehnung gehen? 

Es wurde von Euphorie gesprochen. Niemand, 
glaube ich, zeigt in diesen Fragen Euphorie. Aber 
es ist völ lig unkorrekt, die Vortei le und Nachteile, 
Chancen und Risiken, Positives und Negatives 
nur im Lichte der Nachteile aufzuzeigen. Das ist 
völlig unkorrekt, und - ich sage es noch einmal 
- es bedeutet für breite Schichten unserer Bevöl­
kerung U nsicherheit, und wenn  sie die Möglich­
keit haben, darüber zu entscheiden , dann werden 
sie es ablehnen. 

Es wird so oft gesagt: Hört doch hinein in das 
Volk, was es meint und denkt! Meine sehr  Geehr­
ten !  Wozu haben wir denn Abgeordnete? Dann 
fragen wir doch bei jeder Gelegenheit das Volk .  
Und ich b in  davon überzeugt, daß solche Länder 
eher unregierbar sind als jene mit einer breiten 
demokratischen Basis. Wenn nämlich d ie Basis so 
breit wird, daß jeder bei jedem Thema mitreden 
kann, dann frage ich mich wirkl ich, ob d iese Län­
der noch lange regierbar sein  werden. (Bundesrat 
Mag. L a  n g e r: Wie die Schweiz.') Die Schweiz 
hat auch i h re Nachteile. Wenn 30 Prozent bei  ei­
ner Volksbefragung zur Wahlurne gehen, dann 
frage ich mich, ob das noch sinnvoll ist . 

Meine Damen und Herren !  Dieser EWR hat 
auch einiges Positive. (Zwischenrufe bei der 
FPÖ.) Ich denke hier an den Föderal ismus. Wir 
sind Föderalismusvertreter, und Gott sei Dank 
gibt es jetzt am 8.  Oktober einen Vertrag zwi­
schen dem Bund und den Ländern, der die Län­
der stärkt, aber ich möchte mich damit nicht län­
ger befassen, sondern nur aufzeigen,  daß es auch 
positive Seiten gibt. (Weitere Zwischenrufe bei der 
FPÖ. )  

Ich wende mich einem Kapitel zu ,  das auch 
sehr oft erwähnt wird und womit Angst erzeugt 
wird .  Es wird gesagt: Die Gemeinden verlieren 
ihre Autonomie, die Gemeinden werden im Zu­
sammenhang mit dem Verkauf und auch mit der 
Raumordnung die größten Schwierigkeiten ha­
ben. Vieles davon ist erfunden und dient nur 
dazu, Angst zu machen. Die Autonomie bleibt er­
halten. Nur eines ist sicher: Beim freien Perso­
nenverkehr sind wir auch als Gemeinde angehal­
ten, einen EG-Bürger, der im Ort ansässig ist, ge­
nauso mit in ein Verfahren, in e in Objektivie­
rungsverfahren im Falle einer Anstel lung 
hineinzunehmen. Eine Benachte iligung der EG­
Bürger darf es nicht geben. 

Es gibt in unserem Fal le genug Beispiele und 
sehr brauchbare Beispiele dafür, wie man sich vor 
dem Ausverkauf von Grund und Boden schützt. 
Auch das ist etwas, womit der Teufel an die Wand 
gemalt wird und Angst erzeugt wird : Österreicher 
bekommen keinen Grund mehr, Ausverkauf der 
Landschaft und dergleichen. Wenn wir in unseren 
Gemeinderäten den Mut haben, die Raumord­
nung nach ihren gesetzlichen Best immungen zu 
vollziehen, dann passiert uns auch auf diesem 
Sektor nicht allzuviel .  (Bundesrätin Dr. R i e s s: 
Erklären Sie das einmaL dem Landeshauptmann 
PartL, der hat das noch nicht so verstanden wie 
Sie.') Es mag länderweise unterschiedliche Auffas­
sungen geben, weil auch d ie Voraussetzungen un­
terschiedlich sind. Aber auch das werden sie steu­
ern können. Davon bin ich fest überzeugt. 

Die Landwirtschaft bietet den geringsten An­
griffspunkt im EWR, weil wir ausgenommen 
sind. Ein Agrarbriefwechsel ist keine neue Erfin­
dung. Seit 1972 gibt es diesen Agrarbriefwechse l, 
allerdings - das gebe ich zu - war dieser Agrar­
briefwechsel ständig ein Nachteil für die österrei­
chische Landwirtschaft, und es wäre auch heute 
besser oder es kann in vielen Fällen nur besser 
werden ,  wenn wir Vollmitglied sind. Im agrari­
schen Bereich wird es zwar auch einige Schwierig­
keiten geben, das sollten wir auch der Bevölke­
rung sagen, i nsgesamt kann ich mir  aber nicht 
vorstellen, daß es schlechter wird. - Auch hier 
wird mit falschen Maßstäben gemessen. 

Ein Beispiel nur:  Ich habe meine persönliche 
Meinung in dieser Frage schon immer - und 
auch in Freundeskreisen - folgendermaßen zum 
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Ausdruck gebracht: Wenn  die Bayern, die bayri­
sehen Bauernvertreter alle sch reien: Ihr Österrei­
cher, seid doch nicht solche Narren, geht doch 
nicht zur EG, seht doch, was uns blüht ! ,  dann ist 
aus dieser Argumentation sehr  deutlich herauszu­
hören: Wir wollen euch ja gar nicht dabei haben, 
denn ihr seid ja Mitbewerber und Mitkonkurren­
ten .  - Und genauso, ohne daß ich das gesagt 
habe, hat ein bayrischer Vertreter vor einer Wo­
che in Oberösterreich argumentiert. Es l iegt auch 
klar auf der Hand: Wenn wir ebenfalls Vollmit­
glied sind, dann frage ich :  Wer wird das F leisch ,  
das Vieh günstiger nach Italien liefern können? -
Wir, die wir vor der Haustüre sind, oder d iejeni­
gen , die weiter weg von d iesem Markt sind? Das 
ist eine Tatsache, glaube ich. (Bundesrätin Dr. 
R i e s  s: Warum regen sich dann die Bauernbund­
vertreter so auf. wenn das ohnehin alles so toll 
ist?) Nein, Sie übertreiben wieder genauso, wie in 
die andere Richtung übertrieben wird. Es ist nicht 
alles tol l .  Ich habe Ihnen gesagt: Wir erwarten 
auch Schwierigkeiten. 

Wenn von Strukturwandel gesprochen wird: 
Der Strukturwandel wird sich vollziehen, ob wir 
in der EG sind oder nicht. Das ist e ine Tatsache, 
an der wir nicht vorbeigehen können. 

Insgesamt gesehen , meine sehr Geehrten, glau­
be ich, daß dieses Europa, dieses Zusammen­
wachsen der Länder Europas ein wesentlicher 
Beitrag auch zu einer Friedensordnung in Europa 
sein  wird. Je größer die Unterschiede - und so 
sind auch die Präferenzzollgesetze, die die EWG 
mit den Entwicklungsländern nun in Osteuropa 
geschlossen hat, zu sehen - ,  je größer die wirt­
schaftlichen Unterschiede, die Einkommensun­
terschiede sind, desto eher ist sozialer Unfrieden 
zu erwarten. Und so meine ich, daß auch dieser 
EWR-Vertrag und letztlich das gesamte Europa 
einen Beitrag für ein friedliches Europa leisten 
werden. (Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  1 7.50 

Präsident: Zum Wort ist weiters Frau Bundes­
rätin Dr. I rmtraut Karlsson gemeldet. Ich erteile 
es ihr. 

/ 7.50 
Bundesrätin Dr. Irmtraut Karlsson (SPÖ, 

Wien) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehr­
te Frau Staatssekretärin! Liebe Kol leginnen und 
Kollegen !  Ich habe gehofft, daß ich mich nicht 
mehr zu Wort melden muß .  (Bundesrätin Dr. 
R i e s s: Das haben wir auch gehofft!) Die Freude 
mache ich Ihnen nicht. (Heiterkeit.) Es wären ge­
wisse historische Tatsachen den Bundesräten von 
der FPÖ zu erklären gewesen ,  aber dies ist nicht 
geschehen, und so muß ich es leider selbst tun. 

Es ist nämlich nicht so, daß - und so wurde es 
hier dargestellt - der EG-Beitritt eine Sache des 
Wi llens Österreichs ist. Bitte schön, da gibt es 
auch welche, die uns "aufnehmen wollen müs-

sen" . Und im Jahr 1 987 - wie das heute h ier im­
mer wieder gesagt wurde - ,  als die FPÖ den Bei­
tritt so vehement gefordert hat, hat es eindeutige 
Willenskundgebungen seitens der EG gegeben ,  
zuerst den Binnenmarkt zu  vertiefen, nach den 
langwierigen zehnjährigen Beitrittsverhandlun­
gen mit Spanien und Portugal ,  die erst 1986 
durch den Beitritt abgeschlossen wurden,  und erst 
nach der Vertiefung neue Beitrittsansuchen über­
haupt in Aussicht zu nehmen. Das war klar . Jetzt 
zu sagen: Wir haben gesagt, treten wir bei ! ,  ist 
irrelevant. Wenn es der Herr Dr. Haider nicht 
anders versteht,  können Sie ihm das vielleicht so 
erklären wie mit seiner Tennisklub-Mitgl ied­
schaft: Auch wenn der Staberl für ihn ist - wenn 
ihn d ie  anderen nicht wollen, kann er schreien, 
soviel er wil l ,  er  wird nicht aufgenommen werden .  
Daher ist e s  historisch relativ irrelevant, ob  im  
Jahr 1987  jemand der EG beitreten wollte oder 
nicht. 

Aber etwas anderes hat sich entwickelt, und ich 
wundere mich schon, denn die Beamten des Au­
ßenamtes haben immerhin schön brav auch in 
den heurigen Außenpolitischen Bericht wieder 
hineingeschrieben, wie die historischen Abläufe 
des EWR zustande gekommen sind: 1 984 wurde 
in der Luxemburger Erklärung zum ersten Mal 
ein Europäischer Wirtschaftraum in Aussicht ge­
nommen, und das wegen der Vorzeichen, die ich 
vorhin genannt habe: daß die EG eben meinte , 
neue Mitgliedschaften nicht vor Vertiefung des 
Binnenmarktes, aber eine Möglichkeit für die 
EFT A-Staaten - damals wurde das auch die so­
genannte EFT A-Option genannt - ,  am Binnen­
markt, der kommen wird, teilzunehmen . Das ist 
der historische Zeitraum, von dem wir sprechen. 
Es steht  im Außenpolitischen Bericht, daß das 
sehr sch leppend und wenig initiativ wahrgenom­
men wurde. Ich kann nur sagen: von Österreich. 
Ich war damals in internationalen Organisationen 
tätig und muß sagen, daß immer wieder der Vor­
wurf gekommen ist : Österreich nimmt diesen Eu­
ropäischen Wirtschaftsraum nicht ernst ! 

Aufgemerkt haben wir ab 1989, als nämlich 
Delors in seiner Erklärung sehr wohl gemeint hat, 
daß es eine strukturierte Partnerschaft zwischen 
EG und EFT A geben muß und daß wir diese 
Partnerschaft auch machen sollen. Sollten irgend­
welche Beitritte erfolgen,  wird das davon nicht 
tangiert. Das wollte ich wirklich zur historischen 
Klärung aller dieser Prozesse einmal darlegen, da­
mit wir nicht aneinander vorbeireden und einer 
dem anderen vorwirft: Ich war zuerst da! Sie wa­
ren nicht da! und so weiter, denn es war bitte 
schön auch nicht unsere Entscheidung, was hier 
zu tun ist. 

Zum zweiten - und daher erledigt sich diese 
ständige unsinnige Argumentation vom Umweg 
und vom Vorzimmer - :  Es gab keinen anderen 
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Weg, denn d ies war der Wunsch eines großen 
Tei les . . .  (Bundesrätin Dr. R i e s  s: Das sagt auch 
der Helmut Schmidt! Haben Sie von dem schon 
einmal etwas gehört?) Zu den Brüssologen kom­
me ich noch. - Das war der erklärte Weg eines 
großen Teiles der EG und auch der EFT A-Staa­
ten ,  vor allem der Skandinavier. 

Und jetzt möchte ich noch etwas dazu sagen, 
weil immer einmal der Andriessen, einmal der 
Schmidt und einmal jemand anderer zur Sprache 
kommen: Es gab früher die Institution der Krem­
no logen im kalten Krieg. Die haben aus irgend­
welchen Tischreden oder sonstigen Dingen her­
auszulesen versucht, was die Sowjetunion jetzt 
wil l ,  im Moment haben wir die Brüssologen, die 
ebenfalls aus irgendwelchen Aussprüchen bei 
Empfängen und ähnlichen Dingen herauslesen 
wollen ,  was jetzt eben wird. Halten sollten wir uns 
an die Erklärungen, die immerhin ein großer Teil 
der betroffenen Regierungen gemacht hat, zum 
Beispiel im Jahre 1984 die Luxemburger Erklä­
rung, d ie von 1 7  Regierungen unterzeichnet wur­
de. - Das ist also die eine Seite. 

InnerFPÖlich verstehe ich schon, was da pas­
siert ist von 1987 bis heute. Es war nämlich -
und ich habe das hier schon einmal gesagt, und 
wir sollen es ja nicht vergessen - so: Im Jah­
re 1989 wurde - um mit dem Steger-Kurs aufzu­
räumen - das inoffizielle Parteiprogramm der 
FPÖ von Herrn Mölzer verfaßt, die sogenannte 
Lorenzener Erklärung. Und die sagt ganz eindeu­
tig, was die FPÖ zur EG meint: daß sie nämlich 
die EG mit Vorbehalten betrachtet, weil mit ihr 
versch iedene Gefahren für unsere Souveränität 
- heute haben wir es ja auch gehört - und für 
d ie Vielfalt der europäischen Kulturen verbunden 
sind; u nter anderem: "Überfremdung, verstärkte 
Abhängigkeit von Auslandskapital, freie Einfuhr 
der Kriminalität" - auch heute wieder hier ge­
sagt - "durch offene Grenzen , weitere Zerstö­
rung unserer bäuerlichen und gewerblichen 
Strukturen, Gefährdung der Volksgesundheit 
durch lockere EG-Normen, Bodenspekulation 
und Mietenwucher" . Und das ist genau die Strate­
gie und die Einstellung, die heuer im Sommer 
von Dr. Haider verbreitet wurde , nachdem im 
Frühjahr ein gewisser Säuberungsprozeß inner­
halb der FPÖ stattgefunden hat und sich nun­
mehr der rechtsextreme Kurs des Herrn Mölzer 
ungestört fortpflanzen kann.  Und ich sage des­
halb rechtsextrem, wei l  man ja seit der Veröffent­
l ichung des B uches von Herrn Schasach diese 
Partei ungeklagt als rechtsextrem bezeichnen 
darf. (BeifaLL bei der SPÖ .) 

Das ist nur der Ausflug, um zu erklären,  daß 
der Zickzackkurs der FPO sehr wohl strukturell 
vorbereitet war und jetzt nur noch zum Ausdruck 
gekommen ist. 

Insgesamt und abschließend möchte ich sagen: 
Auch wenn die Hunde bellen, die Karawane zieht 
weiter. Wir werden d iesen Vertrag hier mit gro­
ßer Mehrheit beschließen. (Bundesrätin Dr. 
R i e s  s: Die Karawane zieht von Wüste zu Wüste!) 
- Nein, von Oase zu Oase zieht eine Karawane 
meistens, aber Sie sehen das anders. 

Ich möchte noch eine persönliche Prognose 
zum Abschluß abgeben:  Ich glaube nicht, daß wir 
vor 1996 mit einer Vollmitgliedschaft rechnen 
können . Wir werden das ja alle noch sehen. Wir 
können in keiner Weise diese Zwischenzeit, vom 
l. Jänner 1993, wo der große Binnenmarkt in 
Kraft treten wird, ohne vertragliche Bindung an 
diesen Binnenmarkt, ohne Eintritt überstehen. 
Das kann unsere Wirtschaft nicht, und das kann 
Österreich nicht. - Danke. (Beifall bei SPÖ und 
Ö VP. ) 18.00 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist Frau Bun­
desrätin I Ise Giesinger. Ich erteile es ihr. 

/8.00 
Bundesrätin Ilse Giesinger (ÖVP, Vorarlberg) : 

Herr Präsident ! Frau Staatssekretärin !  Hohes 
Haus! Der EWR-Vertrag, der zwischen den Län­
dern Österreich, F innland, Norwegen ,  Schweden 
Irland, der Schweiz und Liechtenstein einerseits 
und der EG andererseits abgeschlossen wird, 
bringt folgende vier Änderungen im menschli­
chen Zusammenleben: 

erstens: den freien Warenverkehr; 

zweitens: den freien Personenverkehr; 

drittens: den freien Dienstleistungsverkehr und 

viertens: den freien Kapitalverkehr. 

Das bedeutet, daß zwar noch nicht alle Hemm­
nisse überwunden sind, jedoch versch iedene Er­
leichterungen beim Warenverkehr, zum Beispiel 
bei den Ursprungsregeln und so weiter in Kraft 
treten. 

Weiters bedeutet das EWR-Abkommen beim 
freien Personenverkehr, daß es zum Beispiel in 
Zukunft den Österreichern ermögl ic ht wird, in 
anderen Ländern der EG und der EFT A-Staaten 
zu leben und zu arbeiten. Ich denke hier beson­
ders auch an Jugendliche , welche die Möglichkeit 
haben, Fremdsprachen im jeweiligen Land zu ler­
nen und dort auch zu arbeiten. Das wurde ja bis­
her oft von Jugendlichen praktiziert ,  nur  erhiel­
ten sie nie eine Arbeitsbewilligung. 

Auch sollte nicht übersehen werden, daß inner­
halb des EWR und der EG eine verstärkte Zu­
sammenarbeit auf dem Gebiet der Forschung und 
Entwicklung bei der Informationsdienstleistung, 
bei der Umwelterziehung, bei der Ausbildung, bei 
der Jugend, bei der Sozialpolitik ,  beim Konsu-
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mentenschutz, beim Tourismus, bei Klein- und 
Mittelbetrieben,  am audiovisuellen Sektor und 
beim Zivilschutz durch den Vertrag gewährleistet 
wird. Dies sind alles Bereiche, in denen gegensei ­
tige, grenzüberschreitende Zusammenarbeit von 
Vorteil sei n  wird. 

Das heißt, der EWR-Vertrag ist nicht nur e in 
Wirtschaftsvertrag, sondern er  erfaßt auch noch 
d ie oben angeführten Bereiche innerhalb der 
mensch lichen Gemeinschaft. 

Natürlich hat auch dies, wie praktisch alles, 
zwei Seiten. Denn wir können nicht nur die Vor­
teile für uns in  Anspruch nehmen, sondern wir 
müssen d iese Vortei le auch anderen Ländern ge­
währen. Die ganze Gesellschaft ist im Umbruch .  
Wir  steuern einer  m ultikulturellen Gesellschaft 
zu, und wir müssen erst lernen, damit umzuge­
hen. Der EWR-Vertrag ist eine Möglichkeit, dies 
zu lernen und zu üben. Treten wir nicht dem 
EWR und der EG bei , müssen wir damit rechnen, 
abseits, draußen zu  stehen. Ich denke zum Bei­
spiel an den passiven Veredelungsverkehr in der 
Textil industrie . 

Wenn wir aber dabei sind, können wir unsere 
Wünsche und Erfahrungen einbringen und mit­
gestalten. Es ist d ies aber auch gleichzeitig eine 
Chance, den eigenen Horizont zu erweitern und 
sich menschlich zu entwickeln. Ebenso muß das 
Zusammenwirken i nnerhalb der österreichischen 
Bundesländer, Gemeinden und Städte neu durch­
dacht werden. Was mir als Problem und als Chan­
ce zu sein  scheint, ist, daß es innerhalb Öster­
reichs so viele versch iedene Erfahrungswerte in 
den Bundesländern gibt, sodaß es oft schwierig 
ist, auf einen gemeinsamen Nenner zu kommen.  
Hier  müssen noch neue Regelungen gefunden 
werden, um zum Wohle der Menschen in Öster­
reich agieren zu können. 

Ebenso ist es notwendig, daß die Landtage 
möglichst schnell entscheiden,  welche Wünsche 
sie haben ,  da bei den Beitrittsverhandlungen mit 
der EG nur bestehendes Recht als eventuelles 
Sonderabkommen ausgehandelt werden kann. Ich 
denke hier neben anderen an das sehr sensible 
Thema des Grundverkehrs, zum Beispiel Zweit­
wohnsitze. 

Gerade das Nein von Dänemark und das knap­
pe Ja Frankreichs zum Maastr icht-Vertrag haben 
gezeigt, daß es ein E uropa der Regionen geben 
muß und kein zentral istisch gesteuertes Europa. 

Durch den EWR-Vertrag und den Antrag 
Österreichs, M itglied der EG zu werden und d ie 
gesellschaftlichen Umwälzungen,  die dadurch 
entstehen, besteht neben dem Wirtschaftsvertrag 
und der vorher e rwähnten Zusammenarbeit d ie 
Chance, ja ich möchte fast sagen die lahrhundert­
chance , den Föderal ismus in Österreich , die Sub-

sidiarität und die Rechte des Bundesrates weiter 
auszubauen. Unter Subsidiarität verstehe ich, was 
die kleinen Einheiten tun können, sollen nicht die 
großen Einheiten machen, und umgekehrt. Teil­
weise wird das schon eingeleitet, ich denke an die 
politische Vere inbarung über die Neuordnung 
des Bundesstaates zwischen dem Bund und den 
Ländern, die nächste Woche am 8. Oktober un­
terschrieben wird. 

Abschließend möchte ich nochmals folgendes 
erwähnen: Der EWR-Vertrag und das Beitrittsan­
suchen Österreichs zur EG ist nicht nur ein Wirt­
schaftsvertrag, sondern beinhaltet gleichzeitig 
auch e ine Zusammenarbeit auf kultureller und 
gesellschaftlicher Ebene sowie auf dem Gebiet 
des Umweltsch utzes. Weiters ist es, wie schon er­
wähnt, die Chance, den Föderalismus und die 
Rechte des Bundesrates weiter auszubauen. (Bei­
fall bei Ö VP und SPÖ. )  18.06 

Präsident: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor. 

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fal l .  

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist n icht der Fall .  

Die Abstimmung über die vorliegenden Be­
schlüsse des Nationalrates erfolgt getrennt. 

Wir kommen zur A b s t i m  m u n g über den 
Beschluß des Nationalrates vom 22. Septem­
ber 1 992 betreffend ein Abkommen über den Eu­
ropäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) . 

Da das EWR-Abkommen auch Angelegenhei­
ten des selbständigen Wirkungsbereiches der Län­
der betrifft, bedarf es gemäß Art ikel 50 Abs. 1 
Bundes-Verfassungsgesetz der Zustimmung des 
Bundesrates. Darüber hinaus enthält das gegen­
ständliche Abkommen verfassungsändernde Be­
stimmungen , d ie im Sinne des Artikels 50 Abs. 3 
in Verbindung mit Artikel 44 Abs. 2 Bundes-Ver­
fassungsgesetz der Zustimmung des Bundesrates 
bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der 
Mitgl ieder des Bundesrates und einer Mehrheit 
von mindestens zwei Drittel der abgegebenen 
Stimmen bedürfen. 

Ich stelle zunächst die für die Abstimmung er­
forderliche Anwesenheit der M itglieder des Bun­
desrates fest. 

Ich bitte nun jene Bundesrätinnen und Bundes­
räte, d ie dem Antrag zust immen, dem vorl iegen­
den Beschluß im Sinne des Artikels 50 Abs. 1 
Bundes-Verfassungsgesetz beziehungsweise im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 3 in Verbindung mit 
Artikel 44 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz die 
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Zustimmung zu erte ilen, um ein Handzeichen. -
Die ist Stimmenmehrheit. 

Der Antrag, die Zustimmung zu erteilen, ist so­
mit a n g e n  0 m m e n .  

Ausdrück lich stel le ich d ie  erforderliche Zwei­
drittelmehrheit im Sinne des Artikels 44 Abs. 2 
Bundes-Verfassungsgesetz fest. 

Wir kommen nunmehr zur Abstimmung über 
den Beschluß des Nationalrates vom 22. Septem­
ber 1992 betreffend e in Abkommen in Form ei­
nes Briefwechsels zwischen der EWG und der Re­
publik Österreich über bestimmte die Landwirt­
schaft betreffende Vereinbarungen. 

Ich ersuche jene Bundesrätinnen und Bundes­
räte, die dem Antrag zustimmen, gegen diesen 
Staatsvertrag keinen Einspruch zu erheben, um 
ein Handzeichen . - Die ist S t i m  m e n m e h r  -
h e  i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n. 

Wir gelangen zur Abstimmung über den Be­
schluß des Nationalrates vom 22. Septem­
ber 1 992 betreffend ein Abkommen zwischen den 
EFTA-Staaten zur Errichtung einer Überwa­
chungsbehörde und e ines Gerichtshofs samt Pro­
tokollen 1 bis 7, Anhängen I und II sowie Verein­
barte Niederschrift. 

Da dieses Abkommen auch Angelegenheiten 
des selbständigen Wirkungsbereiches der Länder 
betrifft, bedarf es gemäß Artikel 50 Abs. 1 Bun­
des-Verfassungsgesetz der Zustimmung des Bun­
desrates. Darüber hinaus enthält das gegenständ­
liche Abkommen verfassungsändernde Bestim­
mungen,  die im Sinne des Artikels 50 Abs. 3 in 
Verbindung mit Artikel 44 Abs. 2 Bundes-Ver­
fassungsgesetz der Zustimmung des B undesrates 
bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der 
Mitglieder des Bundesrates und mit e iner Mehr­
heit von mindestens zwei Drittel der abgegebenen 
Stimmen bedürfen. 

Ich stelle zunächst die für die Abst immung er­
forderliche Anwesenheit der Mitglieder des Bun­
desrates fest. 

Ich bitte nun jene Bundesrätinnen und Bundes­
räte, die dem Antrag zustimmen, dem vorliegen­
den Beschluß im Sinne des Artikels 50 Abs. 1 
Bundes-Verfassungsgesetz beziehungsweise im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 3 in Verbindung mit 
Artikel 44 Abs. 2 B undes-Verfassungsgesetz die 
Zustimmung zu erteilen, um ein Handzeichen. -
Dies ist S t i m  m e n m e h r  h e i t. 

Der Antrag, die Zustimmung zu erteilen, ist so­
mit a n g e n  0 m m e n .  

Ausdrücklich stelle ich wieder die erforderliche 
Zweidrittelmehrheit im Sinne des Artikels 44 
Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz fest. 

Wir gelangen nun zur Abstimmung über den 
Beschluß des Nationalrates vom 22. Septem­
ber 1 992 über ein Abkommen betreffend einen 
Ständigen Ausschuß der EFT A-Staaten samt P ro­
tokollen 1 und 2, Anhang und Anlage zum An­
hang, Vereinbarte Niederschrift sowie Einverneh­
men der Vertragsparteien .  

Da  dieses Abkommen auch Angelegenheiten 
des selbständigen Wirkungsbereiches der Länder 
betrifft, bedarf es gemäß Artikel 50 Abs. 1 Bun­
des-Verfassungsgesetz der Zustimmung des Bun­
desrates. Darüber hinaus enthält das gegenständ­
l iche Abkommen verfassungsändernde Bestim­
mungen, die im Sinne des Artikels 50 Abs. 3 in 
Verbindung mit Artikel 44 Abs. 2 Bundes-Ver­
fassungsgesetz der Zustimmung des B undesrates 
bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der 
M itglieder des B undesrates und einer Mehrheit 
von mindestens zwei Dritteln der abgegebenen 
Stimmen bedürfen. 

Ich stel le zunächst die für die Abstimmung er­
forderliche Anwesenheit der Mitglieder des Bun­
desrates fest. 

Ich bitte nun jene Bundesrätinnen und Bundes­
räte, die dem Antrag zustimmen, dem vorl iegen­
den Beschluß im Sinne des Artikels 50 Abs. 1 
Bundes-Verfassungsgesetz beziehungsweise im 
Sinne des Artikels 50 Abs. 3 in Verbindung mit 
Artikel 44 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz die 
Zustimmung zu erteilen, um ein Handzeichen. -
Es ist d ies S t i m  m e n m e h r  h e i t .  

Der Antrag, die Zustimmung zu erteilen, ist  so­
mit a n g e n 0 m m e  n. 

Ausdrücklich stelle ich wieder die erforderl iche 
Zweidrittelmehrheit im Sinne des Artikels 44 
Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz fest. 

4. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
23. September 1 992 betreffend ein Abkommen 
zwischen der Regierung der Republik Öster­
reich und der Regierung der Tschechischen und 
Slowakischen Föderativen Republik über die 
Übernahme von Personen an der gemeinsamen 
Grenze (451 und 657/NR sowie 4338/BR der Bei­
lagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 4. Punkt der 
Tagesordnung: Abkommen zwischen der Regie­
rung der Republik Österreich und der Regierung 
der Tschechischen und Slowakischen Föderativen 
Republi k  über die Übernahme von Personen an 
der gemeinsamen Grenze. 
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Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Dr. 
Vincenz Liechtenstein übernommen. Ich ersuche 
ihn höfl ich um die Berichterstattung. 

Berichterstatter Dr. Vincenz Liechtenstein: 
Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Minister !  Lie­
be Kolleginnen und Kollegen ! Im Verhältnis zwi­
schen Österreich und der CSFR besteht bisher 
keine vertragliche Regelung der Übernahme eige­
ner Staatsbürger und von rechtswidrig aus einem 
in den anderen der beiden Staaten eingereisten 
Drittausländern sowie der Durchbeförderung von 
Drittausländern. 

Im Gefolge der Demokratisierung in seinen 
östlichen Nachbarstaaten war und ist Österreich 
bemüht, auch mit diesen und anderen Staaten 
Mittel- und Osteuropas Abkommen über die 
Übernahme von Personen abzuschließen. 

Im einzelnen sieht das Abkommen zwischen 
der Regierung der Republik Österreich und der 
Regierung der Tschechischen und Slowakischen 
Föderativen Republik folgende Verpflichtungen 
der Vertragsparteien vor: 

1 .  die jederzeitige formlose Übernahme eigener 
Staatsangehöriger; 

2 .  die Übernahme von Drittausländern, die 
vom Gebiet e iner Vertragspartei rechtswidrig in 
das der anderen eingereist sind, sofern letztere in­
nerhalb bestimmter Fristen um die Übernahme 
ersucht haben ;  

3 .  d ie  Durchbeförderung von Drittausländern 
in einen Drittstaat. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat den gegen­
ständlichen Beschluß in seiner Sitzung am 
30. September 1 992 in Verhandlung genommen 
und einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause 
zu empfehlen, keinen Einspruch zu erheben. 

ALs Ergebnis seiner Beratung stel lt der Außen­
pol it ische Ausschuß somit den A n  t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
23 . September 1 992 betreffend ein Abkommen 
zwischen der Regierung der Republ ik Österreich 
und der Regierung der Tschechischen u�.d Slowa­
k ischen Föderativen Republik über die Ubernah­
me von Personen an der gemeinsamen Grenze 
wird kein Einspruch erhoben. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein. 

Zu Wort gemeldet hat sich Frau Bundesrätin 
Agnes Schierhuber. Ich erteile es ihr.  

18.14 . .  
Bundesrätin Agnes Schierhuber (OVP, N ieder­

österreich) :  Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster!  Meine sehr geschätzten Damen und Herren!  

Erlauben Sie mir, aus dem Grenzgebiet zur 
Tschechoslowakei kommend, doch einige Bemer­
kungen zu dem heute zu beschließenden Gesetz 
zu machen. 

Infolge der Demokratisierung unserer östlichen 
Nachbarländer ist es immer schon ein Anliegen 
Österreichs gewesen, auch mit diesen Staaten ent­
sprechende Abkommen über die Übernahme von 
Personen abzuschließen. M it diesem heute zu be­
schl ießenden Gesetz wird diese vertragliche 
Übernahme von Staatsbürgern der Republik 
Österreich oder der Tschechischen und Slowaki­
schen Föderativen Republik sowie aus Drittlän­
dem, die rechtswidrig eingereist sind, geregelt. 

Das Sicherheitsbedürfnis unserer Mitbürger ist 
eigentlich sehr ausgeprägt, das ist auch verständ­
lich. Daher ist d iesem in der Politik auch immer 
Rechnung zu tragen. 

Ich habe schon gesagt, ich komme aus dem 
Waldviertel ,  wo wir eine lange gemeinsame Gren­
ze mit der CSFR haben. Jahrelang haben wir uns 
darüber beklagt, daß wir an der toten Grenze le­
ben. Durch die Grenzöffnung haben sich für uns 
auch neue Perspektiven und Chancen entwickelt. 
Ich gebe heute auch sehr  offen zu, daß viele von 
uns sie noch nicht als solche erkannt haben, vor 
allem auch deswegen, weil  es ja zu negativen Aus­
wirkungen und zu negativen Begleiterscheinun­
gen gekommen ist. 

Meine sehr geschätzten Damen und Herren ! 
Wie immer bei solchen Entwicklungen sind Fehl ­
entwicklungen n icht von vornherein auszuschlie­
ßen . Die negativen Begleiterscheinungen werden 
von unserer Bevölkerung zu Recht kritisiert, ob­
wohl sich - das sage ich auch sehr offen - die 
Bürger unseres Staates Österreich in der ersten 
Phase der Grenzöffnung nicht i mmer so benom­
men haben,  wie wir uns das eigentlich erwarten 
hätten können. 

Erlauben Sie mir in diesem Zusammenhang 
auch das Problem der Schließung von Gendarme­
rieposten, die uns morgen wieder ins Haus steht, 
hier anzusprechen . Ich weiß ,  mit welchen Argu­
menten das begründet wird, aber ich sehe das 
auch als psychologisches Problem. Die Gendar­
merieposten sind in unserer Bevölkerung ein Si­
cherheitsfaktor, daher wird auch die Schließung 
von Gendarmerieposten von der Bevölkerung ab­
gelehnt. 

Wenn wir immer behaupten, die Politik habe 
sich zuallererst an den Bedürfnissen der Men­
schen zu orientieren, dann, muß ich sagen, müs­
sen wir auch die Ängste der Menschen ernst neh­
men. 

Abschließend muß ich sagen,  ich pin sehr  froh,  
daß es zu dieser Regelung mit der CSFR gekom-
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men ist, und ich hoffe wirklich, daß damit jene, 
die rechtswidrig eingereist sind, wieder in ihr  Hei­
matland zurückkehren müssen, und jenen, die 
sich an die Gesetze halten, auch bei uns eine 
Chance gegeben wird. 

Wir von der ÖVP werden diesem Gesetz die 
Zustimmung geben. (Beifall bei Ö VP und SPÖ. )  
18.18 

Präsident: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor. Wünscht noch jemand das Wort? - Es 
ist d ies nicht der Fall .  

D ie Debatte ist geschlossen.  

Wird von der Berichterstattung ein Schlußwort 
gewünscht? - Das ist nicht der Fall .  

Wir gelangen daher zur A b  s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zust immen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist dies 
S t i m  m e  n e i n  h e l l  i g k e i  t. Der Antrag, 
ke inen Einspruch zu erheben, ist somit a n g e -
n o  m m e  n .  

5. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
23. September 1992 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Katastrophenfondsgesetz 1986 geän­
dert wird (387/A-II-7302 und 664/NR sowie 
4339/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 5. Punkt der 
Tagesordnung:  Bundesgesetz, mit dem das Kata­
strophenfondsgesetz 1 986 geändert wird. 

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat Kar! 
Wöllert übernommen. Ich ersuche ihn um die Be­
richterstattung. 

Berichterstatter Karl Wöllert: Herr Präsident! 
Herr Bundesminister! Durch den vorl iegenden 
Gesetzesbesch luß soll die gesetzliche Grundlage 
geschaffen werden, daß die Mittel, die die Länder 
selbst in Wahrnehmung ihrer Kompetenz zur 
Hilfestellung an die unmittelbar durch d ie Dürre­
katastrophe in der Landwirtschaft Geschädigten 
zur Verfügung stellen, erheblich durch Mittel aus 
dem Katastrophenfonds aufgestockt werden kön­
nen .  

Der Finanzausschuß hat die gegenständliche 
Vorlage in seiner Sitzung vom 30. Septem­
ber 1 992 in Verhandlung genommen und ein­
stimmig beschlossen ,  dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, keinen Einspruch zu erheben .  

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der F inanz­
ausschuß somit den A n t r a g, der Bundesrat 
wolle beschließen: 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
23 .  September 1 992 betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Katastrophenfondsgesetz 1 986 geän­
dert wird, wird kein Einspruch erhoben. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte ein. 

Zu Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat Ing. 
August Eberhard. Ich erteile es ihm. 

18.20 
Bundesrat lng. August Eberhard (ÖVP, Kärn­

ten) :  Herr Präsident! Herr Bundesminister! Ho­
hes Haus! Österreichs Bauern haben zurzeit eine 
schwere Phase zu bewältigen, sei es d ie Unsicher­
heit, was den EG-Beitritt betrifft, sei es der Vieh­
p reisverfall und in jüngster Zeit auch der Preis­
verfall bei Rundholz, wobei dazugesagt werden 
muß,  daß der Viehpreisverfall und der Rundholz­
preisverfall sicher unter anderem auch auf die 
Währungssituation in Italien zurückzuführen 
sind. Weiters hat unsere Landwirtschaft ein gro­
ßes Problem, was die Ernteverluste durch die 
Dürreschäden betrifft. Daraus resultierend 
kommt es zu erheblichen Einkommensverlusten 
in der Landwirtschaft. Wir alle sind aufgerufen, 
unseren Bauern in  dieser existenzbedrohenden 
Phase Beistand zu leisten und ihnen Hoffnung in 
die Zukunft zu vermitteln. 

Unsere Gesellschaft, unser Land braucht die 
Bauern. Ihr Aufgabenbereich geht weit über je­
nen der Landwirtschaft hinaus, wenn es darum 
geht, unsere Landschaft zu pflegen und zu gestal­
ten und damit u nseren Erholu ngsraum zu si­
chern. Wie wäre es mit den wichtigen und unver­
zichtbaren Devisenbringern aus dem Bereich 
Fremdenverkehr und wie würde es mit der Tou­
rismuswirtschaft hierzulande ausschauen, würde 
der Erholungssuchende nicht e ine gepflegte, ein­
ladende Erholungslandschaft vorfinden? 

Die katastrophale Dürre in weiten Teilen 
Österreichs im Sommer dieses Jahres hat in der 
Land- und Forstwirtschaft zu Schäden geführt, 
die existenzbedrohende Ausmaße erreichen. Das 
d urch die Dürre entstandene Schadensausmaß 
beträgt bundesweit rund 8 M il l iarden Schill ing, 
wobei im Grünlandbere ich 4,8 Mil l iarden Schi l ­
l ing, bei Mais 2, 1 M illiarden Schil ling sowie bei 
Kartoffeln, Zuckerrüben und Alternativen mehr 
als 1 Milliarde Schilling an Schaden geschätzt 
worden sind. 

Dazu kommen noch die Dürreschäden bei 
mehrjährigen Kulturen, wie etwa bei Wein, Obst 
u nd in der Forstwirtschaft, wobei sich in den Fol­
gejahren noch Ertragseinbußen und Zuwachs­
minderungen zeigen werden .  Auf Kärnten bezo­
gen beträgt das Dürreschadensausmaß rund 
1 ,2 Milliarden Schil ling. Für  u nsere Bauern in 
Kärnten sind die Dürreschäden 1 992 deshalb 
schwerer zu verkraften, wei l  es bereits 1 988 in 
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Kärnten Dürreschäden größeren Ausmaßes gege­
ben hat. 

Es geht also darum, unseren Bauern in dieser 
schwierigen Phase rasch und einkommenswirk­
sam zu helfen. Es geht nicht um eine Unterneh­
merrisikominimierung, sondern es geht letzten 
Endes um die Existenzsicherung unserer Bauern. 
Hier, so meine ich, müssen wir einmal mehr be­
weisen, was der Gesel lschaft die Bauern in unse­
rem Lande wert sind. Denn sie bilden letziich die 
Grundlage und die Lebensader für unser Dasein. 

Die Interessenvertretung unserer Bauern hat in 
dieser anhaltenden Trockenperiode schon im Au­
gust dieses Jahres erkannt, daß der Schadensum­
fang eine Dimension erreicht, in der e ine wirksa­
me Schadensabgeltung nur dann möglich sein 
wird, wenn hiefür auch Katastrophenfondsmittel 
eingesetzt und verwendet werden .  

Für mich ist es völlig unverständlich, daß das 
Katastrophenfondsgesetz aus dem Jahre 1 966 
eine Dürreschädenabgeltung aus Katastrophen­
fondsmitteln nicht vorsieht. Genauso wie ein Zu­
viel  an Niedersch lägen zu Überschwemmungen 
und Vermurungen führt, bringt eben ein Zuwe­
nig an Niederschlägen Trockenheit und Dürre, 
was ja letztendlich auch zu Ertragseinbußen 
führt. 

Um nunmehr eine Dürreschadensabgeltung 
aus Katastrophenfondsmitteln zu ermöglichen, ist 
eine Novelle des Katastrophenfondsgesetzes not­
wendig. Mit der Festsetzung, daß D ürreschäden 
ab einer Schadenssumme von 5 000 S abgegolten 
werden können, haben wir sicher jenem Umstand 
Rechnung getragen, daß h iemit auch insbesonde­
re kleinere Betriebe in den Genuß der Schadens­
abgeltung kommen können. 

Hohes Haus! Es ist erfreulich, daß diese Geset­
zesnovelle so rasch beschlußmäßig durchgezogen 
werden kann. Deren Notwendigkeit ist sicher da­
mit begründet, daß den Bauern rasch geholfen 
werden muß, denn wer rasch hilft, hi lft letzten 
Endes doppelt. 

Neben dem Gesetzgeber, der auf Bundesebene 
rasch zu handeln bestrebt ist, sind auch die Bun­
desländer ,  darunter auch Kärnten, bemüht, einen 
Teil des 40prozentigen Landesanteiles für die 
Dürreschadensabgeltung a ls eine Art Vorleistung 
umgehend zur Auszahlung zu bringen .  

Hohes Haus! D iese Gesetzesnovelle eröffnet 
die Möglichkeit, daß unseren Bauern in dieser 
e rnsten Situation mit den vorhandenen Katastro­
phenfondsmitteln wirksam geholfen werden 
kann. Wir von der Österreich ischen Volkspartei 
werden dieser Gesetzesnovelle daher gerne unse­
re Zustimmung ertei len. (Beifall bei Ö VP und 
SPÖ. )  /8.27 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist weiters Herr 
Bundesrat Ing. Reinhart Rohr.  Ich erteile es ihm. 

/8.27 
Bundesrat Ing. Reinhart Rohr (SPÖ, Kärnten) :  

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster! Hohes Haus!  Meine sehr geschätzten Damen 
und Herren ! Eine rasche Änderung des Katastro­
phenfondsgesetzes ist mit heutiger Beschlußfas­
sung dazu da, daß in der Landwirtschaft eine 
wirksame H ilfestellung für die in diesem Jahr von 
der Dürre betroffenen Bauern, die besonders hart 
getroffen wurden, gewährleistet wird. Die Regie­
rungsparteien beweisen mit der Bereitschaft, den 
Bauern rasch und schnell zu helfen, daß sie nach 
dem Motto handeln - wie schon mein Vorredner 
gesagt hat - :  Rasch geholfen ist doppelt gehol­
fen. Und es ist sehr  zu begrüßen, daß in dieser 
lebenswichtigen Frage ein Konsens aller h ier  im 
Hohen Haus vertretenen Parteien besteht. 

Der Bund hat sich mit den Ländern darauf ge­
einigt, daß die Schadenserhebung bei einer Schä­
digung von mindestens 30 Prozent je Kulturart 
und bei einem Mindestschadensvolumen von 
5 000 S beginnt und nach den Feststellungen des 
Gesamtschadens die Entschädigungsprozentsätze 
in Richtlinien festgesetzt werden .  Die Finanzie­
rung der jeweil igen Schadensabgeltung erfolgt zu 
60 Prozent aus Bundesmitteln, die aufgrund un­
seres heutigen Beschlusses aus dem Katastro­
phenfonds bereitgestellt werden ,  und zu 40 Pro­
zent aus den Mitteln der betroffenen Länder.  

Im Bereich des Weinbaus konnte mit der Not­
leseaktion und einer Förderung von b is zu 
16 000 S pro Hektar, wiederum aufgeteilt auf 60 
zu 40 aus Bundes- und Landesmitteln, eine Son­
derregelung für die betroffenen Weinbauern im 
Burgenland, in Niederösterreich und in der Stei­
ermark geschaffen und damit wirksam geholfen 
werden .  

Zusätzliche Hilfsmaßnahmen für dürregeschä­
digte Betriebe, welche seitens der Bundesregie­
rung bereits eingeleitet wurden, sind die zusätzli­
che Verbilligung von 1 00 000 Tonnen Futterge­
treide und auch die Möglichkeit der Nutzung von 
Grünbracheflächen, indem der Auswuchs d ieser 
Flächen für F ütterungszwecke genutzt werden 
kann, weiters die Vorziehung von 1 5  000 Stück 
Exportrindern, wobei darauf hingewiesen werden 
muß,  daß diese Exporte endlich im Ausschrei­
bungsweg vergeben werden sollten,  damit mehr 
Wettbewerb bei den Exporteuren Platz greifen  
muß.  Diese Vorziehexporte so llten gerade für die 
vieherzeugenden Bauern eine erste Entlastung 
der angespannten und sich durch die Dürreschä­
den noch verschärfenden Marktsituation sein .  

Eines - und das, glaube ich ,  sollte man aus 
Anlaß des heutigen Beschlusses auch unbedingt 
ansprechen - wird sich aufgrund der Dürre zei-
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gen: daß nämlich eine geringere Ernte auch zu 
wesentlich mehr Spielraum im Agrarbudget füh­
ren  wird, weil d ie  Absatz- und Verwertungsbei ­
träge wie auch d ie  aus dem Agrarbudget für die 
Exportfinanzierung vorgesehenen Mittel nicht im  
selben Ausmaß wie in den vergangenen Jahren 
beansprucht werden müssen. Diese eingesparten 
M ittel sollten nach meiner Auffassung für eine 
d�utliche Aufstockung der Direktzahlungen an 
dIe Bauern nach sozialen und ökologischen, aber 
auch nach regionalen Gesichtspunkten verwendet 
werden. 

Wir wissen natürlich al le,  daß mit dem heuti­
gen Beschluß hier im Hohen Haus nicht alle 
durch die heurige Dürre verursachten Schäden fi­
nanziell abgegolten werden können, denn zu ei­
nem gewissen Teil ist auch das Risiko des Unter­
nehmers, der unter freiem Himmel produziert 
und dadurch den natürlichen Einflüssen und Na­
t�rgewalten ausgesetzt ist, in die Überlegungen 
emer Schadensabgeltung m iteinzubeziehen. 

Ich glaube aber, meine sehr geschätzten Damen 
und Herren, daß vor allem jenen Betrieben ver­
stärkt geholfen werden muß, deren wirtschaftli­
che Existenz wirklich bedroht ist. Das sind natür­
lich in erster Linie die mittleren und die kleineren 
Betriebe. Und es muß in jedem Fall auch der 
Grundsatz Geltung haben, daß man das Geld je­
nen zukommen läßt, die es tatsächlich brauchen ,  
und nicht jenen, die es  gerne haben wollen. 

Überhaupt möchte ich noch anführen, daß es 
bei nüchterner Betrachtung jeder Erntesituation 
zu Erwartungshaltungen der Bauern an den Staat 
und an die öffentliche Hand kommt. War die 
Ernte gut, so mußten Überschußverwertungsko­
sten bezahlt werden, gab es hingegen eine 
schlechte Ernte aufgrund von natürlich bedingten 
Einflüssen ,  wurde ebenso die Forderung nach 
mehr öffentlichen Mitteln laut. Wir politisch Ver­
antwortl iche sollten aus der heurigen Situation 
auch unsere Schlüsse und Lehren ziehen, indem 
nicht nur die Bauern rasche und wirksame Hilfe­
stellung bekommen, sondern wir sol lten vielmehr 
auch in der Agrarpolitik i nsgesamt konsequent 
neue Wege beschreiten, die Agrarüberschüsse re­
duzieren und die dadurch freiwerdenden Stüt­
z ungsmittel direkt den Bäuerinnen und Bauern 
zugute kommen lassen. 

Wir von der sozialdemokratischen Bundesrats­
fraktion werden der heutigen Novelle zum Kata­
strophenfondsgesetz unsere Zustimmung ertei­
len, weil wir wissen ,  daß rasch geholfen doppelt 
geholfen ist. Wir hoffen nun, daß die betroffenen 
Länder die Schadenserhebung rasch abschließen 
und daß,  den Richtlinien entsprechend, e ine 
schnel le Auszahlung der Mittel für die dürrege­
schädigten Bet�.iebe �.öglich sei n  wird. - Danke. 
(Beifall bei SPO und OVP.) 18.33 

Präsident: Zum Wort hat sich weiter Herr 
Bundesrat Dr. Peter Kapral gemeldet. Bitte. 

18.33 

��ndesrat Dr .  Peter Kapral (FPÖ, Wien):  Herr 
Prasldent! Seh r  geehrter Herr Bundesminister!  
Meine Damen und Herren !  Der vorliegende Ge­
setzesbeschluß des Nationalrates über eine Erwei­
terung der Einsatzmögl ichkeiten der Mittel des 
Katastr?p�e?fonds findet auch die Zustimmung 
der freIheItl ichen Fraktion. Wir begrüßen diese 
Erweiterung und sehen darin doch einen gewissen 
Ausgleich für die als katastrophal zu bezeichnen­
den Auswirkungen der Trockenheit des heurigen 
Sommers. 

Wenn heute i m  Ausschuß von der Möglichkeit 
einer langfristigen Klimaänderung die Rede war, 
so muß angemerkt werden, daß sich die Experten 
diesbezüglich n icht einig sind. Im Falle einer tat­
sächlichen Klimaänderung könnte eine Ausdeh­
nung der Katastrophentatbestände im Gesetz 
auch nichts ändern. Wohl kann aber davon ausge­
gangen werden,  daß ebenso wie andere Naturka­
tastrop hen Dürreschäden immer wieder - aller­
dings hoffentlich nicht so häufig - eintreten wer­
den. 

Da von allen Fraktionen prinzipiel l  d ie Berech­
tigung anerkannt wird, solche Schäden ersetzt zu 
bekommen - zumindest teilweise - ,  und zumin­
dest für das Jahr 1992  der Tatbestand Dürre als 
Katastrophenursache anerkannt wird, ist es ei­
gentli.ch unlogisch, hier nur eine einmalige und 
auf eIn Jahr beschränkte Lösung zu treffen. Ich 
darf in diesem Sinn auch auf die Ausführungen 
des Herrn Bundesrates Eberhard verweisen, der 
es auch als unverständlich bezeichnet hat, daß 
hier le?i�lich für .. d�s Ja�r 1992 eine einmalige 
Entschadlgungsmoghch kelt e ingeführt wird. Die 
freiheitl iche Fraktion ist der Ansicht, daß dieser 
Tatbestand ganz generell in das Katastrophen­
fondsgesetz aufgenommen werden soll. Ich erlau­
be mir daher, h ier folgenden Antrag zu stellen: 

Antrag 

der Bundesräte Dr. Kapral und Kollegen betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Katastrophen­
fondsgesetz 1 986 geändert wird. 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

Bundesgesetz vom . . .  , mit dem das Katastro­
phenfondsgesetz geändert wird. 

Das Katastrophenfondsgesetz 1 986. BGBI. 
Nr. 396, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBl. Nr. 21/1 992, wird wie folgt geändert: 

1) In § 3 Abs. 1 Ziffer 2 wird zwischen den 
Worten .,Orkan. " und Bergstürze " das Wort "Dür­
re, (( eingefügt. 
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2) In § 4 wird folgende Ziffer angefügt: 

JJ 7. Anträge auf Gewährung von Fondsmitceln 
für 1 992, die Abgeltung von Dürreschäden gemäß 

. § 3 Abs. 1 Ziffer 2 betreffend, und die Nachweise. 
daß über die Beihilfen dem Grunde und der Höhe 
nach endgültig entschieden wurde, sind beim Bun­
desministerium für Finanzen bis längstens 30. No­
vember 1992 einzubringen. Die Beihilfen sind 
durch die Länder bis längstens 31 .  Jänner 1993 
auszubezahlen. Bei Änderung von § 5 ist auf be­
sondere Härtefälle zeitlich bevorzugt Rücksicht zu 
nehmen. " 

Ich bitte , diesen Antrag der geschäftsordnungs­
mäßigen Behandlung zuzuführen . 

Im Zusammenhang mit der Behandlung dieses 
für die österreichische Argrarwirtschaft vor allem 
für das Jahr 1 992 sehr wichtigen Ereignisses er­
laube ich mir, noch einen Entschließungsantrag 
einzubringen ,  der sich auf die überfäl l ige Repara­
tur des gesamten österreichischen Agrarsystel)1s 
bezieht. - Danke vielmals .  (Beifall bei der FPO.) 
/837 

Der Text des Entschließul1gsantrages Lautet: 

Entschließungsantrag 

der Bundesräte Mag. Trattner und KoLLegen be­
treffend die überfällige Reparatur des österreichi­
schen Agrarsystems, eingebracht im Zuge der Be­
ratungen über 664 d.B.lNR. 

Die katastrophalen Dürreschäden in der Land­
und Forstwirtschaft sowie im Gartenbau überla­
gern heuer die Probleme, die den österreichischen 
Landwirten durch ein bürokratisch versteinertes. 
primär den Interessen der Verarbeitungslobby die­
nendes Agrarsystem ständig entstehen. 

Immer neue Werbe- ,  Marketing- und Über­
schußverwaltungsagenturen werden mit Zustim­
mung der Regierungsparteien gegründet, deren 
Aufgaben entweder kaum definiert sind oder sich 
mit den Agenden anderer, bereits bestehender In­
stitutionen überschneiden. Daher werden den Bau­
ern zur Finanzierung dieser - ohnehin nicht ihren 
Interessen dienenden - Sozialpartnerversorgungs­
institutionen weiterhin Absatzförderungsbeiträge 
abgezogen, obwohl es zum Beispiel bei Verarbei­
tungsmilch bereits zu Lieferengpässen kommt, von 
inländischen Überschüssen, die abgesetzt werden 
müssen, also gar nicht mehr gesprochen werden 
kann. 

Während das Einkommen der Vollerwerbsbau­
ern 1 991 laut Grünem Bericht um 8 Prozent sank. 
jenes der Bergbauern sogar um 15 Prozent, bietet 
der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 
den milch verarbeitenden Betrieben zusätzliche 
Werbemillionen an, obwohl diese gar nicht mehr 

über die entsprechenden Verarbeitungsmengen 
und Exportkontingente verfügen. 

Das Marktordnungspaket 1 992 belastet die Bau­
ern zusätzlich mit 300 Millionen Schilling aus hö­
heren Verwertungsbeiträgen und niedrigeren Ge­
treidepreisen. Den Rübenbauern werden die An­
bauverträge gekündigt, weil die ungarischen Lati­
fundien für die raiffeisennahe österreichische 
Zuckerindustrie offenbar lukrativere Gewinne 
bringen. Trotz der Dürreschäden im Weinbau blei­
ben die Preise für Faßwein im Keller. Dazu kommt 
die Dauerbelastung der Bauern durch Düngemit­
telabgabe und Saatgutabgabe sowie der Entfall der 
Treibstoffrückvergütung. 

Der Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft ist außerdem nichi imstande, den Bauern 
verläßliche Informationen über die Auswirkungen 
des EWR-Abkommens auf die Landwirtschaft zu 
geben. Das EWR-Abkommen enthält umfangrei­
che ProtokoLLe über die Bereiche Wein. Spirituo­
sen, Lebensmittel, Tiergesundheit und Pflanzen­
schutz sowie Vorschriften und Kontrollen interna­
tionaler Gremien hinsichtlich staatlicher Beihilfen, 
was voraussichtlich nicht ohne Auswirkungen auf 
die Gestaltung des österreichischen Agrarbudgets 
des Bundes und der Länder bleiben wird. 

Daher steLLen die unterzeichneten Bundesräte 
den nachstehenden 

Entschließungsantrag 

Der Bundesrat wolle beschließen: 

.. Der Bundesminister für Land- und Forstwirt­
schaft wird aufgefordert, zwecks überfälliger Re­
paratur des österreichischen Agrarsystems unver­
züglich foLgende Maßnahmen zu ergreifen: 

1. Vorlage eines neuerlichen Agrarpaketes mit 
den Schwerpunkten 

- Senkung des allgemeinen und zusätzlichen Ab­
satzförderungsbeitrages bei Milch, 

- Senkung der Verwertungbeiträge bei Getreide 
für 1 992 und Rückerstattung der bereits entrichte­
ten Überbeträge an die Landwirte, 

- Senkung der Düngemittelabgabe, 

- Abschaffung der SaatgUlabgabe, 

- Stundung der Agrarinvestitionskredite, 

- Verbilligung des Futtergetreides um 2, -/öS/kg 
zur Stabilisierung der Rinder- und Schweinebe­
stände, 

2. Harte Verhandlungen mit dem Bundesmini­
ster für Finanzen hinsichtlich 
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- Anhebung der Direktförderungen in der Land­
und Forstwirtschaft auf das Niveau Bayerns, 

- Herabsetzung der Einkommensteuer- Voraus-
zahlungen im bäuerlichen Wirtschafts-
jahr 1 992/93, 

- ausreichende Finanzierung der Dürreschäden 
aus den Reservemitteln des Katastrophenfonds, 

- Verankerung von EWR-AnpassungshiLfen für 
die Landwirte im Agrarbudget 1 993, 

3. Schaffung eines tauglichen Be.vertungskata­
sters zur Messung der ökologischen Leistungen der 
Land- und Forstwirte mit Hilfe der Bundesanstal­
ten und sonstiger relevanter ForschungsinstLtutio­
nen, 

4. Detaillierter Bericht an den Nationalrat über 
die voraussichtlichen positiven und negativen Aus­
wirkungen des EWR-Abkommens samt Agrar­
briefwechsel auf Österreichs Land- und Forstwir­
te. " 

Präsident: Der von den Bundesräten Trattner 
und Kollegen eingebrachte Entschließungsantrag 
betreffend die überfäl lige Reparatur des österrei­
chischen Agrarsystems, den Sie übergeben haben, 
ist genügend unterstützt und steht daher mit in 
Verhandlung. 

Der von Bundesrat Dr. Kapral eingebrachte 
Abänderungsantrag betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Katastrophenfondsgesetz geändert 
wird, ist ebenfalls genügend unterstützt und steht 
mit in Verhandlung. 

Zum Wort ist weiters Herr Bundesrat losef 
Faustenhammer gemeldet. Ich erteile es ihm. 

18.38 .. 
Bundesrat losef Faustenhammer (SPO, Nie-

derösterreich): Geschätzter Herr Präsident! Sehr 
geehrter Herr Minister !  Meine sehr verehrten Da­
men und Herren des Bundesrates! Der heurige 
Sommer mit seiner langen Hitze- und Dürreperi­
ode hat unsere Bauern zum Teil sehr hart getrof­
fen .  Selbst älteste Bürger unseres Landes können 
sich nicht an eine so lange Trockenheitsperiode 
erinnern. 

Durch das Ausbleiben von Regenfällen sind 
große Ernteeinbußen entstanden, und viele Bau­
ern sind in ihrer Existenz gefährdet worden .  
Kanzler Vranitzky und seine Kollegen in  der Re­
gierung haben sich in den besonders arg betroffe­
nen Dürregebieten von dem Schadensausmaß 
überzeugt und waren sich einig, daß den Bauern 
sofort und unbürokratisch geholfen werden muß 
und die nötigen Mittel aus dem Katastrophen­
fonds aufgebracht werden sollen. 

B isher war es so, daß nur in Schadensfällen, die 
zum Beispiel durch Hochwasser, Vermurungen 

oder Sturm entstanden sind, aus diesem Fonds 
Entschädigungen gewährt wurden, daß aber bei 
Ernteausfällen, die durch Dürre und Trockenheit 
entstanden ,  keine Förderung gewährt wurde . Nun 
ist ein zuk unftsweisendes Modell ausgehandelt 
worden ,  wie man Dürreschäden abgelten kann ,  
auf das man, sollten wieder solche Katastrophen 
oder solch katastrophale Dürreperioden auftre­
ten, was wir al le nicht hoffen, mit gutem Gewis­
sen zurückgreifen kann. 

Die Regelung, Zahlungen erst bei Ernteeinbu­
ßen von mehr als 30 Prozent zu gewähren, finde 
ich ausgewogen, weil ja auch für die Bauern ein 
gewisses Unternehmerrisiko gelten muß. 

Als besonders positiv bewerte ich aber den Um­
stand, daß es zu einer Absenkung der Schadens­
untergrenze, ab der überhaupt eine Abgeltung 
des Ernteausfalls gewährt wird, von 1 0  000 S auf 
5 000 S gekommen ist. Dadurch wird es vielen 
k leinen Landwirten und Nebenerwerbsbauern 
jetzt möglich sein,  aus diesem Fonds Mittel zu 
erhalten. (Bundesrat Mag. L a  n g e r: Warum 
überhaupt eine Grenze?) Ich glaube, es muß auch 
hier e ine Grenze e ingeführt werden, um eine 
überbürokratische Abwicklung zu verhindern 
und um eine rasche Abgeltung dieser Katastro­
phenschäden zu ermöglichen. 

Es wurde schon erwähnt, daß der Bund 60 Pro­
zent und die Länder 40 Prozent dieser Kosten 
tragen. Die Schadenserhebung soll rasch und un­
bürokratisch über örtliche Schadenskommissio­
nen erfolgen, um eine rasche Auszahlung der Be­
träge zu ermöglichen.  Es liegen bereits Schät­
zungsergeb nisse von ersten Untersuchungen der 
Dürreschäden vor, und es wurde schon erwähnt, 
daß diese in einer Höhe zwischen 7 und 8 Mi l ­
l iarden Schil l ing l iegen. Die größten Ausfälle gibt 
es im Grünlandbereich mit rund 4,7 M ill iarden 
Schilling und bei Mais mit etwa 2 M illiarden 
Schil l ing sowie bei Zuckerrüben, Sonnenblumen ,  
Kartoffeln und so weiter, wo auch Schäden in  
Mil liarden höhe aufgetreten sind. 

Die Einbußen und Folgeschäden im Wein- und 
Obstbau und in der Forstwirtschaft sind derzeit 
noch nicht absehbar. Für die Weinbauern gibt es 
eine Notleseaktion, wo pro Hektar 16 000 S zur 
Auszahlung gelangen. Die Notleseaktion hat lei­
der schon Anlaß zu Kritik gegeben, weil es für die 
Bevölkerung zum Tei l  nicht einsehbar ist, daß die 
Trauben abgeschnitten und an Ort und Stelle ver­
nichtet werden. Es gibt natürlich da und dort 
Stimmen, die verlangen, diese Trauben ,  die zum 
Teil noch verwertbar wären, an Kinderheime 
oder sonstige Sozialheime abzugeben.  Ich wei ß  
n icht, o b  es hiezu i n  Zukunft noch eine Möglich­
keit gibt. 
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Für die Rinderbauern soll es zu einer Vorzie­
hung des Exports von 15  000 Rindern kommen. 
Das ist ebenfalls heute schon erwähnt worden. 

Im Zusammenhang mit den Dürreschäden stel­
len wir uns alle die Frage, warum es i n  Europa zu 
solchen Klimaveränderungen gekommen ist. Dar­
auf können auch Wissenschafter keine konkreten 
Antworten geben. Zum Teil sind wir an diesem 
Dilemma aber selbst schuld ,  meine Damen und 
Herren .  Dürreperioden waren früher leichter zu 
überbrücken, als der Boden noch in Ordnung u nd 
nicht überdüngt war. Die Pflanzen, der Wald, also 
die Natur, haben stets einen Ausgleich gefunden .  

Wenn es  im Agrarbereich nicht zu einem Um­
denken kommt, bri ngen wir  uns selbst um unsere 
wichtigste Lebensgrundlage, nämlich das Wasser. 
Das Absinken des Grundwasserspiegels in vielen 
Gebieten unseres Landes ist darauf zurückzufüh­
ren, daß wir  jahrzehntelang Feuchtbiotope im 
Rahmen von Kommassierungen vernichtet ha­
ben. Feuchte Wiesen wurden dränagiert, die 
Feldraine geopfert. Und dies trägt sicherlich auch 
zu einer Austrocknung unseres Bodens bei, meine 
Damen und Herren. (Zwischenruf des Bundesra­
tes Dr. K a p  r a l. ) 

Es gibt bei der Austrocknung des Bodens in 
manchen Gebieten noch e inen Verstärkereffekt, 
der im ersten Augenblick absurd wirkt, nämlich 
wenn starke Regenfälle auftreten. Durch Mono­
kulturen,  zum Beispiel bei Mais, wird auf Hangla­
gen sehr oft die gute Humusschicht wegge­
schwemmt. Im komme aus einer Gemeinde des 
Tullnerfeldes, wo alljährlich viele Kubikmeter 
bester Ackererde bei starken Regenfällen wegge­
schwemmt werden. Vermurungen im Ortsgebiet 
sind die Folge, deren Beseitigung große Kosten 
verursacht, die ebenfalls zum Teil aus dem Kata­
strophenfonds abgegolten werden m üssen. Die 
Ackererde lagert sich zum Teil im Kanalsystem 
ab , und dieses muß von der Gemeinde um zig 
tausend Schi l ling gesäubert werden .  Der Rest lan­
det dann in Auffangbecken der Kläranlage und 
darf als sogenannter Klärschlamm, 9bwohl es be­
ste Ackererde ist, nicht mehr auf Ackern aufge­
bracht, sondern muß wieder um viel Geld auf der 
Mül ldeponie abgelagert werden. Es muß in Zu­
kunft zu einer Lösung dieses Problems kommen. 

So wichtig die Entsorgung unserer Abwässer 
über die Kläranlagen ist, wird zum Tei l  auch hier 
unser Wasserhaushalt vergeudet. Es gibt in vielen 
Gemeinden Kanalsysteme, wo alle Regenwässer 
in die Kanäle abgeleitet werden. Es besteht zwar 
die Möglichkeit, Dachwässer auf Eigengrund ver­
sickern zu lassen ,  dies erfolgt jedoch freiwillig. 
Ich bin der Auffassung, daß ab einer gewissen 
Grundgröße die Dachabwässer in Zukunft zwin­
gend auf Eigengrund versickern müssen, um un­
seren Wasserhaushalt langfristig abzusichern. Es 
müßte auch eine Änderung der Kanalbenüt-

zungsgebühr erfolgen, denn wen n  jemand zum 
Beispiel in Niederösterreich die Hälfte seiner 
Dachabwässer auf Eigengrund versickern läßt, 
muß er trotzdem die vollen Gebühren für d ie Re­
genabwässer entrichten, weil erst ab einer 1 00pro­
zentigen Versickerung der Dachflächenwässer die 
Gebühren für die Regenabwässer entfallen. Ich 
glaube, das ist doch etwas schizophren. 

D ies waren einige Gedanken aus der Sicht von 
mir, der sich so wie Sie, meine Damen und Her­
ren,  Sorge um die Zukunft, vor allem um jene 
unserer Kinder, macht. 

Ich glaube, wir sind aufgerufen, auch im Agrar­
bereich neue Wege zu gehen. Der Konsens al ler 
Parteien bei der Änderung des Katastrophen­
fondsgesetzes ist ein erster Schritt in diese Rich­
tung. Und ich hoffe, daß unsere Bauern diesen 
Fonds in den nächsten Jahren n icht wieder in An­
spruch nehmen müssen,  weil eine Dürreperiode 
sie so wie heuer um die mühsam erworbenen 
Früchte ihrer Arbeit gebracht hat. - Ich danke 
fü r die Aufmerksamkeit. (Beifall bei SPÖ und 
Ö VP. ) /8.46 

Präsident: Zum Wort hat sich weiters Frau 
Bundesrätin Grete Pirchegger gemeldet. Ich ertei­
le es ihr. 

18.46 .. 

Bundesrätin Grete Pirchegger (OVP, Steier-
mark) :  Herr Präsident! Herr Bundesminister!  
Meine Damen und Herren!  Wie schon mehrfach 
festgestellt wurde , l iegt heuer e in Jah rhundert­
sommer hinter uns. Für die Hitzewelle war das 
Sprichwort "Des einen Freud, des anderen Leid" 
zutreffend. Für die Fremdenverkehrsbetriebe gab 
es eine U msatzsteigerung. Mil lionen Urlauber 
freuten sich über die anhaltende Schönwetterpe­
riode. Viele Bauern stehen aber vor einer Kata­
strophe. 

Heute wird bei uns der Beschluß gefaßt, das 
Katastrophenfondsgesetz zu ändern, mit dem die 
Dürreschäden zum Teil abgegolten werden ,  um 
nicht die Existenz der bäuerl ichen beziehungs­
weise der ländl ichen Bevölkerung für die Zukunft 
zu gefährden. 

Meine Damen und Herren! D iese Hilfestel lung 
soll woh l  nicht als Almosen den Geschädigten ge­
genüber angesehen werden, sondern es ist eine 
Selbstverständlichkeit, daß jenen Menschen ge­
holfen werden muß, denen Hilfe gebührt. Gerade 
der Bauernschaft als Kulturträger und als Wahrer 
der Ernährungsgrundlagen und einer gesunden 
U mwelt muß geholfen werden. 

Das Katastrophenfondsgesetz wurde erstmals 
im Jahre 1 966 beschlossen.  Warum? - 1 965 gab 
es d ie große Hochwasserkatastrophe in der Steier­
mark, in Kärnten und Osttirol. D ie damalige Re­
gierung wußte um den Schaden, und deshalb wur-
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de aus Steuermitteln - Lohnsteuer, Körper­
schaftsteuer, Einkommensteuer und Kapitaler­
tragsteuer - dieser Topf des Katastrophenfonds 
gefüllt. Er dient nicht nur zur Abgeltung von 
Schäden in der Land- und Forstwirtschaft, a lso 
geschädigten Bauern, sondern allen Bereichen 
der Wirtschaft bei Elementarschäden. 

Im Jahre 1 966 gab es zuviel Wasser, im Jah­
re 1 986 die Katastrophe von Tschernobyl und 
1 992 die Dürrekatastrophe. Diese Schäden wer­
den jetzt erhoben. Die Schadenskommissionen 
sind derzeit im ganzen Land unterwegs, und ich 
versichere Ihnen, daß sowohl von den Bauern als 
auch von den Mitgliedern der Kommissionen 
größtes Verantwortungsbewußtsein an den Tag 
gelegt wird. Ich möchte es n icht verabsäumen, al­
len Verantwortlichen für die rasche Schadenser­
hebung zu danken .  

An dieser Stelle möchte ich auch unserem Lan­
desrat Erich Pöltl herzlich danke sagen, der sofort 
und immer wieder bei den betroffenen Bauern 
war und auch sofort mit der Präsidentenkonfe­
renz der Land- und Forstwirtschaftskammern 
und mit dem Landwirtschaftsministeri um Kon­
takt aufnahm. 

Heute fanden die Verhandlungen zwischen den 
Verantwortlichen der Länder und des Finanzmi­
nisteriums statt. Die Auszahlungsmodelle wurden 
genau abgeklärt. In der Steiermark wurden schon 
über 1 0  000 Erhebungen gemacht. Die Schäden 
bei fünf bis sechs Fruchtarten wurden nach den 
verschiedenen Richtsätzen der Entschädigung ge­
schätzt. 

Heute ist folgendes abgesprochen worden: 
Wenn bei einem Feld in der Größe von einem 
Hektar der Fruchtwert 1 00 000 S beträgt und 
60 Prozent Schaden geschätzt wurde, so ergibt 
das 60 000 S. Von den 1 00 000 S sind 30 Prozent 
Selbstbehalt. Das sind 30 000 S. 60 000 S abzüg­
lieh 30 000 S macht 30 000 S, und davon werden 
50 Prozent den Bauern ausbezahlt. Der geschä­
digte Bauer bekommt also 1 5  000 S. 

Es ist dies genug Bürokratie, aber ich bin über­
zeugt, die Beamten des Landes werden es schaf­
fen. 

Bis 30. November soll die Erhebung abge­
schlossen sein, und dann wird ausbezahlt. 

Noch ein Wort zu den freiheitlichen Kollegen: 
Machen Sie den Bauern draußen nicht immer et­
was vor, und machen Sie die Bauern nicht zum 
Spielball der tagespolitischen Auseinandersetzun­
gen !  Versprechen Sie den Bauern nicht alles mög­
l iche, wenn Sie keine konkreten Vorschläge zur 
Finanzierung haben. Die Bauern wissen sehr ge­
nau, wer es ernst mit ihnen meint und wer nur  
Effekthascherei betreibt. Um den Bauern ihre 

Existenz zu sichern, brauchen wir das Verständ­
nis u nd die Hi lfe der gesamten Bevölkerung. 
(Zwischenruf des Bundesrates Mag. T r a t  t n e r. J 
Und um diese bitte ich alle. (Beifall bei der Ö VP 
und bei Bundesräten der SPÖ.) 18.53 

Präsident: Weitere Wortmeldungen liegen 
nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Dies ist nicht 
Fall .  

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird von der Berichterstattung ein Schlußwort 
gewünscht? - Dies ist ebenfalls nicht gegeben. 

Wir gelangen zur A b s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorliegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen .  - Es ist dies 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n 0 m m e n .  

Weiters kommen wir  zur  Abstimmung über 
den Entschließungsantrag der Bundesräte Mag. 
Trattner und Kollegen. 

Ich bitte jene Bundesräte, die diesem Entschl ie­
ßungsantrag zustimmen, um ein Handzeichen. -
Es ist dies die M i n d e r  h e i 1 .  

6.  Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
23. September 1992 betreffend einen Vertrag 
zwischen der Republik Österreich und dem Kö­
nigreich der Niederlande über die Binnenschiff­
fahrt sowie Unterzeichnungsprotokoll (507/NR 
sowie 4340/BR der Beilagen) 

Präsident: Wir gelangen nun zum 6. Punkt der 
Tagesordnung: Vertrag zwischen der Republik 
Österreich und dem Königreich der N iederlande 
über die Binnenschiffahrt sowie Unterzeich­
nungsprotokoll .  

Die Berichterstattung hat Herr Bundesrat lng. 
Reinhart Rohr  übernommen. Ich ersuche um die 
Berichterstattung. 

Berichterstatter Ing. Reinhart Rohr: Herr Prä­
sident !  Hohes Haus! Mit dem vorliegenden 
Staatsvertrag soll der gesamte österreichisch-nie­
derländische Binnenschiffsverkehr  , insbesondere 
auch im Hinblick auf die 1 992 bevorstehende Er­
öffnung des Main-Donau-Kanals, auf eine moder­
ne, völkerrechtlich vereinbarte Grundlage gestellt 
und ein rechtlicher Rahmen für die zu erwarten­
de intensivere Nutzung der Binnenwasserstraßen 
durch die Binnenschiffahrt und verladende Wirt­
schaft der beiden Staaten geschaffen werden. 
Zentrale Bedeutung kommt der b i lateralen Rege-
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lung der Verkehrsrechte zu, die jedoch die Rechte 
und Pflichten der Vertragsstaaten aus bestehen­
den bilateralen und multilateralen Übereinkom­
men unangetastet läßt. 

Im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 Bundes-Ver­
fassu ngsgesetz hat der Nationalrat beschlossen, 
daß der vorl iegende Staatsvertrag durch Erlas­
sung von Gesetzen zu erfüllen ist. 

Der Ausschuß für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung v�m 30. September 1 992 in Verhandlung 
genommen und einstimmig besch lossen, dem Ho­
hen Hause zu empfehlen, gegen die vorl iegenden 
Beschlüsse des Nationalrates keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schu ß  für öffentliche Wirtschaft und Verkehr so­
mit den A n t r a g, der Bundesrat wolle be­
schließen: 

1 . Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
23. September 1992 betreffend einen Vertrag 
zwischen der Republik Österreich und dem Kö­
nigreich der Niederlande über die Binnenschiff­
fahrt sowie Unterzeichnungsprotokolle wird kein 
Einspruch erhoben. 

2 .  Gegen den Beschluß des Nationalrates, den 
Staatsvertrag im Sinne des Artikels 50 Abs. 2 
Bundes-Verfassungsgesetz durch die Er lassung 
von Gesetzen zu erfüllen, wird kein Einspruch 
erhoben. 

Präsident: Wir gehen in die Debatte e in .  

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Erich Holzinger. Ich erteile es ihm. 

18.56 
Bundesrat Erich Holzinger (ÖVP, Oberöster­

reich) :  Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren des 
Bundesrates! Am 25. September war der große 
Tag: Es wurde der Rhein-Main-Donau-Kanal er­
öffnet; ein lahrhundertbauwerk, wie ich meine, 
mit enormer Bedeutung für Europa , speziell auch 
für Österreich. Der Kanal mit einer Länge von 
1 7 1  km erschließt eine Wasserstraße mit einer 
Länge von 3 500 km von Rotterdam bis zum 
Schwarzen Meer, also diagonal durch ganz Euro­
pa. 

Am 28. September, also am vergangenen Mon­
tag, hat das erste Rheinschiff der Niederlande im 
Linzer  Hafen angelegt. Es ist e in  Containerschiff, 
das die Donau, e inschließlich des Main-Donau­
Kanals, und den Rhein ständig befahren wird und 
damit eigentlich eröffnet hat, was wir uns immer 
schon gewünscht haben, nämlich einen kontinu­
ierl ichen Transport auf dieser Wasserstraße. 

Eine wesentliche Auswirkung neben der wirt­
schaftl ichen Bedeutung wird auch sein ,  daß sich 
die Verkehrsentwicklung entsprechend ändern 
wird. Es hat neben Bahn und Straße die Wasser­
straße, die ja eine günstige Kostenrechnung er­
gibt, dazu beigetragen ,  die Engpässe, die auf den 
beiden anderen Verkehrsträgern, nämlich auf der 
Bahn und auch auf der Straße, bestehen, doch zu 
erle ichtern. Wir müssen uns vorstellen ,  daß gera­
de durch den Transitverkehr auf den Straßen ein 
enormer Druck und e ine Belastung für die Bevöl­
kerung entstehen. Es wi rd sicherlich, glaube ich, 
durch diesen neuen Verkehrsträger eine Entla­
stung eintreten .  

Ich habe heute in  einer bayerischen Zeitung ge­
lesen, daß man dort innerhalb von zehn Jahren 
e ine Verdoppelung der Fracht auf 22,3 Millionen 
Tonnen pro Jahr erwartet. Was für Bayern gültig 
ist, hat selbstverständlich auch für Österreich sei­
ne Gültigkeit. 

Um positive Auswirkungen im größtmöglichen 
Umfang zu erreichen, sind auch von unserer Seite 
Maßnahmen zu setzen .  Eine davon ist dieser vor­
l iegende Vertrag für die gemeinsame Wasserstra­
ße. 

In den Erläuterungen heißt es: Der am 26. Sep­
tember 1 99 1  unterzeichnete Vertrag soll den 
österreichisch-niederländischen Binnenschiffver­
kehr auf eine moderne vertragliche Grundlage 
setzen. - Damit ersetzt er die Bestimmungen des 
Handels- und Schiffah'rtsvertrages zwischen der 
Republ ik Österreich und dem Königreich Nieder­
lande aus dem Jahr 1 929 betreffend den Binnen­
schiffahrtsverkehr und ermöglicht somit die An­
passung aller erforderlichen Richtl i nien an die 
neuen Gegebenheiten .  

Da dieser Vertrag gesetzändernden und geset­
zesergänzenden Charakter hat, bedurfte es des 
Beschlusses des Nationalrates und bedarf es der 
Zustimmung des Bundesrates. 

Aber auch baul iche Maßnahmen waren h iefür 
erforderlich. Diesbezüglich kann, und da muß ich 
Oberästerreich loben, festgestellt werden, daß in 
Erkenntnis dessen, was auf uns zukommt, und 
der Möglichkeiten, d ie sich erschließen lassen, das 
Land Oberösterreich seinerzeit einen Hafen in  
Enns gebaut hat . Es hat große Kritiken gegeben, 
als eine Zeitlang die Frage aufgetaucht ist, soll 
d ieser Kanal e igentlich fertiggebaut werden oder 
n icht. 

Nunmehr ist der Optimismus, den Oberöster­
reich hatte, belohnt worden ,  und das Land N ie­
derösterreich hat im Anschluß an das Ennser Ha­
fenbecken ein großes Gebiet als Industriegebiet 
gewidmet, um die Möglichkeiten, die sich daraus 
ergeben, nützen zu können. Auch hier haben wir 
einen Vergleich m it dem bayrischen Raum. Dort 
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haben sich bereits in Blickrichtung auf diese Was­
serstraßenverbindung Betriebe angesiedelt, die 
nunmehr 9 000 Beschäftigte mehr haben .  

Eines stimmt mich allerdings in diesem Zusam­
menhang etwas betrüblich , und das ist die Ent­
wicklung der DDSG. Sie wissen, daß es Verkaufs­
verhandlungen gibt, und Sie wissen, daß die gege­
benen Möglichkeiten in der Vergangenheit, wie 
ich meine, n icht ausreichend gen ützt wurden. Es 
gab Fehlentscheidungen bei der Anschaffung von 
Personenschiffen; ich denke etwa an die Anschaf­
fung der "Mozart" , die heute zum Verkauf ange­
boten wird. Dabei hätte man es eigentlich re lativ 
leicht gehabt, man hätte sich nur  die Entwicklung 
der Privatfirmen im anschließenden Passau an­
schauen müssen,  dort wurde von vornherein auf 
die richtigen Schiffsmodelle gesetzt, daher gab es 
auch eine entsprechend positive geschäftliche 
Entwicklung. (Vizepräsident S t r u t z  e 11 b e  r -
g e r  übernimmt den Vorsitz. ) 

Abschließend kann man daher feststellen , daß 
sich wieder beweist, daß in geschützten Bereichen 
nicht die Maßnahmen gesetzt werden, d ie not­
wendig sind, um im strengen Wettbewerb, im 
strengen i nternationalen Wettbewerb, bestehen 
zu können. Das sollte uns, glaube ich ,  in der Zu­
kunft auch bezüglich anderer Bereiche zu denken 
geben. Jedenfalls ist dieser Vertrag ein weiterer 
Schritt Österreichs in den Europäischen Wirt­
schaftsraum. Das ist auch der Grund. warum wir 
diesem gerne unsere Zustimmung geben .  (Beifall 
bei der O VP.) 19.04 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor .  

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall .  

Die Debatte ist geschlossen. 

Wird vom Herrn Berichterstatter ein Schluß­
wort gewünscht? - Dies ist ebenfalls nicht der 
Fal l .  

Wir kommen zur A b s t i m m u n g.  

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen. gegen den Beschluß 
des Nationalrates betreffend einen Vertrag zwi­
schen der Republik Österreich und dem König­
reich der N iederlande über die Binnenschiffahrt 
sowie U nterzeichnungsprotokoll und gegen den 
Beschluß, d iesen Staatsvertrag im Sinne des Ar­
tikels 50 Abs. 2 Bundes-Verfassungsgesetz durch 
die Erlassung von Gesetzen zu erfüllen, keinen 
Einspruch zu erheben ,  um ein Handzeichen. -
Es ist dies S t i m  m e n e i n  h e l l  i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
som it a n g e n  0 m m e n . 

7. Punkt: Beschluß des Nationalrates vom 
23. September 1 992 betreffend ein Abkommen 
zwischen der Republik Österreich und der Re­
publik Ungarn über die Grenzabfertigung im 
Straßen- und Schiffsverkehr (553/NR sowie 
4341/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir 
kommen zum 7. Punkt der Tagesordnung: Ab­
kommen zwischen der Republ ik Österreich und 
der Republik Ungarn über die Grenzabfertigung 
im Straßen- und Schiffsverkehr .  

, 

Berichterstatter ist Herr Bundesrat Prähauser. 
Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatter Stefan Prähauser: Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister !  Hoher Bundesrat! 
Durch das vorl iegende Abkommen so ll  die recht­
l iche Grundlage geschaffen werden, Grenzabfer­
tigungsstellen der Zoll- und Grenzkontrollbehör­
den der beiden Staaten in an Straßengrenzüber­
gängen und am Ufer des Neusiedler Sees gelege­
nen Amtsgebäuden der entsprechenden 
Behörden des Nachbarstaates einzurichten u nd 
hoheitsrechtliche Grenzabfertigungsfunktionen 
dort auszuüben. 

Zweck dieses Abkommens ist die beschleunigte 
Abwicklung des Grenzverkehrs im Hinblick auf 
das zunehmende Verkehrsaufkommen auf den 
grenzüberschreitenden Straßen zwischen Öster­
reich und Ungarn. 

Dem Nationalrat erschien bei der Genehmi­
gung des Absch lusses des vorliegenden Abkom­
mens die Erlassung von besonderen B undesgeset­
zen im Sinne des Artikels SO Abs. 2 Bundes-Ver­
fassungsgesetz zur Überführung des Vertrags­
inhaltes in die innerstaatliche Rechtsordnung 
nicht erforderlich. 

Der Ausschuß für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr hat die gegenständliche Vorlage in seiner 
Sitzung vom 30. September 1992 in Verhandlung 
genommen und einstimmig beschlossen ,  dem Ho­
hen Hause zu empfehlen, keinen Einspruch zu 
erheben. 

Als Ergebnis seiner Beratung stellt der Aus­
schuß für öffentliche Wirtschaft und Verkehr so­
m it den A n  t r a g, der Bundesrat wolle be­
sch ließen : 

Gegen den Beschluß des Nationalrates vom 
23. September 1 992 betreffend ein Abkommen 
zwischen der Republ ik Österreich und der Repu­
bl ik Ungarn über die Grenzabfertigung im Stra­
ßen- und Schiffsverkehr wird kein Einspruch er­
hoben. 

Vizepräsident Walte r  Strutzenberger: Danke 
für den Bericht. 

558. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)64 von 77

www.parlament.gv.at



B u ndesrat - 558. S itzu ng - 30. September 1992 26785 

Vizepräsident Walter Strutzenberger 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet hat sich Herr Bundesrat 
Jaud. Ich erteile ihm dieses. 

1 9.07 
Bundesrat Gottfried Jaud (ÖVP, Tirol) : Sehr 

geehrter Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Bun­
desminister Mock !  Hoher Bundesrat ! Der l iberal­
konservativen Regierung Antal ist es gelungen, 
Ungarn als Land der Stabil ität in Europa heraus­
zustellen . Ungarn ist bestrebt, sich mit aller Kraft 
aus den ehemaligen Bindungen der sozial istischen 
Wirtschaft zu befreien . 

Diese Befreiung gelingt Ungarn offensichtlich 
etwas besser und rascher a ls anderen Ländern des 
ehemaligen Ostblocks. Betrug 1987 der Antei l  des 
Ostblocks am ungarischen Außenhandel noch 
50 Prozent, so sank  1990 dieser Anteil bereits auf 
29 Prozent. Die Westausfuhren sind seither stän­
dig gestiegen und erreichten 1992 erstmals eine 
Höhe, die den Einbruch der Ostexporte nicht nur 
kompensieren konnte, sondern eine Zunahme 
der gesamten Exporte erwarten läßt. 

Die außenwirtschaftlichen Erfolge Ungarns 
und der unvermindert anhaltende Zufluß auslän­
discher Direktinvestitionen führen zu einem lau­
fenden Zahlungsbilanzüberschuß und damit zur 
Zunahme der Devisenreserven. Ungarn genießt 
das hohe Vertrauen des Auslandes, was sich nicht 
nur am Export erkennen läßt, sondern mehr noch 
an den ausländischen Investitionen. Es sind dies 
weitaus die höchsten in einem ehemaligen Land 
des Ostblocks. Dieser Entwicklung hat nun die 
österreichische Regierung Rechnung getragen, in­
dem sie ein Abkommen über die Erleichterung 
der Grenzabfertigung bei Straßen- und Gewässer­
übergängen vereinbart hat. 

Mit dem vorliegenden Abkommen so ll die 
Möglichkeit geschaffen werden,  Grenzabferti­
gungsstellen der Zoll- und Grenzbehörden der 
beiden Staaten an den Straßen und am Neusiedler 
See gegenseitig zu benützen .  Im Zusammenhang 
mit dieser Vereinbarung wird auf österreichischer 
Seite die in Planung befindl iche Güterabferti­
gungsanlage Nickelsdorf an der künftigen Auto­
bahn Wien - Budapest errichtet werden. Die un­
garischen Behörden werden als Mitbenützer auf­
treten und dafür Mieteinnahmen bezahlen. 

Der überwiegende Teil der für d ie gemeinsame 
Benützung vorgesehenen Gebäude l iegt aber auf 
ungarischem Gebiet, sie werden von der österrei­
chischen Zollverwaltung m itbenützt. Die öster­
reichische Zollverwaltung erspart sich damit Neu­
bauten, sie wird aber dafür Miete bezahlen müs­
sen .  Eine wesentliche Beschleunigung der Grenz­
abfertigung, die im Bericht als Zweck angeführt 
wird, wird es nach Aussage von Mitarbeitern des 
Ministeriums in absehbarer Zeit nicht geben. Dies 

liegt nicht an den österreichischen, sondern an 
den ungarischen Behörden ,  die einer ratione lle­
ren Granzabfertigung nicht zustim men.  Obwohl 
sich die österreichischen Verhandler schon seit 
zwei Jahren bemühen und sich nicht gescheut ha­
ben, m it den ungarischen Behörden an den Wal­
serberg zu fahren und ihnen dort die Abfertigung 
zu zeigen , sind diese nicht bereit, derartige Abfer­
tigungen auch an der Grenze Österreich-Ungarn 
einzuführen. 

Wir stimmen heute einem Abkommen zu, das 
ein Näherrücken von Österreich zu Ungarn be­
deutet, eine offene, harmonische und friedl iche 
Nachbarschaft, die nach Ablöse der Planwirt­
schaft durch die Prinzipien der Marktwirtschaft 
ermöglicht wurde. 

D ies ist eine erfreuliche Entwick lung nach der 
Öffnung des Eisernen Vorhanges, die symbol isch 
mit der Zerschneidung des Stacheldrahtes durch 
Außenminister Mock eingeleitet wurde. - Ich 
danke I hnen. (Beifall bei der Ö VP.) 19.10 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Weitere 
Wortmeldungen liegen nicht vor .  

Wünscht noch jemand das Wort? - Das ist 
nicht der Fall . 

Die Debatte ist geschlossen .  

Wird ein Schlußwort gewünscht? - Ebenfalls 
nicht der Fall .  

Wir kommen zur A b s t i m m u n g. 

Ich b itte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, gegen den vorl iegen­
den Beschluß des Nationalrates keinen Einspruch 
zu erheben, um ein Handzeichen. - Es ist dies 
S t i m m e n e i n h e l l i g k e i t. 

Der Antrag, keinen Einspruch zu erheben, ist 
somit a n g e n  0 m m e n. 

8. Punkt: Außenpolitischer Bericht der Bundes­
regierung über das Jahr 199 1  (111- 1 1 0  und 
4342/BR der Beilagen) 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Wir ge­
langen zum 8. Punkt der Tagesordnung: Außen­
politischer Bericht der Bundesregierung über das 
Jahr 1 991 . 

Berichterstatterin ist Frau Bundesrätin Schier­
huber. Ich bitte um den Bericht. 

Berichterstatterin Agnes Schierhuber: Der Be­
richt befaßt sich zunächst mit der Entwick lung 
der Europäischen Gemeinschaft im Jahre 1 99 1  
und behandelt die Frage der Bildung der Politi­
schen Union sowie der Wirtschafts- und Wäh­
rungsunion, d ie Neuordnung der Organe sowie 
die gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik .  
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Ferner behandelt dieser Abschnitt die Europaver­
träge mit den zentral- und osteuropäischen Staa­
ten, die Stellungnahme der EG-Kommission zum 
österreichischen Beitrittsantrag, die österreichi­
sehe Gesprächs- und Besuehsdiplomatie in bezug 
auf das Verhältnis zur Gemeinschaft. Weitere 
Themen sind die europäische politische 
Zusammenarbeit 1 99 1 ,  der EG-Binnenmarkt, die 
EG-Forschungs- und Entwieklungsprogramme 
und die EG-Bildungsprogramme. Schließl ich be­
handelt dieser Abschnitt Österreichs öffentl iche 
Meinung über die EG-Mitgliedschaft, die integra­
tionsbezogene Informationsarbeit, das Verhältnis 
der Europäischen Freihandelsassoziation (EFT A) 
und die EWR-Verhandlungen sowie die Bezie­
hungen der EFTA zu Drittstaaten.  

Nachfolgende Abschnitte behandeln den Euro­
parat, die Wirtschaftskommission der Vereinten 
Nationen für Europa, die Konferenz für Sicher­
heit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE),  die 
Veränderungen in Zentral- und Osteuropa, die 
Jugoslawienkrise, das Wiederaufleben der Natio­
nal ismen und die österre ichische Haltung zu die­
ser Entwicklung. Thema ist auch die E ntwicklung 
auf dem Gebiete der ehemaligen Sowjetunion. 

Weitere Abschnitte betreffen Österreichs 
Nachbarschaftspolitik wie Südtirol, die Hexago­
nale, die internationale Zusammenarbeit auf Län­
der- und Gemeindeebene, die F rage der Weltaus­
stellung Wien-Budapest, die Donaukommission ,  
den Schwerlasttransitverkehr und den Umwelt­
schutz in den nachbarschaftlichen Beziehungen. 

Gegenstand des .�eriehtes sind ferner Fragen 
wie das Verhältnis Osterreichs zu den außereuro­
päischen Staaten ,  Wien als Sitz internationaler 
Organisationen, Österreich und die Weltwirt­
schaft, die Weltwirtschaft und die Nord-Süd-Pro­
blematik. 

Schließlich werden in dem Bericht auch die 
Themen internat.�onaler Abrüstung und Rü­
stungskontrolle, Okologie und E nergie, Kultur 
und Wissenschaft, die Stel lung des einzelnen 
Menschen in den internationalen Beziehungen 
und die rechtliche Dimension der österreichi­
schen Außenpolitik behandelt. 

Weitere Ausführungen betreffen die Themen 
Medien und Information, das österreichische Par­
lament in den internationalen Beziehungen, die 
Tätigkeit des Rates für auswärtige Angelegenhei­
ten sowie den österreichischen auswärtigen 
Dienst. 

Schließlich umfaßt der Bericht auch Tätigkeits­
berichte über die Vereinten Nationen und den 
Europarat. 

Der Außenpolitische Ausschuß hat die gegen­
ständliche Vorlage in seiner Sitzung am 30. Sep-

tember 1992 in Verhandlung genommen und ein­
stim mig beschlossen, dem Hohen Hause zu emp­
fehlen, den Bericht zur Kenntnis zu nehmen. 

Als Ergebn is seiner Beratung stellt der Außen­
politische A usschuß som it den A n t r a g, der 
Bundesrat wolle beschließen: 

Der Außenpolitische Bericht der Bundesregie­
rung über das Jahr 1 99 1  (IU- l l 0/BR der Beila­
gen) wird zur Kenntnis genommen. 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich dan­
ke für den Bericht. 

Wir gehen in die Debatte ein. 

Zum Wort gemeldet ist Herr Bundesrat Konec­
ny. Bitte. 

/9.14 
Bundesrat Albrecht Konecny (SPÖ, Wien) :  

Herr Präsident! Herr Bundesminister! Hoher 
Bundesrat! D ie Debatte über den Außenpoliti­
schen Bericht  ist, wie jedes Jahr, n icht nur eine 
Gelegenheit, sich mit jenen Themata zu befassen ,  
die in diesem Bericht abgehandelt werden ,  und 
mit dem Bericht selbst, sondern sie ist natürlich 
auch Anlaß für eine außenpolitische Grundsatz­
diskussion. 

Nun haben wir heute einen guten Teil jener 
Themen,  die .�aturgemäß die außenpolitische 
Diskussion i n  Osterreich bestimmen, nämlich all 
?ie Fragen, die mit den Integ�.ationsbemühungen 
m Westeuropa und der Rolle Osterreichs und den 
Hoffnungen und Befürchtungen österreichs im 
Zusammenhang stehen, ausführlichst abgehan­
delt. Aber das ändert n ichts daran, daß wir bei der 
Planung unserer Zukunft - wir betreiben ja hier 
kein wissenschaftliches Seminar - sehr wohl 
auch jene Fragen berücksichtigen müssen,  d ie in 
anderer Weise und, wie es in  vielen Fällen aus­
sieht, in negativer Weise auf unser Land e inwir­
ken. 

Ich gebe zu ,  Außenpolitiker und außenpoliti­
sche Analytiker aller Couleurs, aller Richtungen, 
haben sich in den letzten sieben, acht Jahren n icht 
sehr als Prognostiker bewährt, manchmal woh l  
auch durch d i e  eigenen Gefühle überwältigt. Ein 
paar der letzten Debatten ,  die wir über d ieses 
Thema gefüh rt haben, waren von den gegenseiti­
gen Versicherungen geprägt, daß wir es uns alle 
n icht hätten träumen lassen - zwei, drei Jahre 
früher - ,  daß die kommunistischen Gewaltsyste­
me in Osteuropa so rasch zusammenbrechen, so 
spurlos verschwinden. Ich gebe auch gerne zu, 
daß ich - ich sage das auch sehr persönlich - in 
dem Augenblick schon sehr feuchte Augen ge­
habt habe, als der ORF das schöne BrechtI ied 
"Am Grunde der Moldau" zu den Photos des Va­
clavske namesti gespielt hat, aber n icht daran ge­
dacht habe, daß wir uns zwei Jahre später, drei 
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Jahre später, damit auseinanderzusetzen haben,  
daß Osteuropa eine Quelle der Krise, eine Quelle 
des Krieges, eine Quelle der Gefahr geworden ist. 

Trotzdem: Wir können uns unsere geographi­
sche Lage n icht aussuchen. Wir müssen mehr 
noch als andere gegenüber diesen neuen, schwie­
rigen Situationen verantwortungsbewu ßt, aber 
auch im wohlabgewogenen E igeninteresse han­
de ln. 

Es ist klar, daß bei einer derartigen Betrach­
tungsweise die Entwicklungen und Konflikte auf 
dem Gebiet des ehemaligen Jugoslawien im Vor­
dergrund zu stehen haben. 

Es ist pol itisches Kleingeld geworden, aber es 
ist trotzdem notwendig, in einer solchen Debatte 
und bei diesem Thema schlicht und einfach das 
Entsetzen darüber zum Ausdruck zu bringen, daß 
zum Ende des 20. Jahrhunderts in Zentraleuropa 
diese Formen der Auseinandersetzung gewählt 
werden, um Konfl ikte auszutragen. Es ist nur mit 
ein paar Worten in einer solchen Debatte daran 
zu erinnern, daß Österreich naturgemäß seine 
Verantwortung gegenüber den Menschen, die die­
sen Greueln zu entrinnen versuchen, zu tragen 
hat, und es ist klar zum Ausdruck zu bringen, daß 
wir jenen schwierigen Grat entlang wandeln müs­
sen, nämlich einerseits nicht hineingezogen zu 
werden als Partei in diese Konflikte, von denen 
wir zu befürchten und anzunehmen haben, daß 
sie nicht eine temporäre Übergangserscheinung 
sind, sondern daß sie - vielleicht unterbrochen 
durch Waffenstil lstände und ähnliches - auf Jah­
re hinaus die Politik des Balkans bestimmen wer­
den, und andererseits unsere Verantwortung, 
aber auch unser Eigeninteresse für friedliche oder 
zumindest friedlichere Lösungen nicht zurückzu­
stellen. 

Das ist ein verdammt schmaler Grat, und H ur­
ra-Politiker mancher Orientierung tun sich 
schwer, von diesem Grat nicht abzustürzen.  Ich 
erinnere mich etwa an den sommerlichen Ausritt 
des ehemal igen Friedensfreundes Pilz, der dann 
das Heil plötzlich im - auf wienerisch sagt man 
- Dreinhaun gesehen hat. Ich glaube nicht, daß 
irgend jemand, der ernsthaft diese Probleme an­
gehen will ,  diese Option, einen Konflikt durch  ei­
nen neuen Konflikt gewissermaßen zu überlagern 
und niederzuhalten, gehen wil l .  

Etwas anderes ist es ,  und das ist notwendig, und 
dazu stehen wir und das ist unsere Politik, durch 
strikte Sanktionen, durch die Einhaltung und Be­
wahrung d ieser Sanktionen, durch internationa­
len Druck, durch Beschlußfassungen in interna­
tionalen Gremien und in e inem wohlabgewoge­
nen Wechselspiel m it diesen Druckrnaßnahmen, 
der immer wieder vorgetragenen Vermittlungsbe­
mühung, doch noch dazu zu kommen, daß zu­
mindest die Leiden der Zivilbevölkerung, daß zu-

mindest das Blutvergießen verringert werden 
können. 

Ich möchte aber - woh l  wissend, wie schwierig 
das in einer solchen Situation zum Ausdruck zu 
bringen ist - doch eines sehr, sehr  klar sagen: 
Glaubhaft bleibt in einem solchen Konflikt nur 
der, der die Äquidistanz zu  den Konfliktpartnern 
bewahrt, der sich nicht zu einer - sei es auch 
unbeabsichtigt - scheinbaren Kumpanei mit ei­
ner Seite verleiten läßt. U nd ich sage sehr ehrlich: 
Auch wenn ich weiß und wenn wir alle wissen, 
daß die serbische Seite in diesem Konflikt eine 
treibende Kraft ist, daß von dem,  was es an 
Kriegsverbrechen gibt, mehr, als ihrem Anteil  
entspricht, auf sie entfällt und daß Österreich -
und ich sage das auch ganz bewußt, Herr Außen­
minister ,  in Ihre Richtung - sehr vorsichtig sein 
sollte, um uns nicht - auch ganz bewußt gesagt, 
angesichts unserer auch nicht ganz glücklichen 
Geschichte in diesem Raum - im Lichte eines 
Fast-schon-Partners Kroatiens erscheinen zu las­
sen. 

Ich glaube, daß wir unsere politische Rol le 
dann am besten spielen können, wenn wir einer­
seits wirklich glaubhaft unsere Äquid istanz, unse­
re Neutral ität dokumentieren und wenn wir auf 
der anderen Seite vol l  und mit der ganzen Kraft 
unserer  staatl ichen Institutionen mitwirken bei 
den internationalen Besch lüssen, bei den interna­
tionalen Druckmaßnahmen, bei den internationa­
len Boykottmaßnahmen und unsere ganze Unter­
stützung jenen Bemühungen geben, wie sie vor 
allem von KSZE, EG und selbstverständlich 
UNO unternommen werden. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang und in 
einem sehr  bewußten Gegensatz dazu auf eine 
zweite Entwicklung verweisen, auf die naturge­
mäß dieser Bericht auch nicht eingehen kann, 
wei l  er ja retrospektiv abgefaßt sein  muß. Wie 
immer im Detai l  h ier die Entwicklungen verlau­
fen, wie immer die kleinen und auch größeren 
Probleme, die es hier noch zu lösen geben wird, 
von den Betei ligten ausgehandelt werden, es ist -
wie immer man persönl ich oder auch in einer ge­
schichtlichen Sicht dazu stehen will - ein erfreu­
l icher Gegensatz, wie das tschechische Volk  ei­
nerseits und das slowakische Volk  andererseits 
mit der schwierigen Frage ihrer gegenseitigen Be­
ziehungen und offensichtlich mit der Frage der 
staatsrechtlichen Trennung der beiden Republi­
ken umgehen. 

Als unmittelbares Nachbarland dieser beiden 
Länder und vermutlich künftigen Staaten haben 
wir, ohne uns irgendwie in diese Entwicklung ein­
mischen zu  wollen, unseren Nachbarn und unse­
ren Freunden deutlich zu sagen, daß man, wenn 
man das Wort von der velvet revolution hier um­
wandelt - und ich bin nicht der erste, der das tut 
- ,  zu einer "samtenen" Scheidung alles Gute 
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wünscht, die unter ganz anderen Begleitumstän­
den vor sich gehen könnte. Und wir würden in 
unserer eigenen Politik gut daran tun, uns auf das 
sehr bald zustande kommende Bestehen von zwei 
Nachbarländern dort, wo es bisher nur eines gege­
ben hat, einzustellen. 

Ich war sehr froh,  heute während der Aus­
schußberatungen von Ihren Mitarbeitern,  Herr 
Minister, zu hören , daß Österreich sich darauf 
eingestellt und vorbereitet hat, falls es, wie es im 
Augenblick aussieht, dazu kom mt, zu den ersten 
Staaten zu gehören, die in Bratislava diplomatisch 
repräsentiert sein werden. Und ich glaube, daß es 
�.ine Selbstverständl ichkeit für die Republik 
Oster reich ist, einem solchen neuen Nachbarn, 
der in besonderem Maße mit den Anpassungs­
schwierigkeiten zu kämpfen  hat, mit denen alle 
ehemals kommunistischen Staaten ringen, eine 
hilfreiche Hand zu geben, unsere Möglichkeiten 
der Unterstützung einzusetzen, damit dieser so 
nahe gelegene Nachbar jene fruchtbare und auf 
künftigen Wohlstand orientierte E ntwicklung 
nehmen kann, von der wir wissen, daß sie uns, 
wenn sie zustande kommt, auch einige Probleme 
abnehmen wird. 

In der Demokratie kann man - einem Winston 
Churchill zugeschriebenen Wort zufolge - über 
al les reden, nur nicht über eine Viertelstunde . Ich 
glaube, daß das eine gute Wahrheit ist, vor allem 
um fünf Minuten vor 1 9.30 Uhr. Ich gestatte mir, 
es deshalb bei diesen zwei ausgewählten Kapitel­
ehen aus dem leider sehr  reichhaltigen Bouquet 
außenpolitischer Probleme bewenden zu lassen, 
möchte aber meine Ausführungen nicht abschlie­
ßen, ohne einmal mehr zu versichern, daß ich mir 
wünschen würde, es gäbe für mehr pol itische 
Sachbereiche in Österreich ein derart übersichtli­
ches, präzises und verwendbares Kompendium, 
wie es der Außenpolitische Bericht ist. 

Ich stehe nicht an , Ihnen, Herr Minister, aber 
vor allem den Mitarbeitern, die letztlich dafür ar­
beitsmäßig die Verantwortung tragen, für diesen 
Bericht zu danken. Für  jeden, der außenpolitisch 
interessiert ist, ist d ieser Bericht, glaube ich, eine 
große Hilfe, und das weit über den Kre is der Par­
lamentarier h inaus. 

In diesem Sinne ist es selbstverständlich, daß 
dieser Bericht unsere Zustimmung, unsere 
Kenntnisnahme findet, aber ich möchte nochmals 
sagen: Die Bre ite der Probleme, die Vielzahl der 
angeschnittenen Fragen weisen uns auch darauf 
hin,  wie notwendig es ist, nicht nur als Politiker, 
als Parlamentarier d iese außenpolitischen Infor­
mationen anzunehmen,  sondern sie auch als An­
regung zu betrachten,  die öffentliche Diskussion 
über internationale Fragen - und das heißt vor­
weg die Information über außenpolitische und in­
ternationale Fragen - wesentlich voranzutrei­
ben. Es ist keine Frage, diese internationalen Fra-

gen werden für das Leben unseres Landes und 
uns�res Volkes stets wichtig��. (Beifall bei der 
SPO und bei Bundesräten der O VP.) 19.27 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Als 
nächstem Redner erteile ich Herrn Vizepräsiden­
ten Dr. Strimitzer das Wort. 

/9.27 
Bundesrat Dr. Martin Strimitzer (ÖVP, Tirol) :  

Herr Präsident! Herr Bundesminister!  Hohes 
Haus! Ich werde versuchen, es in bezug auf die 
Kürze meinem Vorredner gleich zu tun. 

In den vergangenen zehn  Jahren,  in denen ich 
die Ehre hatte, dem Bundesrat anzugehören, 
habe ich mich, wie Sie sich vielleicht erinnern 
werden ,  bei der Behandlung des Außenpoliti­
schen Berichtes jeweils vorrangig mit der Frage 
Südtirol beschäftigt. Diese Frage ist, obwohl sie 
naturgemäß im vorliegenden Bericht für 1 99 1  
noch einen gebührenden Platz einnimmt, seit 
heuer, zumindest vorläufig, vom Tisch .  Und 
nichts, meine Damen und Herren von der Frei­
heitlichen Partei , deutet erfreulicherweise derzeit 
darauf hin,  daß sich Ihre Unkenrufe vor der Ab­
gabe der Streitbeilegungserklärung bewah rheiten 
würden.  

Richtig ist, daß der italienische Regionenmini­
ster die Regionen mit Sonderstatut - u nd dazu 
zählt auch Südtirol - hinsichtlich ihrer F inanz­
ausstattung beschränken will . Das ist aber ganz 
offensichtlich, meine Damen und Herren,  keine 
gegen Südti rol allein oder speziell gerichtete 
Maßnahme, und sie berührt die Autonomie in 
keiner Weise. Auch dann nicht, wenn der Gene­
ralsekretär der Freiheitlichen Partei das in Presse­
berichten anders darzustellen versucht hat. Im 
übrigen kommt ja dem Herrn Meischberger, 
wenn ich Ihnen das sagen darf, meine Damen und 
Herren, die Union für Südtirol - seine, wenn ich 
sie so bezeichnen darf, "Antipaketabschluß­
Schwesterpartei" - langsam, aber sicher abhan­
den. 

Diese Partei ist ja derzeit mit einem wirren, 
schrillen Obmann-Wechsel beschäftigt. Der Ob­
mann dieser Partei ist aus dem Fraktionsbüro der 
Union für Südtirol physisch hinausspediert wor­
den. Sie ist in sich uneins und als Impulsgeber für 
die Südtirolpolitik der Freiheitlichen faktisch 
nicht mehr brauchbar. 

Die Tatsache, daß ich mich heuer nicht weiter 
mit Südtirol beschäftigen muß - wobei ich sagen 
muß, daß der Abschluß des österreichisch-italie­
nischen Freundschaftsvertrages noch eine große 
Aufgabe ist und sicherlich Gelegenheit bieten 
wird, die b is dorthin mit der Südtiroler Autono­
mie gewonnenen Erfahrungen einfließen zu las­
sen - ,  b ietet mir die Möglichkeit, m ich mit ein 
paar grundsätzlichen Aspekten der österreichi-
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sehen Außenpolitik ,  die ich allerdings nur kurz 
streifen möchte, zu beschäftigen. 

Meine Damen und Herren! Erstens: Jeder ob­
jektive Beobachter der Situation wird zugeben 
müssen ,  daß die österreich ische Außenpolitik un­
ter unserem Außenminister Mock unerhört an 
Profil gewonnen hat, und vor allem, daß diese 
Außenpolitik Österreichs für die Völkergemein­
s�haft berechenbar geworden ist. (Beifall bei der 
O VP.) 

Meine Damen und Herren! D ie österreichi­
schen Vorschläge zur Lösung internationaler Pro­
b leme werden zwar nicht immer gleich aufgegrif­
fen - wer will das verhehlen? - ,  stets aber ernst 
genommen. Und leider haben sie sich manch mal 
zu spät als richtig erwiesen. Ich brauche in diesem 
Zusammenhang auf das Problem des früheren Ju­
goslawien nicht mehr einzugehen , obwohl ich das 
beabsichtigt habe. Ich kann diesbezüglich den 
hier geäußerten Ansichten des Kol legen Konecny 
grundsätzlich beitreten. 

Ich glaube allerdings nicht, l ieber Herr Kol lege 
Konecny, daß es bei der Beurteilung der Verhält­
nisse am Balkan verfehlt sein  kann,  aufzuzeigen, 
wer der Aggressor ist und wer die Angegriffenen, 
wer die Geschundenen und wer die Bedrohten 
sind. Ich meine also, die Wahrheit sol l  nicht un­
terdrückt werden, al lerdings auch dann nicht. 
füge ich hinzu, wenn sie Freunden gegenüber 
ausgesprochen werden muß, die Unmenschlich­
keiten ebenfalls mit unlauteren Mitteln begegnen. 

Herr Minister Mock, um zurückzukommen auf 
mein Thema, gilt im Kreise seiner Kollegen, se i es 
in Europa oder bei den Vereinten Nationen, als 
ein sogenannter "elder statesman" , der mit seiner 
Arbeit, wie ich meine, Österreich einen Platz im 
internationalen Konzert der Mächte verschafft, 
der weit über seine Einwohnerzahl  oder seine 
geopolitische Position h inausreicht. Ich sage das 
nicht aus Parteifreundschaft - das möchte ich 
ausdrücklich hier betonen - ,  sondern weil wir 
österreichischen Parlamentarier - ganz gleich,  
welcher Parteizugehörigkeit -, wenn wir im Aus­
land sind, Antei l  an diesem österreichischen I ma­
ge haben dürfen. Und dafür sollte n  wir uns beim 
Haupturheber bedanken. (Beifall bei der Ö VP so­
wie Beifall des Bundesrates Dr. Kapral.) 

Meine Damen und Herren !  Zweitens: Über die 
Neutralität will ich mich im Detai l  n icht auslas­
sen.  Wichtig scheint mir zu sein, daß wir von ihr 
nicht lassen sollten, bevor wir nicht Teilhaber ei­
nes kollektiven Sicherheitssystems sind, das in der 
Lage ist, überall in Europa und auf der Welt d ie 
Interessen der Völkergemeinschaft und damit un­
sere eigenen Interessen zu schützen und zu ver­
teidigen.  

Und drittens, mei ne Damen und Herren: 
Österreich hat sich schon von seiner geschichtli­
chen Rolle her immer als ein Anhänger der eu­
ropäischen Idee, des gemeinsamen europäischen 
Bewußtseins, wenn ich mich so ausdrücken darf, 
des Europas der Vaterländer, verstanden. So sind 
wir an der Wiege des Europarates und der EFTA 
gestanden, und wir bemühen uns nun, das Europa 
der Zwölf zu vergrößern und zu vertiefen. Mit 
der Ratifikation des heute h ier schon behandelten 
EWR-Vertrages wird diese Mission neuerlich un­
ter Beweis gestellt, wei l  wir auch in diesem Fall zu 
den ersten zählen, die diese Ratifikation vorneh­
men. Und es ist ja schon gesagt worden, mit Hur­
rastimmung hat das nichts zu tun. Sie brächte 
nichts und h ielte dem kritischen Geist der Öster­
reicher nicht stand. 

Das, was wir brauchen ,  sind eine rück haltlose 
Aufklärung und ein nüchternes Abwägen der 
Vor- und Nachteile. Und im Zusammenhang mit 
dem angestrebten EG-Beitritt darf bei dieser Ab­
wägung nie aus den Augen verloren werden, daß 
wir heute, obwohl  wir, h istorisch betrachtet, eine 
europäisch ausgerichtete starke Kraft s ind, ein 
kleines Land sind, das sich alle in schwer behaup­
ten, das aber gemeinsam mit anderen vieles bewe­
gen und bei einer Mitgliedschaft in der EG vor 
allem auch mitgestalten kann. Diese Tatsache des 
Mitgestalten-Könnens ist im Europarat - und 
meine Kollegen, die mit mir in der Parlamentari­
schen Versammlung sitzen, etwa auch Herr Kol­
lege Konecny, werden das bestätigen können -
schon wiederholt unter Beweis gestellt worden, 
nicht nur in der Parlamentarischen Versammlung 
selbst, sondern auch im Ministerkomitee. 

Und wenn es ge lingen sollte, das von Öster­
re ich vorgesch lagene Zusatzprotokoll zur Men­
schenrechtskonvention über das Recht der Min­
derheiten voranzutreiben, wenn es gelingen soll­
te, den europäischen Menschenrechtsgerichtshof 
so umzugestalten, daß eine raschere und effizien­
tere Entscheidungspraxis gewährleistet wird, 
dann hätte Österreich h ier wiederum wahrhaftig 
Maßgebliches vorgezeichnet und gleichzeitig auf­
gezeigt, daß es in der EG auch möglich wäre, der 
Stimme der Kleinen Gehör zu verschaffen, der 
Stimme der Kleinen, die, wie ich gesagt habe, zu­
sammen durchaus groß sein können. 

Ich bekenne offen, ich bin kein Euro-Pessimist, 
sondern ein sogenannter Euro-Optimist. Und ich 
meine, das Verhältnis Österreich  - Europa ver­
dient es nicht, von pol it ischem Freibeutertum be­
lastet zu werden. Man mag, meine Damen und 
Herren, kritische Distanz haben zu manchen Din­
gen, aber die europäische Idee insgesamt wegen 
vermeintlicher innenpolitisch -populistischer Au­
genblickserfolge aufs Spiel zu setzen, scheint mir 
nicht nur politisch verwerflich, sondern auch, hi-
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storisch gesehen, .für Österrei�h unverzeihl ich  zu 
sein .  (Beifall bei O VP und SPO.j 

Meine Damen und Herren !  Viertens und zum 
Schluß kommend lassen Sie mich,  b itte, sagen -
und ich tue auch das nicht aus persönl icher 
Freundschaft - ,  daß ich mich freue, daß der 
Bundesrat - Sie werden jetzt staunen, d ieses Be­
kenntnis von mir zu  hören - , vorwiegend vertre­
ten durch sein  Präsidium, die Chance nutzt und 
genutzt hat, i nternationale Beziehungen aufzu­
bauen, auszubauen und mitzugestalten. Und er 
leistet damit, so glaube ich, auch einen .�ertvollen 
Beitrag zum außenpolitischen Image Oster reichs 
- sei es durch  die Teilnahme an den parlamenta­
rischen Präsidentenkonferenzen, sei es durch  die 
Tei lnahme am parlamentarischen KSZE-Treffen. 
Ich halte aber auch die Repräsentation des Bun­
desrates bei Besuchsreisen in  d iverse Länder,  wie 
etwa durch Vizepräsident Strutzenberger, so auch 
bei der übermorgen anzutretenden China-Reise, 
über die d ie "Kronen Zeitung" letzte Woche be­
richtet hat, für ungeheuer wichtig. 

Eine Erwähnung besonderer Art verdient i n  
diesem Zusammenhang aber doch wohl  der am­
tierende Präsident Professor Dr. Schambeck. Er 
gilt in  se iner Doppelrolle, wenn ich das so sagen 
darf, als Rechtslehrer und als Spitzenpolitiker als 
einer der gefragtesten Referenten auf allen wich­
tigen Universitäten und bei allen zivi lisierten Re­
gierungen der Welt. Ich habe, wie ich es schon 
einmal gesagt habe, das Vergnügen gehabt, Pro­
fessor Schambeck auf verschiedensten Reisen zu 
begleiten, und ich stehe immer wieder, wen n  wir 
irgendwo ankommen, sch ier fassungslos der Tat­
sache gegenüber, daß ihm sein Ruf schon längst 
vorausgeeilt ist , und ich stehe ebenfalls fassungs­
los der Tatsache gegenüber, daß er in all den be­
suchten Ländern in e inem ungeheuer hohen An­
sehen steht. 

Die Tatsache, daß seinem Ruf zur Enquete des 
Bundesrates am 20. November heurigen Jahres 
n icht weniger als fünf Senatspräsidenten der 
wichtigsten europäischen Länder Folge leisten 
werden - die Zusagen l iegen bereits vor -, ver­
mag, glaube ich, dieses sein Ansehen sinnfäll ig 
deutlich zu machen. All das, meine Damen und 
Herren , trägt zur Festigung der guten außenpoli­
tischen Position Österreichs bei .  (Beifall bei der 
Ö VP.) Ich meine, wir sol lten uns darüber freuen .  
- Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit .  
(Neuerlicher Beifall bei der Ö VP und bei einigen 
Bundesräten der SPÖ. )  1 9.42 

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Meier. Ich erteile ihm 
das Wort. 

19.42 .. 
Bundesrat Erhard Meier (SPO, Steiermark): 

Sehr geehrter Herr Präsident! Herr Bundesmini-

ster !  Sehr geehrte Damen und Herren des Bun­
desrates! Der Außenpolitische Bericht 1 99 1  ist 
e in äußerst umfangreicher Bericht, der mit An­
hang, Tabellen und Statistiken fast 800 Seiten 
umfaßt und der in verschiedenste wichtige Kapi­
te l  gegliedert ist. Natürlich ist das Thema E uropa 
mit seiner neuen politischen Architektur, die po­
l itisch erst im Fertigwerden und deren Sti l noch 
nicht überall ausgereift ist, als Schwerpunkt ent­
halten. Es sind dar in  europäische Institutionen 
und Österreichs bisherige Integrationsbemühun­
gen aufgezeigt. 

Wir werden im nächsten Außenpolitischen Be­
richt diesen heutigen Schritt, nämlich den EWR­
Beschluß, vorfinden,  und ich glaube, daß es ein 
wichtiger Schritt auf dem richtigen Weg war. Bei 
der Integration Europas scheint es doch so zu 
sein,  daß wir alle zu einem bestimmten Ziel ge­
langen, und zu jedem Ziel führen bekanntlich 
mehrere Wege. Beispielsweise gibt es drei  Mög­
lichkeiten, von meinem Heimatort auf der Straße 
nach Wien zu fahren. Auf jeder Straße mag es 
Staus oder Baustellen geben oder mag ein Unwet­
ter kommen, nur soll man dann n icht sagen :  
Wärst du  auf der anderen Straße gefahren ,  dann 
wärst du n icht in dieses Unwetter gekommen. Es 
wird auch auf dem Weg nach Europa Schwierig­
keiten geben. Diese sind aber auch vorhanden, 
wenn man auf einem anderen Weg fährt, wenn 
man etwa einen Umweg über d ie Tschechoslowa­
kei macht. Genauso ist es, wen n  man alle Schwie­
rigkeiten, die da entstehen - viele wurden ja hier 
aufgezählt -, etwa im Bereich der Landwirt­
schaft, in der Texti lbranche, gerade dem Weg 
nach Europa zuschreibt. Man macht sich das zu 
leicht, und man müßte die Frage stellen, welche 
Schwierigkeiten würden dann auftreten, wenn 
man keinen dieser Wege begangen hätte. 

Im Außenpolitischen Bericht 1 99 1  werden be­
sonders die Kapitel über den außereuropäischen 
Raum und über die Weltwirtschaft, vor allem 
aber auch das Kapitel über die internationalen 
Organisationen, die in Wien ihren Sitz haben, 
hervorgehoben. Die internationalen Organisatio­
nen sind mit etwa 4 600 Beschäftigten vertreten, 
haben Budgets gewaltigen Ausmaßes mit beacht­
lichen Lohn- und Gehaltssummen und haben 
sehr viele wichtige H ilfs- und Entscheidungsfunk­
tionen im vielstimmigen Konzert der internatio­
nalen Völkergemeinschaft zu erfüllen. 

Weitere Kapitel befassen sich mit Abrüstung, 
Ökologie, Energie, Kultur, Wissenschaft. Die Au­
ßenpolitik ist die Darstel lung unseres Landes 
nach außen, Werbung für unser Land - ich mei­
ne das nicht im touristischen Sinne - ,  die Vertie­
fung der Beziehungen Österreichs auf den Gebie­
ten des politischen, des wirtschaftl ichen, des kul­
turel len Lebens. Es ist Aufgabe der Außenpolitik ,  
außerhalb unseres Landes Hilfe anzubieten und 
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zu leisten,  zur Friedenssicherung be izutragen und 
an den Lösungen der Weltprobleme mitzuwirken. 
Es entsteht hier weit über Europa h inaus d ie Not­
wendigkeit eines - unter Anführungszeichen 
"globalen Subsidiaritätsprinzips und Sicherheits­
systems" , um auch große Probleme bewältigen zu 
können. Als Beispiele möchte ich nur anführen 
die Welternährung, soziale M indesterfordernisse, 
Rohstoff-Fragen, den Umweltschutz und die 
Friedensordnung. 

Die Außenpolitik vertritt die Familie Öster­
reich . Sie verlangt geschlossenes Auftreten nach 
außen. So groß sind wir ja, ohne uns unterschät­
zen zu wollen, auch wieder n icht, um annehmen 
zu können, daß irgendwo draußen jemanden un­
sere Meinungsversch iedenheiten interessieren. 
Dennoch wird die innere Qualität Österreichs 
ausgedrückt durch viele vergleichbare Indizes bei 
allen, die in aller Welt davon Kenntnis haben. Sie 
ist beispielgebend und anerkannt, und darauf soll­
ten wir auch stolz sein .  

Im Außenpolitischen Bericht 1 99 1  wird neben 
der Bedeutung der Staatsebene auch jener der un­
teren Ebenen, nämlich der der Bundesländer und 
der der Gemeinden, Raum gegeben. Darauf 
möchte ich auch ein wenig eingehen. Dieses The­
ma wird i m  Bericht unter dem Kapitel "Nachbar­
schaftspolitik, internationale Zusammenarbeit 
auf Länder- und Gemeindeebene" auf Seite 1 72 
behandelt. Ohne der hohen Bundesaußenpolitik 
ein Jota i hrer Bedeutung zu nehmen, halte ich die 
über Österreich hinausgehenden Kontakte, Ver­
bindungen und kle inere Gruppen umfassenden 
Beziehungen für wichtig, weil sie in ihrer Summe 
und in der Intensität fundamtentale Bausteine in 
den über die Grenzen des Landes hinausgehen­
den Aktivitäten bilden und zur Stabil ität der Be­
ziehungen wesentl ich beitragen .  

Neben den europäischen Institutionen gibt es ja  
d ie  Regionen Europas. Die  Regionen sind zwar 
noch nicht genau definiert. Wir wissen noch 
nicht, ob sie eine best immte Größe nach Fläche 
oder Einwohnerzahl haben müssen oder ob sie 
ein in geschlossener Lage abgegrenztes Gebiet 
bilden sollen. Aber es gibt, kann man sagen, ge­
sch ichtlich gewachsene Regionen, die über unsere 
Ländergrenzen h inausgehen, und es werden sich 
vielleicht auch noch neue Regionen bilden.  

Vom 7 .  bis  8. Mai 1 99 1  war ja die Versamm­
lung der Regionen Europas als vierte Konferenz 
des Europa der Regionen in Unz. Tei lnehmer 
dieser Versammlung waren Regierungschefs, Prä­
sidenten und Vertreter der Länder, der Regionen 
und autonomer Gemeinschaften .  Dort wurden 
die Forderung nach einem beratenden Regional­
organ mit Klagebefugnis vor dem Europäischen 
Gerichtshof aufgestellt, die Forderung nach Mit­
wirkungsmöglichkeiten im Rahmen des EG-Mi­
nisterrates nach dem Subsidiaritätsprinzip. Auch 

im Schlußdokument von Maastricht ist die Er­
richtung eines Ausschusses der Regionen vorgese­
hen. 

Wir wissen über die Diskussion um Maastricht 
Bescheid, die derzeit läuft. Aber wie immer diese 
Diskussion und die dazu abgegebenen Stellung­
nahmen der damit befaßten Staaten ausfallen, es 
wird dieses Maastricht als gewichtiger Schritt 
nicht mehr wegzudenken sein .  Ich hoffe, daß die 
Stadt Maastricht eine positive Erwähnung in  der 
Geschichte finden wird. 

Interessant ist für uns zum Beispiel, daß dann, 
wenn der EG-Rat Dinge berät, die nach österrei­
chischem Recht in die Kompetenz eines Bundes­
landes fal len, etwa ein Landesrat, ein Mitglied der 
Landesregierung statt des Bundes Österreich dort 
vertreten kann. Es ist allerdings die Frage zu er­
heben: Was ist, wenn es sich um ein Problem han­
delt, das mehrere Bundesländer umfaßt? 

Ich glaube, daß die Einbindung der Regionen 
wichtig ist, daß man aber die in einem europäisch 
integrierten Gesamtstaat bestehenden Strukturen 
des Bundesstaates und der jetzigen Bundesländer, 
wie immer sie in anderen Staaten auch heißen 
mögen,  weiterhin einbinden soll. 

Es wirken derzeit weiters der Ständige Integra­
tionsausschuß der Länder, die Arbeitsgruppe 
EG/Föderalismus, der Rat für Fragen der öster­
reichischen Integrationspolitik, die Arbeitsgruppe 
für Integrationsfragen,  EG und Integrationsrefe­
rate der Landesregierungen und andere Institu­
tionen .  

Die Bundesländer sind ja  seit 1 .  Jänner 1 989 
ermächtigt, laut Artikel 16 BVG in selbständigem 
Wirkungsbereich Staatsverträge mit Nachbarstaa­
ten oder mit deren Teilstaaten abzuschließen .  In 
diese Nachbarschaftspolitik fallen auch etwa die 
ARGE Alp oder kleinere Gruppierungen wie die 
ARGE Alpen-Adria, in denen auch Steiermark 
und Kärnten - diese seien nur als Beispiele ge­
nannt - mitwirken, die ARGE Westalpen, die 
ARGE Donauländer, wo es immerhin 18  Mit­
gliedsgruppierungen gibt, wo aber allerdings 
durch die Vorfälle entlang der Donau - Sie wis­
sen sicher, was ich meine - derzeit ein nicht 
leichtes Verhältnis besteht, und auch die interna­
tionale Bodensee-Konferenz. 

Wichtig für all diese Bemühungen sind der 
Meinungs- und der Informationsaustausch, die 
Koordi nation gemeinsamer Aktivitäten, die Be­
fassung mit gemeinsamen Anliegen, zum Beispiel 
in den Bereichen Verkehr - Aktionsgemein­
schaft Brennerbahn - ,  Wirtschaft, Kunst, Kul ­
tur, U mwelt. Im Umweltbereich sei erwähnt das 
Abkom men über den Schutz der Alpen, die soge­
nannte Alpenkonvention, und ein in Diskussion 
stehendes Arten- und Biotopschutzabkommen. 
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Die letzte Vollversammlung - eine außeror­
dentliche Vol lversammlung - der ARGE Alpen­
Adria fand am 3. Juli 1 99 1  in Klagenfurt statt 
und war leider von den bewaffneten Auseinan­
dersetzungen in Slowenien und Kroatien über­
schattet, welche zum Hauptthema gemacht wur­
den .  Ich möchte hier  unser aller Bedauern über 
die grauenvolle Entwicklung in d iesen Ländern, 
über die Hilflosigkeit, die dabei herrscht, über das 
viele Leid u nschuldiger Menschen aussprechen. 
Ich möchte auch hinweisen auf die Aktion "Nach­
bar in Not" , die eine großartige Leistung aller 
Österreicher ist, die aber auch über Österreich 
h inausgeht. Der Norddeutsche Rundfunk zum 
Beispiel trägt wesentlich dazu bei, d ie Not dort zu 
l indern. Wir können diese Not aber leider nicht 
beheben, sondern nur mildern. 

Von Seite 1 78 bis Seite 1 9 1  sind die außenpoli­
tischen Aktivitäten aller neun österreichischen 
B undesländer angeführt. Die Steiermark hat zum 
Beispiel schon seit vielen Jahren den heutigen 
Staat Lettland als Partnerland, und ich durfte vor 
vielen Jahren mit einer steirischen Delegation un­
ter dem Thema "Volksmusik" bei einem Besuch 
dort dabeisein .  

Es gibt natürlich da immer zwei Ebenen: die 
eine sind die offiziellen Beziehungen der offiziel­
len Vertreter - es war damals Landeshaupt­
mannstellvertreter Professor Jungwirth unser De­
legationsführer - ,  auf der anderen gibt es immer 
viel Kontakt mit den Menschen, die nicht in ho­
her d iplomatischer Mission unterwegs sind. Die 
Ausseer Volksmusikgruppe, die mit dabei war, 
hat in aller Kürze ein lettisches Volkslied einge­
lernt, das dort bei einer Abschlußkundgebung ge­
spielt wurde. Ich habe damals in dem Saal, in wel­
chem das Treffen stattfand, in  Riga, gespürt, daß 
in d iesem Volk etwas im Gange ist, an das wir 
damals noch n icht glauben konnten, nämlich eine 
i nnere gewaltlose Revolution gegen das bestehen­
de System des Kommunismus, und ich glaube, 
daß alle Beziehungen von außen,  wo Menschen 
gezeigt haben,  wie es woanders, nämlich im freien 
Westen, sein  kann, dazu beigetragen haben. Auch 
diese Partnerschaften tragen die Außenpolitik 
mit .  

Zum Schluß möchte ich noch ein paar Worte 
zur internationalen Zusammenarbeit auf Ge­
meindeebene sagen .  Städte- und Gemeindebund 
arbeiten im Meinungsaustausch mit vielen Ge­
meindeverbänden in den Nachbarstaaten zusam­
men. Es gibt die Ständige Konferenz der Gemein­
den und Regionen Europas. Da gibt es wiederum 
offizielle Kontakte mit Bürgermeistern, Gemein­
deräten,  Repräsentanten, und es  gibt auch da 
Konferenzen ,  Tagungen und Kongresse. 

Sehr wichtig scheinen mir auch - ich möchte 
das noch e inmal betonen - die persönlichen 
Kontakte mit den Bürgern, die keine gewählten 

Funktionen innehaben, zu sein .  Ich kenne aus ei­
gener Erfahrung eine Partnerschaft, die zwischen 
einem Karnevalsverein des Stadttei ls Oppau-Lud­
wigshafen und einer Feuerwehrmusikkapelle aus 
Bad Aussee entstanden ist. Oppau ist eine Indu­
striestadt, dort gibt es die BASF-Werke, Bad Aus­
see ist h ingegen ein Kurort. Getragen wird diese 
Partnerschaft aber nicht von den B ürgermeistern 
und Gemeinderäten, sondern von den beiden 
Vereinen, und sie hat sich auf Familien und ande­
re Freundschaften ausgeweitet. 

Eine andere Partnerschaft gibt es mit der Stadt 
Plaisir - das ist ein mehrdeutig klingender Name 
- ,  westlich von Paris gelegen. Diese Partner­
schaft funktioniert trotz der Verschiedenheit der 
Sprachen, wir Österreicher lernen halt in erster 
Linie Englisch. Aber wir haben, angeregt durch 
den Austausch von Jugendgruppen, jetzt auch an 
unseren Schulen, und zwar an den Pflichtschulen 
über die Freigegenstände als zweite Fremdspra­
che Französisch eingeführt. Auch diese Partner­
schaft wird getragen von den Menschen, von den 
Bürgern und nicht von den Bürgermeistern. 

Ich wei ß  schon, daß es so manche Partnerschaf­
ten gibt, die nur auf dem Papier stehen, damit am 
Ortsbeginn die Tafel "Europagemeinde" steht, 
die Partnerschaft mit soundso viel Städten hat. 
Viele funktionieren aber tatsächlich .  Gerade für 
die Jugend ist es wichtig, sich gegenseitig kennen­
zulernen , und es tut ein bißchen weh, daß die 
Interrailkarte jetzt zur Diskussion steht, die die 
Jugend Europas doch zu relativ günstigen Preisen 
"durcheinandergewürfelt" hat. Ich bedauere das, 
wenn man auch, wenn man mit dem Zug fährt, 
oft über die Beine schlafender junger Menschen 
aus allen Ländern drübersteigen muß ,  die den 
Gang blockieren.  

Es erscheint mir  neben der offiziellen Politik ,  
der Politik der Diplomatie und der Politik der 
Kongresse, die Vertiefung der menschl ichen Kon­
takte, insbesondere auch im Hinblick auf die Eu­
ropäische Integration, wichtig zu sein .  Ich meine , 
daß es auf die Menschen ankommt und daß wir 
gemeinsam mit der Bundesregierung für diese In­
stitutionen wirken sol len und das notwendige Nä­
herrücken besonders betonen sollen. 

Wichtig ist, daß die Menschen bereit sind, die 
Außenpolitik mitzutragen.  Darum müssen wir 
uns in besonderem Maße bemühen. Der Ruf nach 
breitgetragenem Verständnis und nach Bereit­
schaft zum Verstehen des anderen ergeht an die 
Außenpolitik aller Staaten, an die österreichische 
Außenpolitik, die von Einigkeit getragen sein 
soll, und an alle Bürgerin nen und Bürger unseres 
Staates, dies gerade jetzt, wo wir große  Entschei­
dungen für ein Näherrücken in der Zukunft tref­
fen. (Beifall bei SPÖ und Ö VP.) 19.58 
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Vizepräsident Walter Strutzenberger: Nächster 
Redner ist Herr Bundesrat Dr. Linzer. Ich erteile 
ihm das Wort. 

19.58 .. 
Bundesrat Dr .  M ilan Linzer (OVP, Burgen-

land) :  Herr Präsident! Herr Bundesminister !  Mei­
ne Damen und Herren!  Hoher Bundesrat! Das 
Jahr 199 1  war gekennzeichnet von einer rasan­
ten ,  schicksalsschweren Entwicklung, insbesonde­
re in Mittel- und Osteuropa. Die internationale 
Staatenwelt mußte fertigwerden mit dem Golf­
konflikt, mußte sich auseinandersetzen mit dem 
EG-Weg zur Pol itischen, Wirtschafts- und Wäh­
rungsunion. Der größte Wirtschaftsraum der 
Erde , der EWR, wurde verhandelt und wurde 
heute. wie wir vom Herrn Bundesminister Schüs­
sel gehört haben ,  von Österreich als erstem Land 
auch ratifiziert. I m  Osten Europas gab es den Zu­
sammenbruch der kommunistischen Systeme 
durch die Revolution im Herbst 1 989. Die Ost­
West-Tei lung Europas wurde beseitigt. 

Daran anknüpfend stellt sich die Frage: Haben 
wir Österreicher m it unserem Neutral itätsstatus 
nicht die Pflicht, unsere Sicherheitspolit ik im 
Hinblick auf  diese neue Situation zu überdenken? 
Ist unsere Position im Herzen Europas noch im­
mer quasi die einer Insel der Seligen? 

Meine Damen und Herren !  Angesichts der Tat­
sache, daß der bewaffnete Kampf im Nachbarland 
Jugoslawien bis an unsere Landesgrenzen heran­
reichte, haben auch unsere Bürger, gerade jene in 
Ostösterreich, ein neues Sicherheitsbewußtsein 
entwickelt. 

Ich will nicht dramatisieren, aber da und dort 
gibt es doch e ine gewisse Verunsicherung, viel­
leicht auch deswegen, wei l  man um die Geschich­
te des Landes weiß ,  wei l  man weiß ,  daß es h ier 
eigentlich noch in  jedem Jahrhundert Gewalt, 
Plünderungen,  B rand und Mord gegeben hat. 

Wir anerkennen nunmehr in vermehrtem Aus­
maß die Erfordernisse der militärischen Landes­
verteidigung. Das Bundesheer ist sozusagen wie­
der bewußte Real ität geworden, und es wird ak­
zeptiert. 

Meine Damen u nd Herren!  In der so wichtigen 
Sicherheitspolitik benötigen wir nunmehr eine 
umfassende Landesverteidigung, so wie b isher 
eine aktive Außenpolitik,  vor allem aber auch ge­
eignete Maßnahmen zur Wahrung der inneren 
Stabilität unseres Landes. 

Wir haben Gott sei Dank eine hervorragende 
Mitarbeit bei den internationalen Institutionen, 
so etwa im UN-Sicherheitsrat. Ich darf mit Ihrer 
Zustimmung, Herr Bundesminister, erwähnen, 
die hervorragende Mitarbeit des Botschafters Ho­
henfellner, der den Vorsitz führt, und ich darf 
feststellen, daß es in Zukunft darum geht, an der 

Errichtung von Strukturen der kooperativen und 
kollektiven Sicherheit in Europa m itzuwirken . 
Dabei gilt es, ein umfassendes, den Kontinent 
umspannendes System zu schaffen,  das Sicherheit 
gewährleistet, die Zusammenarbeit fördert und 
getragen wird von allen europäischen Institutio­
nen, insbesondere von EG, KSZE, Europarat und 
Westeuropäischer Union. 

Meine Damen und Herren! Wir alle werden 
tagtäglich mit den Schreckensmeldungen aus Bos­
nien-Herzegowina konfrontiert, dem grausamen 
Bürgerkrieg, der schl immsten Form des Krieges 
- Nachbar gegen Nachbar - ,  Krieg von Völ­
kern, von Ideologien,  von Religionen. Blanker 
Haß wird freigelegt. 

Aber blenden wir zurück ins Jahr 1 989. Mit 
dem Rückgang der Macht der Kommunistischen 
Partei ,  mit deren Selbstauflösung 1 990 ver­
schwand die bisherige eigentliche Machtfigur der 
Zentralgewalt in Jugoslawien,  in unserem Nach­
barland. Es begann ein Demokratisierungspro­
zeß, dessen Umsetzung allerdings erschwert wur­
de durch eine politische, wirtschaftl iche und ge­
sellschaftl iche Krise im Lande. 

Vielfach fragt man sich nach den Ursachen, 
und ich möchte hier zwei, drei anführen. In wirt­
schaftl icher Hinsicht war es zweifellos das Span­
nungsfeld, das es zwischen Serbien, der Haupt­
stadt Belgrad einerseits, und den anderen Staaten 
dadurch gegeben hat, daß in erster Linie Kroatien 
und Slowenien, die wirtschaftlich etwas stärkeren 
Länder, einen wesentlich höheren Antei l  zum 
Bundesbudget zu erbringen hatten,  als nach der 
Bevölkerungszahl gerechtfertigt gewesen wäre. 
Ein Beispiel: S lowenien hat 8 Prozent der Bevöl­
kerung des ehemaligen Jugoslawien und hatte 
20 Prozent des Bundesbudgets zu erbringen. Und 
vom Bundesbudget gingen etwa 60 Prozent an 
das Militär, selbstverständlich zur Stärkung des 
Mil itärkommunismus. 

Meine Damen und Herren! Wir Österreicher 
hatten die Pflicht, d iesen Demokratisierungspro­
zeß in Jugoslawien zu fördern, ohne uns direkt in 
innerstaatliche Verhältnisse einzumischen. Auf 
der Grundlage der Pariser Charta der KSZE ha­
ben wir uns dazu bekannt, daß es in den neuen 
Ländern zu einer dauerhaften Verankerung der 
Demokratie, der Rechtsstaatlichkeit, der Men­
schenrechte, der Minderheitsrechte und der Ein­
richtung einer Marktwirtschaft kommen soll. Kei­
neswegs sollte dabei von uns ein Feindbild Ser­
bien aufgebaut werden. 

Ich stimme prinzipiell dem Vorredner, Herrn 
Konecny, zu, daß es wohl eine gewisse Gratwan­
derung gegeben hat und auch heute noch gibt, 
aber wir Österreicher sollten dazu stehen, daß wir 
uns in die innerstaatlichen Verhältn isse nicht ein­
mischen, daß wir zweifellos gegen das serbische 
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Volk nicht voreingenommen sind, daß wir kein 
Interesse haben ,  dieses Volk sozusagen niederzu­
machen. Aber wir so l lten zweifellos immer wie­
der sagen ,  wofür und wogegen wir Politik ma­
chen , vor allem wogegen wir sind. Wir sind gegen 
Gewaltanwendung, wir sind gegen Polizeiterror, 
wir sind gegen Aggression, gegen Mi l itärterror, 
Haß, Mißgunst, Gewalt und Menschenrechtsver­
letzung. Und wir sol lten auch immer wieder sa­
gen,  wofür wir eintreten :  nämlich für Selbstbe­
stimmung, für Menschenrechte, für gute nachbar­
schaftliche Beziehungen und vor allem für einen 
adäquaten Minderheitenschutz. 

Damit bin ich jetzt bei einem der Gründe, die 
zweifellos auch mitgespielt haben, daß es zu krie­
gerischen Auseinandersetzungen gekommen ist. 
Ich glaube, daß es in Jugoslawien in besonderem 
Maße zu einem sorglosen Umgang mit dem Min­
derheitenschutz gekommen ist, mit dem Schutz 
der Volksgruppen. Ich möchte heute von dieser 
Stelle aus keineswegs Schuldzuweisungen ma­
chen ,  aber ich glaube , daß man hier kein Land 
ausschließen kann. Es ist zweifellos in allen Län­
dern und Tei l republiken zu Verletzungen des 
Minderheitenschutzes gekommen. 

An diesem Beispiel zeigt sich einmal mehr, wie 
wichtig und wie besonders anerkennenswert die 
Initiative Österreichs ist, daß dieser Minderhei­
tenschutz mittels Ergänzung der Europäischen 
Menschenrechtskonvention auf europäische Ebe­
ne verlagert wird, daß wir ein sogenanntes eu­
ropäisches Volksgruppenrecht bekommen. 

Mein Vorredner, Dr. Strimitzer ,  hat die Arbeit 
unseres Herrn Bundesministers zweifellos in ge­
höriger Form gewürdigt. An sich wäre dem n ichts 
hinzuzufügen .  Lieber Herr Bundesminister! Ich 
darf aber vor al lem auch an dieser Stelle Ihre be­
sondere Arbeit und Ihr Engagement h insichtlich 
des Volksgruppenrechts und überhaupt Ihr Enga­
gement für die Menschenrechte und Grundfrei­
heiten noch im besonderem Maße hervorstrei­
chen, sei es Ihr Engagement bei der KSZE, sei es 
im Europarat. Ich zolle Ihnen von hier aus Re­
spekt und Anerkennung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren !  Gerade in den letz­
ten Tagen haben wir wieder Nachrichten aus Bos­
nien und Herzegowina über brutale Menschen­
rechtsverletzungen bekommen. Wir sollten dies 
nicht widerspruchslos zur Kenntnis nehmen, und 
der Herr Bundesminister hat, wie schon vielfach 
in den vorangegangenen Monaten ,  diese Men­
schenrechtsverletzungen in einer Aussendung in 
entsprechender Form veru rteilt. 

Alles in allem läßt sich sagen, daß wir in  Jugo­
slawien sozusagen einen  Testfall haben - n icht 
nur für uns Österreicher, sondern einen Testfall 
vor allem für die EG u nd für die S icherheitsge­
meinschaft. Es wird darauf ankommen, ob es der 

EG,  aber natürlich auch der UNO, dem S icher­
heitsrat gelingen wird , jene Mechanismen zu fin­
den, die notwendig sind, daß es zu einer Streitbei­
legung kommt. 

Meine Damen und Herren !  Ich möchte schon 
zum Schluß kommend feststel len: Sosehr  wir die 
Humanhilfe begrüßen - und wir sollten an die­
ser Stelle über Fraktionsgrenzen hinweg beson­
ders dankbar sein für die Aktion "Nachbar in  
Not" , die in einer großartigen Weise von Öster­
reich aus gestartet wurde, nunmehr auch andere 
europäische Länder erfaßt hat und zweifel los die 
größte Not in Jugoslawien, vor allem jetzt in Bos­
nien und Herzegowina, l indert - ,  sosehr  sollten 
wir doch neue Hoffnung auf eine friedliche Beile­
gung schöpfen, und zwar durch gemeinsame An­
strengungen aller europäischen Institutionen, al­
ler Staaten, damit der Frieden auf unserem Konti­
nent, der F rieden in Jugoslawien wiederherge­
stellt wird. - Ich danke Ihnen. (Beifall bei Ö VP 
und SPÖ.) 20.1 1  

Vizepräsident Walter Strutzenberger: Ich er­
teile Frau Bundesrätin Dr. Karlsson das Wort. 

20.11  
Bundesräti n  Dr . Irmtraut Karlsson (SPÖ, 

Wien) :  Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehr­
ter Herr Minister! Hoher Bundesrat! Ich kann 
meine Ausführungen kurz halten,  möchte aber 
doch drei Bereiche, die mir aus aktue llem Anlaß 
am Herzen l iegen, streifen .  

E in  Bereich wurde von meinem Vorredner und 
Fraktionskollegen Konecny schon angesprochen, 
nämlich die Rol le der österreichischen Außenpo­
litik als Vermittler in  d iesem sehr schwierigen, 
sehr  blutigen und uns alle erschreckenden Kon­
flikt im ehemaligen Jugoslawien .  

H ier ist es wirklich ganz, ganz angebracht, zu 
sehen, auf welche Seite wir uns sch lagen ,  und 
nicht Personen , die vielleicht nur einen Tei l  ihres 
Volkes repräsentieren, als Synonym für das ganze 
Land oder die gesamte Bevölkerung zu nehmen. 
(Beifall bei der SPÖ.) 

Ich spreche hier besonders den Herrn Tudjman 
an, den Präsidenten von Kroatien, der in seinem 
Wirkungsbereich - und ich glaube, daß wir die 
Pflicht haben, hier ebenfalls kritische Anmerkun­
gen zu machen - Einschränkungen der Men­
schenrechte, schwerste Einschränkungen der 
P ressefreiheit administriert und mitnichten für 
das kroatische Volk in seiner Gänze spricht. Hier 
müssen wir sehr vorsichtig sein, daß nicht unun­
terbrochen Tudjman und österreich ische Politi­
ker in  einem Atemzug genannt werden .  (Beifall 
bei der SPÖ.) 

Wie schwierig es ist - das wurde ebenfalls von 
meinem Vorredner, diesmal vom Herrn B undes­
rat Meier, angesprochen - ,  überhaupt über Au-
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ßenpolitik objektive und überprüfbare, Berichte 
nicht nur zu bekommen, sondern auch der Bevöl­
kerung weiterzugeben, möchte ich an einem an­
deren Beispiel aufzeigen, das weniger blutig als 
der Konflikt in Jugoslawien ist, wo die Berichter­
stattung aber in vielen Teilen ebenfalls e indeutig 
ist, nämlich am Beispiel Schweden. 

Es wurden in den letzten Tagen in den Zeitun­
gen Berichte gebracht, die lauteten: Das schwedi­
sche Modell ist tot. Es geht sich al les nicht aus. 
H iermit ist bewiesen, daß der Wohlfahrtsstaat 
n icht machbar ist. Verschwiegen wurde in diesen 
Berichten, daß im September 1 99 1  eine konser­
vative Koalitionsregierung dazu angetreten ist, 
d iesen Wohlfahrtsstaat zu zerstören (Bundesrat 
Ing. P e  n z: Also, bitte, das ist doch absurd! Das 
glauben Sie selber nicht.' ! , und zwar eindeutig mit 
einer Systemänderung. Die Arbeitneh merfonds 
sollten abgeschafft, die Steuern für die Besserver­
dienenden gesenkt werden. Es wurden keine 
Maßnahmen gegen die Arbeitslosigke it gesetzt. 
(Bundesrat Ing. P e  n z: Weil viele Dinge nicht 
mehr leistbar waren!) Eine Politik der Spekula­
tion mit der schwedischen Krone brachte einen 
enormen Kapitalabfluß  und damit die Zerstörung 
vieler Betriebe. 

Man hat dann, als man vor dem Scherbenhau­
fen gestanden ist und nicht mehr weiter wußte, 
als das Zinsniveau in schwindelnde Höhen gestie­
gen ist , die Sozialdemokratie zu Hi lfe gerufen. 
(Bundesrat Ing. P e  n z: Und die regelt das jetzt.') 
Und diese schwedische Sozialdemokratie hat 
Maßnahmen gesetzt! Einerseits um 1 20 000 neue 
Arbeitsplätze zu schaffen, um die Arbeitslosigkeit 
zu verringern - ich könnte die Zahlen nennen; 
ich habe das auch in einer Aussendung gemacht 
- ,  die Mindestpensionen wurden mitnichten ge­
kürzt, wie das in unseren Zeitungen zu lesen war, 
und die Steuersenkung für die Besserverdienen­
den wurde h intangehalten. 

Dazu möchte ich schon noch anmerken, daß es 
auch bei uns so ein b ißchen das Liebäugeln gibt, 
mit einer knappen Mehrheit gegen eine starke So­
zialdemokratie anzuregieren .  Daher wäre es an­
gebracht, sich das schwedische Beispiel genauer 
anzusehen. (Bundesrat Dr. K a u  f m a n  n: Die So­
zialisten werden alles machen! Pardon! Die Sozial­
demokraten.') 

Zum letzten Punkt möchte ich nur noch etwas 
berichten,  weil es im Außenpolitischen Bericht zu 
Recht nur ein kle iner Tei l  ist. Ich sage, zu Recht, 
weil der Außenpolitische Bericht sehr große Teile 
der Tätigkeit des Außenministeriums und inter­
nationalen Organisationen widergibt und uns 
auch immer eine Fülle - das muß ich auch sagen 
- von Informationen zusammenträgt. Daher ist 
die parlamentarische außenpolitische Tätigkeit 
nur ein geringer Tei l .  Ich sage das nicht a ls Kritik ,  
aber i ch  möchte nur  berichten,  daß es  e in  Gebiet 

gibt, auf dem, glaube ich, wir Parlamentarier prä­
destiniert sind, außenpolitisch tätig zu sein,  und 
zwar ist das dort, wo wir jungen Demokratien an 
die Hand gehen können bei der Veranstaltung 
von Wahlen, bei der Durchführung von Wahlen 
und bei der Wahlbeobachtung. (Der P r ä  s i  -
d e n  t übernimmt den Vorsitz. ) 

Kollege Barmüller von der FPÖ und ich wur­
den vom Parlament nach Rumänien entsandt, um 
Wahlbeobachtung durchzuführen ,  und wir konn­
ten beide aufgrund unseres Erfahrungsschatzes 
mit Wahlen in Österreich doch sehr viele Beob­
achtungen machen. Im Gegensatz zu einer Dele­
gation des Europarates, die mehr oder minder ei­
nen Persilschein für diese Wahlen ausgestellt und 
in einer Pressekonferenz auch gemeint hat, daß 
diese Wahlen durchaus ein positiver Beitrag zu 
einem vollen Beitritt Rumäniens in den Europa­
rat sein können,  haben wir doch einige Anmer­
kungen gemacht, die vielleicht auch dazu dienen 
sollten, dieses Rumänien und das Wahlresultat 
noch ein ige Zeit zu beobachten und nicht gleich 
so hoIterdiepolter zu sagen:  Jetzt ist Rumänien 
eine Demokratie, eine volle Demokratie im Sinne 
unserer Standards im Europarat! 

Ich glaube, daß diese Aufgabe besonders von 
uns Parlamentariern auch in Zukunft geleistet 
werden soll . Damit können wir einen wesentli­
chen Beitrag erbringen, um den neuen Demokra­
tien in bezug auf die Einrichtungen demokrati­
scher Wahlen, auf die Einr ichtungen demokrati­
scher Parlamente zu helfen und sie auch zu bera­
ten. - Danke. (BeifaLL bei der SPÖ.j 20.1 9  

Präsident: Zum Wort hat sich weiters Herr 
Vizepräsident Dr. Martin Strimitzer gemeldet. 
Ich erteile es ihm. 

20.19 
Bundesrat Dr. Martin Strimitzer (ÖVP, Tirol ) :  

Herr Präsident! Herr Bundesminister !  Meine Da­
men und Herren ! Ich habe mich lediglich deswe­
gen noch einmal zu Wort gemeldet, wei l  ich mei­
ne, daß eine Bemerkung der Frau Kollegin Dr. 
Karlsson nicht unerwidert im Raum stehengelas­
sen werden so ll . 

Sie hat, irgendwie verklausuliert zwar, aber 
doch unmißverständlich, zum Ausdruck ge­
bracht, daß eine einseitige Parteinahme so gewis­
sermaßen für den kroatischen Präsidenten 
Tudjman, den sie auch namentlich genannt hat, 
doch irgendwie bedenklich wäre, wei l  dieser 
Mann offensichtlich auch nicht vol l  demokratisch 
legitimiert sei .  Ihre Bemerkung ist in die Rich­
tung gegangen, daß nicht alle Kroaten h inter ihm 
stünden .  (Bundesrätin Dr. K a r  l s s 0 n:  42 Pro­
zent!) Er würde so gewissermaßen Aggressions­
handlungen decken, habe ich verstanden. (Bun­
desrätin Dr. K a r  l s s o  n: Pressefreiheit einge­
schränkt.') 

558. Sitzung BR - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 75 von 77

www.parlament.gv.at



26796 B undesrat - 558. S itzung - 30. September 1 992 

Dr. Martin Strimitzer 

Darf ich ,  bitte , ohne für Präsidenten Tudjman 
Partei ergreifen zu wol len - das ist weder meine 
Aufgabe, noch habe ich die Absicht, dies zu tun 
- , doch folgendes k larste llen. Der kroatische 
Präsident Tudjman ist in e iner demokratischen, 
völlig freien Wahl, die von einer ganzen Reihe 
von Wahlbeobachtern aus einer ganzen Reihe de­
mokratischer europäischer Staaten beobachtet 
worden ist, als Präsident bei diesen freien Wahlen 
hervorgegangen . Das heißt also, es ist durchaus 
e ine demokratische Legitimation dieses Staats­
oberhauptes als gegeben anzunehmen. 

Eine derartige demokratische Legitimation ist 
auf seiten des serbischen Präsidenten Milosevic 
n un aber eindeutigerweise nicht gegeben. Derar­
tige freie, demokratische Wahlen hat es in Ser­
bien nicht gegeben . Ich bitte Sie doch auch festzu­
halten, wenn man von Aggression und derglei­
chen Dingen spricht, daß sich der serbische Präsi­
dent Mi losevic beziehungsweise die Republik 
Serbien am 1 5. April des heurigen Jahres von der 
KSZE, also der Konferenz für Sicherheit und Zu­
sammenarbeit in Europa, von nicht weniger als 
5 1  europäischen Staaten den Vorwurf gefallen 
hat lassen m üssen und ihm nicht widersprechen 
hat können - das heißt, er hat zwar den Versuch 
unternommen, es ist aber dieser Versuch kläglich 
gescheitert - ,  daß Serbien gegen Bosnien-Herze­
gowina als Aggressor anzusehen ist. Dies zu sa­
gen ,  scheint mir  zur KlarsteI lung der Din.ge von­
nöten gewesen zu sein .  (Beifall bei der 0 VP. -
Bundesrätin Dr. K a r  l s s 0 n: Dies habe ich nie 
bestritten! Ich gLaube nur, daß Präsident Tudjman 
nicht das weiße Schaf ist, das Sie sich vorstellen!) 
20.22 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist Herr Bun­
desminister Dr. Mock .  Ich erteile es ihm. 

Frau Kollegin !  Wollen Sie sich noch einmal zu 
Wort melden? - Nein. 

20.22 
Bundesmin ister für auswärtige Angelegenhei­

ten Dr. Alois Mock: Meine Damen und Herren !  
Ich werde mir auch d ie Disziplin auferlegen, die 
sich die Damen und Herren Bundesräte bei der 
Debatte zum Außenpolitisc hen Bericht auferlegt 
haben. 

Herr Bundesrat Konecny! Sie wissen, daß ich 
Ihren Ausführungen mit besonderer Aufmerk­
samkeit folge. Sie haben im Zusammenhang mit 
dem Konflikt in Jugoslawien mit Recht auch von 
einer Gratwanderung gesprochen. Es ist wichtig, 
sich nicht hineinziehen zu lassen und doch in 
wichtigen F ragen k lare Position zu beziehen. Sie 
haben von der Äquid istanz, von der Neutralität 
gegenüber den Konfl iktparteien gesprochen. 

Was die Äquidistanz anbe langt - Herr Bun­
desrat Strim itzer hat dazu Stellung genommen - ,  

muß ich sagen: E s  kann für mich keine Äqu idi­
stanz zur Tatsache geben ,  daß hier eine Aggres­
sion vorliegt. Meine Damen und Herren!  Es ist 
so, daß 5 1  Länder, die über vieles, was d iesen 
Konflikt anbelangt, unterschiedlicher Meinung 
s ind, Serbien und die jugoslawische Volksarmee 
klar als Aggressor bezeichnen. Dazu kann es 
doch, ich bi��e Sie, keine Äquid istanz  geben. (Bei­
fall bei der 0 VP.) 

Daß auf allen Seiten Fehler gemacht werden, 
wird niemand bestreiten, aber daß auch Präsident 
Tudjman, den man durchaus in seiner Politik 
auch kritisieren kann, demokratisch gewählt wur­
de, das ist eine Tatsache. Die KSZE hat festge­
stellt , daß die Wahlen in Belgrad nicht demokra­

tisch waren . 

Meine Damen und Herren !  Wenn einmal Lord 
Owen und Cyrus Vance feststellen , daß es wahr­
scheinlich, mit größter Wahrscheinlichkeit ein 
Massaker an 3 000 Menschen gegeben hat - Ver­
mittler, die tatsächl ich jede Woche ,  jeden Monat 
mit allen Seiten reden - , dann kann es in dieser 
Frage keine Äquidistanz geben. 

Neutralität heißt für mich mi litärisch nicht h in­
eingezogen zu werden, und sonst n ichts. Öster­
reich hat 1956 ke ine Äquid istanz zum ungari­
schen Volksaufstand und zum Niederschlagen der 
Revolutionäre, die die Freiheit für Ungarn woll­
ten, gehabt. Wir haben immer wieder k lare Posi­
tion bezogen, das müssen wir auch in dieser Frage 
tun . 

Ansonsten wird es so sein ,  wie es in  der Ge­
sch ichte schon gelegentlich war, meine Damen 
und Herren: I� nachhinein ist dann beklagt wor­
den, daß man Aquidistanz zu versch iedenen Vor­
gängen in den dreißiger Jahren gehalten hat. Mit 
Recht ist das kr itisiert worden .  Die Neutral ität 
konnte für uns immer nur eine mi litärische Neu­
tralität sein, keine ideologische, keine politische, 
keine gesellschafts politische und schon gar nicht 
dann, wenn Dinge vorkommen wie das "ethnic 
cleansing" , von dem ich vor drei Jahren glatt ge­
sagt hätte, daß es in Europa nicht mehr möglich 
ist. 

Ich möchte daher auch den Damen und Herren 
auch �ittei len, daß sich gerade im kommenden 
Jahr Osterreich wieder massiv für die Stärkung 
der Menschenrechte einsetzen wird. Voraussicht­
lich wird im Juni  1 993 d ie UN -Menschenrechts­
konferenz in Wien stattfinden. Wir werden i n  e i­
nem besonders schwierigen Dialog im März des 
kommenden Jahres eine Veranstaltung haben, 
und zwar eine islamisch-christliche D ialogkonfe­
renz. Wir werden im Oktober kommenden Jahres 
eine Gipfelkonferenz des Europarates haben, der 
sich vor allem mit Minderheiten, Fragen der 
Menschenrechte beschäftigt . Das war immer ein 
zentrales Anl iegen, das wird auch ein Anliegen 
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bleiben, aber ich bitte Sie um Verständnis, wenn 
ich gerade im jugoslawischen Konflikt oder im 
Konflikt Ex-Jugoslawiens in der Frage der Men­
schenrechte auch sehr  k lar Position bezogen 
habe. (Beifall bei Ö VP und FPÖ.)  20.27 

Präsident: Weitere Wortmeldungen l iegen 
nicht vor. 

Wünscht jemand das Wort? - Es ist dies nicht 
der Fall . Die Debatte ist geschlossen .  

Wird von der  Berichterstattung e in  Schlußwort 
gewünscht? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen daher zur A b  s t i m  m u n g. 

Ich bitte jene Bundesrätinnen und Bundesräte, 
die dem Antrag zustimmen, den vorliegenden Be­
richt zur Kenntnis zu nehmen, um ein Handzei­
chen. - Es ist dies S t i m  m e  n e i n  h e l l  i g ­
k e i  t. 

Der Antrag, den Bericht zur Kenntnis zu neh­
men, ist somit a n g e n  0 m m e  n. 

Abstandnahme von der 24stündigen 
Aufliegefrist 

Präsident: Nachzutragen,  Hoher Bundesrat, ist 
noch ein Beschluß auf Abstandnahme von der 
24stündigen Aufliegefrist der Ausschußberichte 
gemäß § 44 Geschäftsordnung des Bundesrates. 

Ich ersuche jene Mitgl ieder des Bundesrates, 
die mit der Abstandnahme von der 24stündigen 

Aufliegefrist der Ausschußberichte einverstanden 
sind, um ein Handzeichen. - Das ist S t i m  -
m e  n e  i n h e l l  i g k e i t. Somit ist auch diesem 
Erfordernis Rechnung getragen .  

D ie  Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe noch bekannt, daß seit der letzten be­
ziehungsweise der heutigen Sitzung insgesamt 
fünf Anfragen (883/J b is 887/J) eingebracht wur­
den. 

Den von den Bundesräten Dr. Kapral und Kol­
legen eingebrachten Selbständigen Antrag betref­
fend Änderung des Katastrophenfondsge­
setzes 1 986 w e  i s e ich dem Finanzausschuß 
z u . 

Die Einberufung der n ä c h s t e n Sitzung des 
Bundesrates wird auf schriftlichem Wege erfol­
gen. 

Als Sitzungstermin ist Donnerstag, der 22. Ok­
tober 1992, 9 Uhr, in Aussicht genommen. 

Für die Tagesordnung dieser Sitzung kommen 
insbesondere jene Vorlagen in  Betracht, die der 
Nationalrat b is dahin  verabschiedet haben wird, 
soweit sie dem Einspruchsrecht beziehungsweise 
dem Zustimmungsrecht des Bundesrates unterlie­
gen.  

Die Ausschußvorberatungen sind für D ienstag, 
den 20. Oktober 1992, ab 14 Uhr vorgesehen. 

Die Sitzung ist g e s c h i  0 s s e n . 

Schluß der Sitzung: 20 Uhr 28 Minuten 

Österreichische Staatsdruckere i .  92 0 1 5 4 
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